Aktenzeichen: 32-4354.2-4 und 5/B 15neu

Regierung von Niederbayern

Planfeststellungsbeschluss

B 15neu, Regensburg - Landshut - Rosenheim;

Anderung der beiden Planfeststellungen i.d.F. vom 30.9.2014
Az. 32-4354.2-4/B 15neu fur den Abschnitt Saalhaupt - Neufahrn i. NB
und
Az. 32-4354.2-5/B 15neu fur den Abschnitt Neufahrn i. NB - Ergolds-
bach fir den Neubau der Anschlussstelle LA 25 bei Neufahrn i. NB
von Bau-km 33+141 bis Bau-km 33+938 (Anderungsbereich)

und

Kreisstralde LA 25;

Neubau der Zubringerstral3e LA 25 von der Bundesstralde 15alt bis zur
Anschlussstelle Neufahrn i. NB von Bau-km 0+000 bis Bau-km 1+350

Landshut, 26.1.2016
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Gesetz zur Ausfiihrung des Biirgerlichen Gesetzbuches
Allgemeines Ministerialamtsblatt

Allgemeines Rundschreiben StralRenbau des BMVI
BundesstralRe

Bundesautobahn

Baugesetzbuch

Bayerische Bauordnung

Bayerisches Bodenschutzgesetz

Bayerisches Enteignungsgesetz

Bayerisches Naturschutzgesetz
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Aktenzeichen: 32-4354.2-4 und 5/B 15neu

Vollzug des FStrG und des BayStrwg,;

B 15neu, Regensburg - Landshut - Rosenheim;

Anderung der beiden Planfeststellungen in der Fassung vom 30.9.2014 Az. 32-4354.2-4/B
15 neu fir den Abschnitt Saalhaupt - Neufahrn i. NB und Az. 32-4354.2-5/B 15neu fir den
Abschnitt Neufahrn i. NB - Ergoldsbach fir den Neubau der Anschlussstelle LA 25 bei
Neufahrn i. NB von Bau-km 33+141 bis Bau-km 33+938 (Anderungsbereich)

und

Kreisstralle LA 25;

Planfeststellung fir den Neubau der Zubringerstrale LA 25 von der Bundesstral3e 15alt
bis zur Anschlussstelle LA 25 bei Neufahrn i. NB von Bau-km 0+000 bis Bau-km 1+350 im
Gebiet der Gemeinde Neufahrn i. NB mit 6kologischen Ausgleichsflachen auch im Gebiet
des Marktes Ergoldsbach (Gemarkung Iffelkofen)

Die Regierung von Niederbayern erlasst folgenden

Planfeststellungsbeschluss

A Tenor

1. Feststellung der Plane

1.1 Zusammentreffen mehrerer Vorhaben

Das Verfahren zur Anderung der beiden Planfeststellungen fir die B 15neu im
Abschnitt Saalhaupt - Neufahrn und im Abschnitt Neufahrn - Ergoldsbach, fir den
Neubau der Anschlussstelle LA 25 bei Neufahrn i. NB (Bau-km 33+141 bis Bau-km
33+938) und das Verfahren zur Planfeststellung fir den Neubau der ZubringerstralRe
LA 25 (Bau-km 0+000 bis Bau-km 1+350) werden gemaR Art. 78 BayVwVfG

zusammengefasst.
1.2 Planfeststellung
1.2.1 Die Plane fur die beiden StraRenbauvorhaben mit den aus den Ziffern 3 und 4 dieses

Beschlusses und Roteintragungen in den Planunterlagen sich ergebenden
Anderungen und Erganzungen werden festgestellt.

1.2.2 Zusatzlich werden die Planfeststellungsbeschlisse der B 15neu Az. 32-4354.2-4/
B 15neu fir den Abschnitt Saalhaupt - Neufahrn i. NB und Az. 32-4354.2-5/B 15neu
fur den Abschnitt Neufahrn i. NB - Ergoldsbach in Ziffer Il bzw. 2 nach Mal3gabe der
Anderungsunterlagen vom 23.6.2014 nachfolgend gedndert bzw. ergdnzt. Ebenso
nachfolgend erganzt oder konkretisiert werden die erteilten wasserrechtlichen
Erlaubnisse nach Mal3gabe der Unterlagen zum Wasserrechtsantrag vom 23.6.2014.
Die Beschlisse einschliel3lich der zusammen mit ihnen erteilten wasserrechtlichen
Regelungen sowie die bereits friher genehmigten Plananderungen der B 15neu
bleiben im Ubrigen aufrechterhalten.



1.2.3

Die Gemeinde Neufahrn darf von der festgestellten StraRenplanung der LA 25 fir die

von ihr

beabsichtigte Ergédnzung der Anbindung des sudlichen Teils des

Industriegebietes an die KreisstralBe (hneben BWVNr. 157 zweite Anbindung) durch
eine Anderung ihres Bebauungsplanes ,Erweiterung Industriegebiet Neufahrn-Sud*
abweichen (zweite Zufahrt).

Festgestellte Planunterlagen

Die festgestellten Plane fur die Vorhaben, die wasserrechtlichen Erlaubnisse und die
straRenrechtlichen Verfligungen umfassen zwei Ordner mit folgenden Unterlagen:

Unterlage

23.6.2014

NI Bezeichnung (Inhalt) Malstab

Neubau der Anschlussstelle LA 25 bei Neufahrn i. NB

Ordner 1 Die bisher festgestellten Unterlagen der B 15neu flr

- den Abschnitt Saalhaupt - Neufahrn i. NB sowie den
Abschnitt Neufahrn i. NB - Ergoldsbach werden durch
folgende Unterlagen geéndert bzw. ergénzt

1 Erlauterungsbericht vom 23.6.2014, mit Rot-
eintragungen

5 Ubersichtskarte vom  23.6.2014 (nachrichtliche - 95 000
Anlage)

3 Ubersichtslageplan vom 23.6.2014 : 5.000

5 Lageplan vom 23.6.2014 : 1.000
Hohenplan Zubringerstral3e LA 25, Anschlussrampen _

6, Blatt1-4 | 4 B 15neu vom 23.6.2014 +1.000/100

8 Lageplan StraRenentwdsserung vom 23.6.2014 : 1.000
Landschaftspflegerischer Begleitplan - Textteil mit

91 Anlage Naturschutzfachliche Angaben zur speziellen

' artenschutzrechtlichen Prifung (saP) vom 23.6.2014,

mit Roteintragungen

9.2, Blatt 1|Landschaftspflegerischer Bestands- und Konfliktplan|, . 1.000

und Blatt L | mit Legende (Blatt L) vom 23.6.2014 T

9.3 Blatt 1 - Lageplan der landschaftspflegerischen Malinahmen

- mit Legende (Blatt L) vom 23.6.2014, mit|1:1.000

4 und Blatt L :
Roteintragungen

1911 Blatt 1 Grunderwerbsplan vom 23.6.2014 :1.000

10.2 Grunderwerbsverzeichnis vom 23.6.2014

11 Regelungsverzeichnis vom 23.6.2014, mit
Roteintragungen

12 Lageplan der stral3enrechtlichen Verfligungen vom . 5.000




14, Blatt 1 - | StraRenquerschnitt Anschlussrampen, B 15neu vom 1:50
2 23.6.2014 '
18 Wassertechnische Untersuchung vom 23.6.2014, mit
Roteintragungen
Ordner 2 Neubau der Zubringerstral3e LA 25
1 Erlauterungsbericht vom 23.6.2014, mit Rot-
eintragungen
> Ubersichtskarte vom  23.6.2014 (nachrichtliche 1 25.000
Anlage)
3 Ubersichtslageplan vom 23.6.2014 1:5.000
5 Lageplan vom 23.6.2014, mit Roteintragungen 1:1.000
6 Hohenplan vom 23.6.2014 1:1.000/100
8 Lageplan StraRenentwasserung vom 23.6.2014 1:2.000
Landschaftspflegerischer Begleitplan - Textteil mit
91 Anlage Naturschutzfachliche Angaben zur speziellen
' artenschutzrechtlichen Prifung (saP) vom 23.6.2014,
mit Roteintragungen
9.2, Blatt 1|Landschaftspflegerischer Bestands- und Konfliktplan 1-1.000
und Blatt L | mit Legende (Blatt L) vom 23.6.2014 T
9.3 Blatt 1 - Lageplan der landschaftspflegerischen MalRnahmen
- mit Legende (Blatt L) vom 23.6.2014, mit Rot-|1:1.000
3undBlattL | .
eintragungen
10.1, Blatt 1 |Grunderwerbsplan vom  23.6.2014, mit Rot-|, .
: 1:1.000
-3 eintragungen
10.2 Grunderwerbsverzeichnis vom 23.6.2014
11 Regelungsverzeichnis vom 23.6.2014, mit Rot-
eintragungen
Lageplan der straf3enrechtlichen Verfigungen vom| ., .
12 23.6.2014 1:5.000
14, Blatt 1 -|StraBenquerschnitt LA 25, Kreisverkehrsplatz vom 1:50
2 23.6.2014 '
18 Wassertechnische Untersuchung vom 23.6.2014, mit
Roteintragungen
Die Unterlagen wurden von der Autobahndirektion Siudbayern, Dienststelle
Regensburg, vom Landkreis Landshut, vom Blro Bauer Beratende Ingenieure,
Landshut und vom Bilro fir Landschaftsarchitektur Dr. Schober, Freising

(landschaftspflegerische Begleitplanung/saP) erstellt.
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3.1.2

3.1.3

3.14

3.1.5

3.2
3.2.1

3.2.2

3.3
3.3.1

3.3.2

3.3.3

3.4
341

3.4.2
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Ausnahmen, Befreiungen, Nebenbestimmungen

Unterrichtungspflichten

Der Zeitpunkt des Baubeginns der Vorhaben ist durch die jeweiligen Vorhabentrager
folgenden Stellen mdglichst friihzeitig bekannt zu geben:

der Telekom Technik GmbH, damit die zeitliche Abwicklung der erforderlichen
Anpassungsmaflnahmen an den Telekommunikationseinrichtungen mit dem
Stral3enbau koordiniert werden kann.

der Energienetze Bayern AG, damit die zeitliche Abwicklung der
Sicherungsmafinahmen und erforderliche Anpassungsmaflinahmen am betroffenen
Gasleitungsbestand mit dem StralRenbau koordiniert werden kdénnen.

dem Wasserwirtschaftsamt Landshut.
der unteren Naturschutzbehodrde beim Landratsamt Landshut.
der unteren Denkmalschutzbehérde beim Landratsamt Landshut.

Baubeginn, Bauablauf, Bauausfihrung

Die Ausfuhrungsplanung des Kreisverkehrsplatzes an der B 15alt ist rechtzeitig mit
dem Staatlichen Bauamt Landshut abzustimmen.

Der Bau des Kreisverkehrsplatzes an der B 15alt hat wegen der Verkehrsbedeutung
der BundesstralRe unter Aufrechterhaltung des BundesstraRenverkehrs zu erfolgen.
Ggf. sind ortliche Uberleitungen lber temporére Ersatzstralen herzustellen.

Wasserwirtschaft (ohne Nebenbestimmungen zu Erlaubnissen)

Vor Beginn der Erdarbeiten sind wirksame Sand- und Schlammfénge zu errichten
und bis zur Befestigung aller Bdschungen wirksam zu erhalten.

Baumaterialen dirfen nicht im Gewasser abgelagert werden.

Bei Betonarbeiten darf keine Betonschlempe oder Wasser mit pH-Werten Uber 8,5 in
Gewaésser eingeleitet werden.

Natur- und Landschaftsschutz, Artenschutz

Dieser Planfeststellungsbeschluss fir den Neubau der Anschlussstelle B 15neu/
LA 25 sowie fur die ZubringerstraBe LA 25 enthalt auch die nach Naturschutzrecht
erforderlichen Ausnahmen und Befreiungen.

Fir die Feldlerche wird vorsorglich eine Ausnahme vom Schédigungs- und vom
Stérungsverbot erteilt.

Baumfallarbeiten und Geholzrodungen sowie Eingriffe in Hecken usw. sind nur in der
Zeit von Anfang Oktober bis Ende Februar und nach ortlichen Uberpriifungen und
Angaben im Rahmen der Umweltbaubegleitung (3.4.9) vorzunehmen.

Die fur den Neubau der Anschlussstelle B 15neu/LA 25 sowie fur die
ZubringerstraRe LA 25 festgestellten Ausgleichs- und GestaltungsmalZinahmen
sollen spatestens zum Zeitpunkt der Beendigung der StraRenbaumalinahmen fertig
gestellt sein. Die KompensationsmalRnahmen sind in Abstimmung mit der unteren
Naturschutzbehorde beim Landratsamt Landshut auszufuhren.



3.4.3

3.4.4

3.45

3.4.6

3.4.7

-11 -

Die Flachen sind durch die Vorhabentrager der zustdndigen Stelle fiur das
Biotopflachenkataster zu melden.

Bei Anpflanzungen und Ansaaten auf Kompensationsflachen ist in Abstimmung mit
der unteren Naturschutzbehérde, soweit verfigbar, autochthones Pflanz- und
Saatgut zu verwenden. Als Saatgut sollen sogenannte Naturgemische mit Herkunft
aus dem betroffenen Gemeindebereich (Auswahl der Spenderflachen in
Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehorde) verwendet werden. Ein Bezug
von aullerhalb des Gemeindebereiches ist mit der héheren Naturschutzbehérde
abzustimmen. Fir die Etablierung der Pflanzendecke ist auf eines oder mehrere der
folgenden Verfahren zurtickzugreifen:

- samenreiches Mahgut aus geeigneten artenreichen Wiesenlebensraumen (von
mindestens zwei unterschiedlichen Schnittzeitpunkten)

- samenreiches Rechengut ortlicher Herkunft (Streu, Moosfilz; Gewinnung
Winterhalbjahr)

- Samenkonzentrat, das durch Druschverfahren aus frischem Schnittgut oder Heu
gewonnen wurde (Ausgangsmaterial von mindestens zwei unterschiedlichen
Schnittzeitpunkten).

Um sicherzustellen, dass zum Zeitpunkt der MalRhahmenumsetzung geeignetes
Saatgut in ausreichender Menge vorhanden ist, ist diese Vorgabe friihzeitig in der
Vorhabenplanung zu berticksichtigen.

Auf die Pflanzung von Weilkdorn ist wegen der Gefahr des Feuerbrandes zu
verzichten.

Bei der AusgleichsmalRnahme A3 (ZubringerstralBe LA 25) ist vorab in Ricksprache
mit der unteren Naturschutzbehérde, ggf. auch durch eine Bodenanalyse, zu prifen,
ob die vorgesehene Aushagerung durch Mahd und Entfernung des Mahguts in
absehbarer Zeit zu erreichen ist oder ob der Oberboden abgeschoben werden muss,
um einen nahrstoffarmen Standort zu erreichen.

Uberschussiges, beim StraRenbau anfallendes Erdmaterial darf nicht auf kologisch
wertvollen Flachen (Feuchtbiotope, Hohlwege, Streuwiesen, aufgelassene
Kiesgruben, etc.) abgelagert werden.

Die bauausfiihrenden Firmen sind in geeigneter Weise zur Beachtung der
gesetzlichen Regelungen tber Abgrabungen und Auffillungen zu verpflichten.

Die maRBRnahmenbedingte Ausbreitung und Etablierung invasiver Neophyten durch
Verunreinigung von Baufahrzeugen, offenen Boden, fehlende Mahd usw. ist
insbesondere bei gesundheitsgefdhrdenden Arten soweit wie moéglich zu verhindern.
Entsprechende Kontrollmafinahmen und, falls erforderlich, GegenmafRnahmen sind
zu ergreifen. Auf3erdem ist das Einwandern von ausbreitungsstarken Neophyten in
angrenzende Lebensraume (insb. Biotopflachen) zu verhindern.

Bei der forstwirtschaftlichen Bodennutzung ist im Bereich der Mallhahmen W1 bis
WS5 (Anschlussstelle B 15neu/LA 25) folgendes zu bertcksichtigen:

- Entwicklung eines reifen Waldbestandes mit naturnaher Baumartenzusammen-
setzung durch Belassen des Holzes im Bestand

- soweit bei der Walderneuerung die natirliche Verjingung des Waldes nicht
befriedigt, Ausgraben und Umpflanzen von Wildlingen und/oder Ausbringen von
autochthonem Material oder den forstlichen Empfehlungen entsprechenden
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Herkiinften alt-einheimischer Baumarten wobei keine von Fichte dominierten
Bestande entwickelt werden durfen

- Neophytenbekampfung
- befristete Zaunungen und andere Maflinahmen gegen Wildverbiss

- Verkehrssicherung unter Belassung des dabei aufgearbeiteten Holzes auf der
Flache

- ggf. notwendige MalRnahmen zur Borkenké&ferbekampfung unter Belassung des
dabei aufgearbeiteten Holzes auf der Flache

- ggf. Durchfihrung weiterer Malinahmen zum Erreichen des Entwicklungsziels in
Abstimmung mit der zustandigen unteren Naturschutzbehdérde

- ergeben sich durch die Neubegrindung neue sid- bzw. westexponierte
Waldrander sollten diese gebuchtet und mit einem ca. 10 m breiten
Saum/Gebiuschmantel angelegt werden. In diesen Saumbereich kénnten auch
verschiedene Strukturelemente integriert werden.

Zur Waldrandgestaltung der Flachen W3 und W5 siehe im Ubrigen auch die
Nebenbestimmung 3.8.2.

Spezifische MalRnahmen fir einzelne Arten

Der Landkreis Landshut hat vor, wahrend und im ersten Jahr nach Verkehrsfreigabe
den Bestand der Feldlerche im Bereich der ZubringerstraRe LA 25 im Einvernehmen
mit der hoéheren Naturschutzbehdrde festzustellen. Sollte es konkrete Anzeichen
geben, dass es vorhabenbedingt zu einer Bestandsabnahme gekommen sein kann,
hat der Landkreis geeignete MalRnahmen zur Lebensraumverbesserung in
Abstimmung mit der héheren Naturschutzbehérde zu ergreifen.

Nachtragliche Entscheidungen werden vorbehalten.

Die Vorhabentrdger haben vor Baubeginn eine verantwortliche 0Okologische
Baubegleitung zu bestellen und diese der unteren Naturschutzbehdrde zu
benennen. Die tkologische Baubegleitung hat insbesondere auf die Einhaltung der
SchutzmalBnahmen sowie die Ausfiihrung der Vermeidungs-, Minimierungs-,
Gestaltungs- und Ausgleichsmafl3nahmen zu achten und deren Funktionsfahigkeit zu
kontrollieren. Die Durchfuhrung von Vermeidungs-, Minimierungs-, Schutz-,
Gestaltungs- und AusgleichsmalRnahmen und der Kontrollen ist zu protokollieren
und der unteren Naturschutzbehérde unaufgefordert zeithah und der hodheren
Naturschutzbehtrde nach Abschluss der Vorhaben zur Kenntnis vorzulegen.

Durch die Umweltbaubegleitung ist die in 3.4.8 angeordnete Priifung zu begleiten.
Sie hat auch sicherzustellen, dass keine Schaden an bestimmten Arten und
natirlichen Lebensraumen nach 8§ 19 BNatSchG eintreten.

Eine gemeinsame Schlussbegehung mit der unteren Naturschutzbehérde ist
durchzufiihren. Eine Kopie des Abnahmeprotokolls ist der Planfeststellungsbehérde
zu Ubersenden.

Bei Bedarf sind der hoheren Naturschutzbehdrde die vorliegenden Planungs- und
Bestandsdaten auch in digitaler Form zur Verfiigung zu stellen.
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Wesentliche Planénderungen, die Auswirkungen auf die vorgesehenen Schutz-,
Gestaltungs- und AusgleichsmalBhahmen haben, sind rechtzeitig vorab mit der
héheren und der unteren Naturschutzbehtrde abzustimmen. Die Plan-
feststellungsbehorde ist dartiber zu unterrichten.

Nachtragliche Entscheidungen sind vorbehalten.

Die festgesetzten KompensationsmalRhahmen sind gem. § 15 Abs. 4 BNatSchG fur
die Zeitdauer der Eingriffswirkungen der Vorhaben zu unterhalten und rechtlich zu
sichern.

Bodenschutz

Bei allen Erdbewegungen sind Ober- und Unterboden getrennt zu lagern. Die
DIN 19731 ist zu beachten. Die Arbeiten sind moglichst bei abgetrocknetem Boden
und bodenschonend mit geeignetem Geréat durchzufihren. Zur Vermeidung von
Verdichtungen und Stérungen der Bodenstruktur soll die Mietenhéhe max. 2 m
betragen. Bei einer Zwischenlagerung dber 6 Monate soll die Miete mit
tiefwurzelnden, winterharten und stark wasserzehrenden Pflanzen begriint werden.
Der Einbau soll bei trockener Witterung mit Kettenfahrzeugen und in mdglichst
wenigen Arbeitsgangen erfolgen. Vom Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten Landshut wird eine bodenkundliche Baubegleitung empfohlen.

Die betroffenen Grundeigentumer und die Bewirtschafter der Flachen sind friihzeitig
Uber den Beginn der Bauarbeiten zu informieren.

Bodengefahrdende und/oder d&lhaltige Betriebsmittel sind so zu lagern und
einzusetzen, dass keine Gefahr der Kontamination fir die angrenzenden
landwirtschaftlichen Flachen entsteht.

Verkehrslarmschutz

Fur die StralRenoberflichen der Anschlussrampen der B 15neu sowie der
KreisstraBe LA 25 ist ein larmmindernder Belag zu verwenden, der den
Anforderungen eines Korrekturwertes Dsyo VOn - 2 dB(A) geman Tabelle 4 zu Ziffer
4.4.1.1.3 der RLS-90 entspricht.

Landwirtschaft

Die Oberflachenentwasserung der Vorhaben hat so zu erfolgen, dass die
anliegenden Grundstiicke nicht erheblich beeintrachtigt werden. Dies gilt auch fir die
geplanten Malinahmen im Bereich der Ausgleichsflachen, die so durchzufihren
sind, dass keine nachteiligen Veranderungen durch Verndssungen bzw.
Wasserriickstau auf den angrenzenden landwirtschaftlichen Grundstiicken eintreten.
Schaden, die durch ungeregelten Wasserabfluss von den planfestgestellten Anlagen
verursacht werden, sind von den StraRenbaulasttradgern zu beseitigen.

Nachtragliche Entscheidungen bleiben hierzu vorbehalten.

In Abstimmung mit den betroffenen Grundstiickseigentiimern ist sicherzustellen,
dass alle von den Vorhaben beruhrten und von ihren bisherigen Zufahrten
abgeschnittenen Grundstiicke wieder eine ordnungsgemafe Anbindung an das
offentliche Wegenetz erhalten. Dies gilt auch wahrend der Bauzeit; notfalls sind
voriibergehend provisorische Zufahrten einzurichten. Uber den Beginn der
Bauarbeiten sind die Grundeigentiimer friihzeitig zu informieren.
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Der Landkreis Landshut hat zugesagt, die Einmindungen der 6ffentlichen Feld- und
Waldwege BWVNTr. 157, 162, 163, 166, 167, 171 und 172 in die Kreisstral3e LA 25
mit einem asphaltierten ,Abstreifer* zu versehen um Verschmutzungen der
KreisstralRenfahrbahn durch landwirtschaftliche Fahrzeuge mdglichst zu vermeiden.

Bei der Bepflanzung der StraRenflachen einschlief3lich der Regenriickhaltebecken
und Ausgleichsflachen haben die Vorhabentrager mindestens die Abstands-
regelungen des AGBGB einzuhalten. Auf die Nutzung der angrenzenden
Grundstiicke ist darUber hinaus Rucksicht zu nehmen, insbesondere sollen bei
Baumpflanzungen entlang landwirtschaftlicher Nutzflachen die nachteiligen
Auswirkungen durch Schatten, Laubfall und Wurzelwerk auf das unbedingt
notwendige Malf3 beschrankt werden.

Die wahrend der Bauausfiihrung vortbergehend in Anspruch genommenen Flachen
sind nach Abschluss der Bauarbeiten im Benehmen mit den Grundeigentiimern in
einen Zustand zu versetzen, der den urspriinglichen Verhaltnissen weitgehend
entspricht.

Sonstige Nebenbestimmungen

Bodendenkmaler

Soweit durch Vorkehrungen im Rahmen der Detailplanung, des Bauablaufs oder der
Bauausfuhrung moglich, sind Beeintrdchtigungen von Bodendenkmadlern zu
vermeiden (z.B. durch Uberdeckungen in Dammlage) oder auf den zur Durchfiihrung
der planfestgestellten Vorhaben unverzichtbaren Umfang zu begrenzen.

Die Vorhabentrager beziehen die vom Bayerischen Landesamt fir Denkmalpflege
mitgeteilten  erforderlichen  Schritte  (einschlieBBlich der Prospektion von
Verdachtsflachen) zur Vermeidung einer vorhabenbedingten Beeintrdchtigung von
Bodendenkmaélern bzw. bei unvermeidbaren Beeintrachtigungen die erforderlichen
denkmalpflegerischen MalRnahmen mit dem erforderlichen Zeitbedarf (mindestens
vier Monate vor Baubeginn) in ihren Bauablauf ein.

Bei nicht vermeidbaren, unmittelbar vorhabenbedingten Beeintréchtigungen von
Bodendenkmaélern haben die Vorhabentrdger die fachgerechte Freilegung,
Ausgrabung und Dokumentation der Befunde und Funde (Sicherungsmal3nahmen)
unter Beachtung der Grundsatze der Erforderlichkeit, VerhaltnismaRigkeit und
Wirtschaftlichkeit zu veranlassen und die hierfir anfallenden Aufwendungen zu
tragen. Kosten der wissenschaftlichen Auswertung der Befunde und Funde zahlen
nicht zu den gebotenen Aufwendungen flr Sicherungsmalinahmen. Die
Sicherungsmafinahmen sind mit dem Landesamt fir Denkmalpflege abzustimmen
und unter dessen fachlicher Begleitung durchzufiihren. Alle bodendenkmalfachlichen
Arbeiten (Erstellen Leistungsverzeichnis, Ausschreibung, Koordinierung der
Arbeiten, Vollzug der denkmalrechtlichen Auflagen usw.) sind im Benehmen mit der
unteren Denkmalschutzbehdrde beim Landratsamt Landshut durchzufihren.

Einzelheiten des Umfangs, der Abwicklung und der Kostentragung (einschlief3lich
eines Hochstbetrags der Aufwendungen) fir die archaologischen Sicherungs-
maflnahmen sind im oben genannten Rahmen in einer Vereinbarung zwischen den
Vorhabentragern und dem Bayerischen Landesamt fiur Denkmalpflege
festzulegen. Die Planfeststellungsbehérde ist durch Abschrift der Vereinbarung zu
unterrichten.



3.8.2

3.8.3
3.8.3.1

3.8.3.2

-15 -

Kommt eine solche Vereinbarung nicht zu Stande, ist eine ergdnzende Entscheidung
der Planfeststellungsbehérde herbeizufuhren.

Wald

Die fur die Durchfihrung der Vorhaben notwendigen Rodungen und Aufforstungen
werden gemanR Art. 9 Abs. 8 und Art. 16 BayWaldG mit diesem Planfeststellungs-
beschluss aus Griinden des Wohls der Allgemeinheit zugelassen.

Die Autobahndirektion hat zugesagt, bei der KompensationsmalRnahme W3 nur den
nach Osten exponierten Streifen als Waldrand herzustellen und die gesamte
Restflache mit Waldbaumen aufzuforsten. Auch bei der MalRnahme W5 wird die
Autobahndirektion nur den nach Norden exponierten Streifen als Waldrand
herstellen und ebenfalls die gesamte Restflache mit Waldbaumen aufforsten.

Dem Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Landshut ist der Beginn
und die Beendigung der Ersatzaufforstungsmafinahmen mitzuteilen.

Versorgungsleitungen

Auf die 110-kV-Bahnstromleitung Nr. 416 Landshut - Burgweinting der DB Energie
GmbH hat der Landkreis Landshut Ricksicht zu nehmen. Der Bestand, die
Sicherheit und der Betrieb der Bahnstromanlage darf durch den Bau der
Zubringerstral3e LA 25 nicht beeintrachtigt werden.

Anderungen am Gelandeniveau z. B. durch Aufschiittungen oder Materiallagerungen
diurfen im beiderseits der Leitungsachse jeweils 30 m breiten Schutzstreifenbereich
der Bahnstromleitung nur in Abstimmung mit der DB Energie vorgenommen werden.
Auch Pflanzmaflinahmen innerhalb des Schutzstreifens sind vorher abzustimmen.
Die DIN VDE 0105 und DIN EN 50341 in der jeweils aktuellen Fassung sind zu
beachten. Rechtzeitig vor Baubeginn sind vom Landkreis Landshut die
Ausfiihrungsplane fir den Neubau der LA 25 der DB Energie zur Abstimmung
vorzulegen.

Auf die Stromanlagen der Bayernwerk AG (friher E.ON Netz GmbH bzw. E.ON
Bayern AG) hat der Landkreis Landshut Ricksicht zu nehmen. Der Bestand, die
Sicherheit und der Betrieb der Anlagen darf durch den Neubau der Zubringerstrale
LA 25 nicht beeintrachtigt werden.

- 110-kV-Hochspannungsleitung Nr. 02 Altheim - Regensburg (BWVNr. 461
der Zubringerstral3e LA 25)

Fur die Kreuzung der KreisstraBe LA 25 mit der Hochspannungsfreileitung
hat der Landkreis Landshut rechtzeitig vor Baubeginn in Abstimmung mit der
Bayernwerk AG ein Kreuzungsheft mit numerischem Abstandsnachweis zu
erstellen.

Die bauausfihrenden Firmen sind darauf hinzuweisen, dass sie sich
rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten im  Schutzbereich der
Hochspannungsfreileitung mit der Bayernwerk AG, 110-kV
Freileitungen/Kabel, in Verbindung zu setzen haben. Die Arbeitshéhen, der
Einsatz von Baumaschinen (Bagger oder Kran) ist innerhalb der Schutzzone
separat mit der Bayernwerk AG abzustimmen. Das Sicherheitsmerkblatt der
Bayernwerk AG fiur das Einrichten und den Betrieb von Baustellen in der
Né&he von elektrischen Freileitungen ist zu beachten.
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- 110-kV-Hochspannungsleitung Nr. 031 Neufahrn - Rottenburg im Bereich der
Ausgleichsflache A3 der Zubringerstrale LA 25

Pflanzmalinahmen innerhalb der Leitungsschutzzone sind durch den
Landkreis Landshut vorab mit der Bayernwerk AG abzustimmen.

- Mittel- und Niederspannungsanlagen BWVNr. 458 und 462 der
Zubringerstral3e LA 25

Notwendige Sicherungs- und Umbaumalnahmen sind rechtzeitig vor
Baubeginn mit der Bayernwerk AG, Netzcenter Altdorf, Eugenbacher StralRe
1, 84032 Altdorf abzustimmen.

Auf die vorhandenen Telekommunikationsleitungen der Telekom Deutschland
GmbH haben die Vorhabentrager bei der Bauausfiihrung Riicksicht zu nehmen. Der
Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen darf durch den Neubau der
Zubringerstral3e LA 25 nicht beeintrachtigt werden.

Die bauausfuhrenden Firmen sind vom Landkreis Landshut darauf hinzuweisen,
dass die notwendigen Erkundungen Uber die exakte Lage der Telekommunikations-
einrichtungen in der Ortlichkeit bei den zustandigen Stellen der Telekom einzuholen
sind und deren Kabelschutzanweisung bei Durchfiihrung der Bauarbeiten im Bereich
der Telekommunikationseinrichtungen zu beachten ist.

Der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Erdgashochdruckleitung und des
Fernmeldekabels der Energienetze Bayern GmbH darf durch den Bau der LA 25
nicht beeintrachtigt werden.

Im Bereich zwischen der Entwasserungsmulde BWVNr. 378 wund dem
Regenrickhaltebecken 2.2 ist die genaue Hohenlage der Erdgasleitung vom
Landkreis Landshut durch Suchschlitze festzustellen. Bei der Rasenmulde ist eine
kiinftige Leitungsiiberdeckung von mindestens 100 cm einzuhalten. Als Schutz-
mafnahme gegen ein weiteres Eintiefen der Mulde beim Nachprofilieren im Rahmen
des StraBenunterhalts, ist die Muldensohle im Leitungsschutzstreifenbereich
entsprechend zu befestigen.

Die Regenrickhaltebecken 2.1, 2.2 und 2.3 sind in Abstimmung mit der
Energienetze Bayern GmbH vom Landkreis Landshut so anzuordnen, dass kein
Becken unmittelbar tber der Gasleitung und im 6 m breiten Schutzstreifenbereich zu
liegen kommt.

Vor Uberbauung der Leitungen durch die LA 25 muss die Umhillung der
Erdgashochdruckleitung verstarkt, die Fernmeldeleitung mit Muffe gesichert sowie
ein Kabelschutzrohr eingebaut werden. Die Detailplanung der Leitungssicherungen
und Leitungsanpassungen ist durch den Landkreis Landshut mdglichst frihzeitig mit
der Energienetze Bayern GmbH abzustimmen.

Anpassungsmaflnahmen dirfen nur auferhalb der Heizperiode durchgefihrt
werden. Sie erfordern eine Vorlaufzeit von mindestens 6 Monaten.

Das Merkblatt der Energienetze Bayern fir Bauarbeiten im Bereich von
Gasversorgungsleitungen ist zu beachten.
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Zwei Meter beidseits der Rohrachse der Erdgashochdruckleitung dirfen keine
Baume und tief wurzelnde Straucher gepflanzt werden.

Alle Erdarbeiten (auch im Bereich der AusgleichsmafRnahmen) im Schutzstreifen-
bereich sind vorher mit Energienetze Bayern abzustimmen.

Die Zuganglichkeit zu den Leitungen muss auch wahrend der Bauarbeiten jederzeit
sichergestellt sein.

Die dingliche Absicherung des Leitungsbestandes ist vom Straf3enbaulasttrager zu
beachten, wenn Stral3enflachen mit Leitungen aufgelassen und an Dritte Ubertragen
werden.

Zusagen des Landkreises Landshut

Der Landkreis Landshut wird in Abstimmung mit dem Eigentiimer des Grundstlickes
Flnr. 1230, Gemarkung Neufahrn i. NB, (Einwender Nr. 7001) bei ca. Bau-km 0+750
eine Zufahrt vom Grundstiick aus auf die Kreisstraf3e LA 25 herstellen.

Der Landkreis Landshut wird in Abstimmung mit dem Eigentiimer des Grundsttickes
Finr. 1227, Gemarkung Neufahrn i. NB, (Einwender Nr. 7002) eine weitere Zufahrt
vom Grundstiick aus auf die Kreisstra3e LA 25 herstellen und die genaue Lage der
Zufahrten BWVNr. 160 und 161 in Abstimmung mit dem Grundeigentimer festlegen.

Auch vom Grundstiick Finr. 1224/1 wird der Landkreis Landshut in Abstimmung mit
dem Grundeigentiimer eine Zufahrt zur LA 25 herstellen.

Der Landkreis Landshut wird ferner im Zuge der Ausflhrungsplanung nochmals
prifen, inwieweit das geplante Regenriickhaltebecken 3.1 naher an die KreisstralRe
LA 25 herangerickt und damit der Flachenzuschnitt der angrenzenden
landwirtschaftlichen Nutzflache im Bereich des Beckens optimiert werden kann.

Wasserrechtliche Erlaubnisse

Gegenstand / Zweck

Dem Freistaat Bayern - Bundesstra3enverwaltung - wird die gehobene Erlaubnis
zum Einleiten des gesammelten StraRenoberflichenwassers aus dem Bereich der
Anschlussstelle B 15neu/LA 25 (neu hinzukommende Straf3enteile der Anschluss-
stelle bis zur Betriebskehre bei Bau-km 1+350) und Gelandewassers in den
Gamelkofner Graben und Uber Sickerflachen in den Untergrund/das Grundwasser
(siehe 4.3.2) erteilt.

(Fur die Entwasserung der ZubringerstralRe ist keine neue Einleitung erforderlich -
siehe 4.3.2).

Plan

Den Benutzungen liegen die Planfeststellungsunterlagen fur den Neubau der
Anschlussstelle B 15neu/LA 25 mit den durch Roteintragung vorgenommenen
Anderungen und Ergénzungen zugrunde.
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Erlaubnisbedingungen und -auflagen

Rechtsvorschriften

Fur die erlaubten Gewasserbenutzungen sind die einschlagigen Vorschriften des
WHG und BayWG mit den dazu ergangenen Verordnungen maRgebend. Die
hiernach bestehenden Rechte, Verpflichtungen und Vorbehalte sind

folgenden Erlaubnisbedingungen und -auflagen grundsatzlich nicht enthalten.

Einleitungen

Anschlussstelle B 15neu/LA 25

Folgende Einleitungen in den Gamelkofner Graben sind (bei Niedergehen des
Bemessungsregens) zulassig:

Einleitungsstelle Bereich Reinigung/Ruckhaltung Einleitungs- Einleitung in
menge
Absetzbecken und
E1 Finr. 1420, " Uber RRB1 in
Regenruckhaltebecken 151/s
Gmkg. Neufahrn g V = 130 m? Gamelkofner Graben

Folgende Versickerungen in den Untergrund/das Grundwasser sind zulassig:

Einleitungsstelle Bereich Undurchlassige Reinigung/Ruckhaltung Einleitung in
Flache Ay
Finr. 1432; 1438 Sickerflache mit 20cm Untergrund/
E2 Gemarkung 0,092 ha belebten Oberboden geman Grundwasser
Neufahrn DWA M 153
Flnr. 1453 Sickerflache mit 20cm Untergrund/
E3 Gemarkung 0,090 ha belebten Oberboden geman Grundwasser
Neufahrn DWA M 153
Flnr. 1452; Sickerflache mit 20cm Untergrund/
E4 1452/1 0,045 ha belebten Oberboden geman Grundwasser
Gemarkung DWA M 153
Neufahrn
Flnr. 1452 Sickerflache mit 20cm Untergrund/
ES Gemarkung 0,106 ha belebten Oberboden geman Grundwasser
Neufahrn DWA M 153
Flnr. 1452 Sickerflache mit 20cm Untergrund/
E6 Gemarkung 0,054 ha belebten Oberboden geman Grundwasser
Neufahrn DWA M 153
Finr. 1545; 1546 Sickerflache mit 20cm Untergrund/
E7 Gemarkung 0,404 ha belebten Oberboden geman Grundwasser
Hebramsdorf, DWA M 153
Finr. 1451,
1452/3
Gemarkung
Neufahrn
FI.-Nr. 1451; Sickerflache mit 20cm Untergrund/
E8 1451/1 0,023 ha belebten Oberboden geman Grundwasser
Gemarkung DWA M 153
Neufahrn

ZubringerstralRe LA 25

Die nachfolgend beschriebene,

gesammelte Oberflachenwasserableitung bei

in den

Starkregen aus dem Bereich der Zubringerstrale LA 25 durch den Landkreis
Landshut tber die geplanten Rickhaltebecken 2.1 bis 2.3 sowie 3.1 bis 3.3 in das
bereits bestehende Regenriickhaltebecken der Gemeinde Neufahrn im Bereich der
B 15alt mit anschlieRender Einleitung in den Ergoldsbacher Bach (Goldbach) ist tiber
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die wasserrechtliche Erlaubnis des Landratsamtes Landshut vom 16.10.2006 (Az.
23-6326.2-2-103) mit abgedeckt. Der Umfang der im Jahr 2006 erlaubten Benutzung
wird mit dem zusatzlichen Anschluss der zwei Entwasserungsbereiche E2 und E3
der Zubringerstrale durch den Landkreis Landshut nach dem Gutachten des
Wasserwirtschaftsamtes Landshut vom 10.9.2014 nicht Gberschritten.

Entwasserungsbereiche der Zubringerstra3e in das bestehende Rickhaltebecken
der Gemeinde Neufahrn beim Kreisverkehrsplatz B 15alt.

Bereich Reinigung/Ruckhaltung Ableitungs- Einleitung in
Menge zum
bestehenden
Rickhaltebecken
geplante 10Us iiber RRB der
Finr. 1230 Regenriickhaltebecken Gemeinde Neufahrn in
E2 Gmkg. Neufahrn 2.1 bis 2.3 den Ergoldsbach
V =660 m?3 (gesamt) (Goldbach)
bestehendes RRB und iiber RRB der
eplante 151/s
Finr. 901 Regenr?chhaltebecken Gemeinde Neufahrn in
E3 Gmkg. Neufahrn 31 bis 3.3 den Ergoldsbach
V = 1.370 m3 (gesamt) (Goldbach)
Bauausfuhrung

Die Einleitungsstelle in den Gamelkofner Graben ist mit naturnahen Methoden (z. B.
Jutematte, Faschine und Bepflanzung) oder Rauhpflaster (Granit/Dolomit-
Bruchsteinen) zu sichern.

Die Entwasserungsmulden der Stralen sind mit einer mind. 20 cm starken
Oberbodenpassage  (nach DWA-M  153) zu versehen. Auch die
Entwasserungsmulden der Zubringerstraf3e LA 25 sind entsprechend auszufuhren.

Zur Vermeidung von Selbstabdichtungen der Versickeranlagen sollten nach
Moglichkeit Absetzbereiche bzw. Filtereinrichtungen vorgeschaltet werden, die auch
ggf. mit einer Einrichtung zum Rickhalt von Leichtstoffen ausgerustet sind.

Betrieb und Unterhaltung

Das Niederschlagswasser darf keine fir das Grundwasser schadlichen
Konzentrationen an Giftstoffen sowie keine mit dem Auge wahrnehmbaren
Schwimmstoffe oder Olschlieren aufweisen.

Die Entwasserungseinrichtungen sind regelmalRig auf Betriebsfahigkeit und
Betriebssicherheit  zu tberprifen. Die Unterhaltung der gesamten
Strallenentwadsserungseinrichtungen obliegt dem jeweiligen StraRenbaulasttrager.
Die Unterhaltung der Gewasser richtet sich nach dem jeweilig geltenden
Wasserrecht, d. h. dem StraRenbaulasttrager obliegt derzeit die Unterhaltung
insoweit, als es durch die Wasserbenutzungsanlagen bedingt ist.

Anzeigepflichten

Anderungen der erlaubten Art und des Umfangs des eingeleiteten Wassers,
Anderungen der baulichen Anlagen sowie Anderungen der Betriebs- und
Verfahrensweise sind unverziglich dem Wasserwirtschaftsamt Landshut und der
Wasserrechtsbehtérde beim Landratsamt Landshut anzuzeigen. Auflerdem ist
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rechtzeitig unter Vorlage entsprechender Unterlagen eine hierzu erforderliche
Erlaubnis zu beantragen.

Wenn bei Unféllen, Betriebsstérungen, etc., verunreinigtes Wasser Uuber die
Strallenentwasserungsanlagen in die Vorflut gelangt, sind die
Fischereiberechtigten der betroffenen Gewasser sofort zu verstandigen.

StralRenrechtliche Verfigungen nach FStrG und BayStrwG

Soweit nicht § 2 Abs. 6a FStrG bzw. Art. 6 Abs. 8, Art. 7 Abs. 6 und Art. 8 Abs. 6
BayStrWG gelten, werden von dffentlichen Stral3en

- die nach den Planunterlagen aufzulassenden Teile mit der Mal3gabe eingezogen,
dass die Einziehung mit der Sperrung wirksam wird,

- die nach den Planunterlagen zur Umstufung vorgesehenen Teile mit der
MalRRgabe umgestuft, dass die Umstufung mit der Ingebrauchnahme fur den
neuen Verkehrszweck wirksam wird und

- die nach den Planunterlagen neu zu erstellenden Teile zu den jeweils dort
vorgesehenen Stral’enklassen mit der Mal3gabe gewidmet, dass die Widmung
mit der Verkehrstbergabe wirksam wird, sofern die Widmungsvoraussetzungen
zum Zeitpunkt der Verkehrsiibergabe vorliegen. Die Anschlussaste bis
einschlieB3lich Betriebskehre werden Teil der Bundesstral3e B 15neu.

Die einzelnen Regelungen ergeben sich aus dem jeweiligen Regelungsverzeichnis
fur den Neubau der Anschlussstelle B 15neu/LA 25 und den Neubau der
ZubringerstraRe LA 25 (Planunterlagen 11) sowie den Lageplanen (Planunterlagen
12). Die betroffenen Stralen- und Wegeabschnitte sind dort kenntlich gemacht. Das
Wirksamwerden der Verfligung ist der das Stral3enverzeichnis filhrenden Behérde
mitzuteilen.

Entscheidungen tber Einwendungen

Die im Anhotrungsverfahren erhobenen Einwendungen werden zurlickgewiesen,
soweit sie nicht durch Auflagen in diesem Beschluss, durch Plananderungen und /
oder Zusagen der Vorhabentrager bertcksichtigt worden sind oder sich im Laufe des
Anhorungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben.

Kostenentscheidung

Der Freistaat Bayern und der Landkreis Landshut tragen die Kosten des Verfahrens.
Fir diesen Beschluss wird keine Gebuhr erhoben.

Auslagen werden nicht erhoben.
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B Sachverhalt

Beschreibung der Vorhaben

Die B 15neu Regensburg - Landshut - Rosenheim dient als weitere Nord-Sud-
Verbindung im Netz der Bundesstrallen des Fernverkehrs dem weitraumigen
Verkehr. Neben der bestehenden Verknipfung mit der A 93 bei Saalhaupt sind
Anbindungen an die A 92 bei Landshut, die kiinftige A 94 bei Schwindegg sowie die
A 8 bei Rosenheim geplant. Die StraRe soll die Verbindungen zwischen diesen
Autobahnen und zwischen den Oberzentren Regensburg und Landshut verbessern.
Die Teilstrecken von der A 93 bis Neufahrn i. NB sowie von Neufahrn i. NB bis
Ergoldsbach sind inzwischen fertiggestellt. Das Teilstiick bei Essenbach,
einschlieBlich Verknipfung mit der A 92, ist in der Bauphase.

Die vorliegenden Planungen umfassen den Bau einer weiteren Anschlussstelle
im Zuge der B 15neu (LA 25) zwischen den vorhandenen Anschlussstellen
Neufahrn (St 2142) und Ergoldsbach (LA 9) sowie den Neubau der
Zubringerstral3e LA 25 von der B 15alt bis zu dieser Anschlussstelle.

Die neue Anschlussstelle LA 25 der B 15neu liegt im Bereich der
Gemeindegrenze zwischen der Gemeinde Neufahrn i. NB und dem Markt
Ergoldsbach. Die Planung umfasst

- qen Neubau der Anschlussstelle LA 25 als ,links liegende Trompete“ einschlieBlich
Uberfihrungsbauwerk Gber die B 15neu

- die Ergadnzung der B 15neu um Ein- und Ausfadelstreifen

- die Anlage einer Betriebskehre flr den Unterhaltungsdienst 6stlich der Anschluss-
stelle

- die Anpassung der bestehenden nachgeordneten offentlichen Feld- und Waldwege
im Bereich der neuen Anschlussstelle.

Die Planung fur den Neubau der Zubringerstrale LA 25 zur Anschlussstelle
umfasst

- den Neubau der ZubringerstraBe LA 25 von der bestehenden B 15 bis zur neuen
Anschlussstelle (Bauldnge = 1,35 km)

- den Umbau der Einmundung B 15alt/LA 25 zu einem Kreisverkehrsplatz

- die Anpassung der bestehenden nachgeordneten offentlichen Feld- und Waldwege
im Bereich der Zubringerstral3e.

Mit den Vorhaben soll eine direkte Anbindung an das Uiberregionale Stral3ennetz des
Ostlichen Hinterlandes in diesem Gebiet geschaffen werden. Die Ortsdurchfahrten
von Neufahrn und Ergoldsbach im Zuge der B 15alt sollen weiter vom Verkehr
entlastet werden. Der starke Schwerverkehr von den anliegenden Gewerbe- und
Industriegebieten soll unter Umgehung der langgestreckten Ortsdurchfahrten von
Neufahrn i. NB und Ergoldsbach mdglichst anwohnervertraglich und auf kurzem
Weg zur B 15neu gefiihrt und die Qualitat des Verkehrsablaufs sowie insbesondere
die Verkehrssicherheit im Raum Neufahrn/Ergoldsbach sollen spiirbar verbessert
werden.
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Vorgangige Planungsstufen

Der Bau der Anschlussstelle LA 25 im Zuge der B 15neu ist im Bedarfsplan fir die
Bundesfernstral3en nicht enthalten.

Der Wunsch einer zusatzlichen Anschlussstelle bestand seitens des Landkreises
Landshut und der Gemeinde Neufahrn sowie des Marktes Ergoldsbach bereits
wahrend der Planungsphase der B 15neu. Im Jahr 1996 wurde im Gesehen-
Vermerk des Bundesministers fur Verkehr zur Tektur vom 1. Dezember 1993 des
Vorentwurfes flr den Abschnitt Schierling - Ergoldsbach eine zusétzliche
Anschlussstelle sidlich von Neufahrn mit der Begriindung abgelehnt, dass die
anliegenden Gemeinden mit der Anschlussstelle St 2142 ausreichend an die
Bundestral3e 15neu angebunden seien.

Im Jahr 2004 wurde im Auftrag der Gemeinde Neufahrn von Prof. Dr.-Ing. Kurzak
eine Verkehrsuntersuchung ,Neufahrn in Niederbayern - Anbindung an die B 15neu”
durchgefuhrt. Im Gutachten ist festgestellt, dass nach Verkehrsfreigabe der B 15neu
bis zur A 92 bei Essenbach fur das Prognosejahr 2025 mit einer Verdreifachung des
Verkehrs auf der St 2142 (Rottenburger StrafRe in Neufahrn) auf bis zu 11.400
Kfz/[Tag zu rechnen ist. Erschwerend kommt hinzu, dass der starke
Schwerlastverkehr aus dem suddlich von Neufahrn an der B 15alt gelegenen
Baustoffwerken kinftig in erheblichem Umfang Uber die Rottenburger Stral3e zur
B 15neu fahren bzw. von dort kommen wirde. Dabei handelt es sich um mind. 200
schwere Lkw t&glich, die dann die B 15neu Richtung Regensburg benutzen werden.
Der Verkehr Richtung Suden zur A 92 wirde weiterhin Uber die Ortsdurchfahrt von
Ergoldsbach zur B 15neu fahren.

Erganzend zu dieser Verkehrsuntersuchung wurde von Prof. Dr.-Ing. Kurzak im
September 2009 die Fernverkehrswirksamkeit einer zusatzlichen Anschlussstelle
sudlich von Neufahrn an die B 15neu untersucht. Prof. Dr.-Ing. Kurzak stellt darin
fest, dass die Fernverkehrswirksamkeit der Anschlussstelle LA 25 in etwa der
Fernverkehrswirksamkeit der Anschlussstelle Neufahrn an der St 2142 entspricht.
Das damalige Bundesministerium fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS)
hat dem Bau der neuen Anschlussstelle schlie3lich mit Schreiben vom 21. Juni 2010
zugestimmt.

Ablauf des gemeinsamen Planfeststellungsverfahrens

Mit Schreiben vom 14.7.2014 beantragte der Landkreis Landshut, auch im Namen
der Autobahndirektion Sudbayern (Vereinbarung vom 19.10/8.11.2010), fur den
Neubau der Anschlussstelle LA 25 bei Neufahrn i. NB (Anderung der
Planfeststellung B 15neu in diesem Bereich) sowie fir den Neubau der
ZubringerstralRe LA 25 die Planfeststellung nach Stral3enrecht.

Die Regierung von Niederbayern leitete daraufhin mit Schreiben vom 16.7.2014 das
gemeinsame Anhorungsverfahren fir die  Stral3enbauvorhaben ein. Die
Planunterlagen lagen in der Zeit vom 1.8.2014 bis 2.9.2014 bei der Gemeinde
Neufahrn i. NB und dem Markt Ergoldsbach nach ortstiblicher Bekanntmachung zur
allgemeinen Einsicht o6ffentlich aus. In der Bekanntmachung wurde darauf
hingewiesen, dass Einwendungen gegen den Plan bei der Gemeinde Neufahrn und
dem Markt Ergoldsbach oder der Regierung von Niederbayern bis spéatestens
17.9.2014 schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben sind.
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Die Regierung gab zur Planung fir den Neubau der Anschlussstelle LA 25 und der
ZubringerstralRe LA 25 folgenden Behdrden, sonstigen Tragern offentlicher Belange
und Vereinigungen Gelegenheit zur Stellungnahme:

- Gemeinde Neufahrni. NB

- Markt Ergoldsbach

- Landratsamt Landshut

- Wasserwirtschaftsamt Landshut

- Amt fur Landliche Entwicklung Niederbayern

- Amt fur Ernéhrung, Landwirtschaft und Forsten Landshut

- Bayer. Bauernverband, Landshut

- Bayer. Landesamt fir Denkmalpflege, Miinchen

- Immobilien Freistaat Bayern, Regionalvertretung Niederbayern
- Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Landshut
- Kompetenzzentrum fir Baumanagement, Minchen

- Bezirk Niederbayern, Fachberatung fir Fischerei

- Bund Naturschutz in Bayern e.V.

- Landesbund fir Vogelschutz, Bezirksgeschéftsstelle Niederbayern
- Landesfischereiverband Bayern e.V.

- Landesjagdverband Bayern e.V.

- Schutzgemeinschaft Deutscher Wald

- Staatliches Bauamt Landshut

- Bayernwerk AG

- DB Energie GmbH, Miinchen

- Deutsche Telekom Technik GmbH, Regensburg

- Energienetze Bayern GmbH, Miinchen

- Zweckverband zur Abwasserbeseitigung Ergoldsbach - Neufahrn i. NB
- Jagdgenossenschaft Ergoldsbach

- Jagdgenossenschaft Hebramsdorf

- Jagdgenossenschaft Neufahrn i. NB

- Jagdgenossenschaft Prinkofen

Zu den im Anhorungsverfahren vorgebrachten Einwendungen und Forderungen
nahmen die Autobahndirektion Sitdbayern und der Landkreis Landshut mit
Schreiben vom 21.10.2015 anschliel3end gemeinsam Stellung.

Die Einwendungen und Stellungnahmen zum Neubau der Anschlussstelle LA 25 und
zum Neubau der Zubringerstral3e LA 25 wurden am 24.11.2015 im Sitzungssaal des
Rathauses Neufahrn i. NB ertrtert. Den Behoérden, Tragern offentlicher Belange,
Vereinigungen sowie den Einwendern wurde der Termin der Erdrterung mitgeteilt; im
Ubrigen erfolgte eine ortsuibliche Bekanntmachung in der Gemeinde Neufahrn und
im Markt Ergoldsbach.

Das Ergebnis des Erdrterungstermins ist in einer Niederschrift festgehalten.
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C Entscheidungsgriinde

Die Entscheidung beruht auf folgenden rechtlichen Erwagungen:

Verfahrensrechtliche Bewertung

Notwendigkeit der Planfeststellung (einschlie3lich der Rechtsgrundlagen,
Zustandigkeit, Konzentrationswirkung, Art. 78 BayVwVfG, Folgemalinahmen)

Die Regierung von Niederbayern ist gemaf Art. 39 Abs. 1 und 2 BayStrWwG und Art.
3 BayvVwViG die sachlich und ortlich zustidndige Behorde fir das
Anhorungsverfahren und die Planfeststellung zur Anderung der B 15neu sowie zum
Neubau der KreisstraBe LA 25 auf dem Gebiet des Regierungsbezirks
Niederbayern.

Nach 8§ 17 FStrG durfen BundesfernstraRen nur gebaut oder geéandert werden, wenn
der Plan vorher festgestellt ist. Entsprechendes gilt nach Art. 76 BayVwVfG flr
wesentliche Anderungen des BundesstraRenvorhabens vor Fertigstellung. Diese
Fertigstellung war vor Antragstellung noch nicht ganz erfolgt, so dass es sich wohl
noch um ein Verfahren nach Art. 76 BayVwVfG handelt. Da jedoch sowieso die volle
Planfeststellung nach Abs. 1 durchgeflihrt wird, muss diese Frage aber nicht weiter
vertieft werden. Es ist hier beantragt und notwendig, sowohl das mit Beschluss vom
16.07.2007 in der Fassung des letzten Bescheides vom 30.09.2014 fur den
Abschnitt Neufahrn - Ergoldsbach planfestgestellte Vorhaben als auch das mit
Beschluss vom 1.08.1994 in der Fassung des letzten Bescheides vom 30.09.2014
fir den Abschnitt Saalhaupt - Neufahrn planfestgestellte Vorhaben durch Erganzung
mit einer Anschlussstelle zu &ndern. Diese letzten Anderungen bezogen sich auf das
naturschutzrechtliche Ausgleichskonzept der B 15neu in den beiden genannten
Abschnitten.

KreisstralRen von besonderer Bedeutung, insbesondere Zubringerstralen zu
Bundesfernstral3en, durfen gemarn Art. 36 Abs. 2 BayStrWG ebenfalls nur gebaut
oder wesentlich ge&ndert werden, wenn der Plan vorher festgestellt ist.

Diese beiden Vorhaben gehen (Uber einen FernstraRenanschluss mit
Anderung/Anpassung vorhandener StralRen hinaus (notwendige FolgemafRRnahme).
Fur beide sind auch verschiedene Ausfihrungsvarianten mdglich und beide haben
eigenen planerischen Gehalt. Zwischen beiden Vorhaben besteht somit nicht nur ein
sachlicher Zusammenhang mit Koordinierungsbedarf, sondern ihr Ziel kann nur
gemeinsam erreicht werden, d.h. die Vorhaben sind so voneinander abhangig, dass
unter Beachtung des Grundsatzes der Problembewadltigung eine einheitliche
Entscheidung notwendig ist und eine Aufteilung in zwei (zeitlich abgestimmte)
Verfahren mit Zulassung des Baubeginns erst, nachdem beide Entscheidungen
rechtsbestandig sind (VGH Mannheim vom 8.07.2002 Az. 5 S 2715/01) nicht reicht.
Jeder der Vorhabentrager ist zur sachgerechten Verwirklichung seines Vorhabens
darauf angewiesen, dass uber die Zulassung beider Vorhaben in einem Verfahren
entschieden wird und die Durchsetzbarkeit fir beide geman Art. 78 BayVwVfG
hergestellt wird (siehe z.B. BVerwG vom 4.08.2004 Az. 9 VR 13.04; vom 9.02.2005
Az. 9 A 62.03 und vom 13.07.2010 Az. 9 B 103.09 - zu grundsatzlichen
Abgrenzungsproblemen siehe Gaentzsch, DVBI 2012, 129 ff.).

Da also eine einheitliche Entscheidung erforderlich ist, findet gemafd Art. 78 Abs. 1
BayVvwVfG nur ein Planfeststellungsverfahren statt und zwar das fir
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BundesfernstralRen, weil dieses Verfahren hier den Schwerpunkt gemaf3 Art. 78 Abs.
2 BayVwVfG bildet. Die von Art. 78 BayVwVfG ausgeltste Konzentrationswirkung
umfasst nicht nur den Uberschneidungsbereich (BVerwG, UPR 1988, 261, und
NVwZ 1996, 901) der Vorhaben, sondern reicht bis zur Einmindung in die B 15alt.

Verfahren zur Prifung der Umweltauswirkungen

Nach 8 3e UVPG besteht die Verpflchtung zur Durchfihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung auch fur die Anderung oder Erweiterung eines
Vorhabens, fir das als solches bereits eine UVP-Pflicht besteht, wenn

- in der Anlage 1 fir Vorhaben der Spalte 1 angegebene Groflien- oder
Leistungswerte durch die Anderung oder Erweiterung selbst erreicht oder
Uberschritten werden oder

- eine Vorprufung des Einzelfalls im Sinne des 8§ 3c Satz 1 und 3 ergibt, dass
die Anderung oder Erweiterung erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen
haben kann; in die Vorprifung sind auch frilhere Anderungen oder
Erweiterungen des UVP-pflichtigen Vorhabens einzubeziehen, fir die nach
der jeweils geltenden Fassung dieses Gesetzes keine Umwelt-
vertraglichkeitspriifung durchgefiihrt worden ist.

Da fur das Vorhaben ,Neubau der B 15neu im Streckenabschnitt Saalhaupt -
Neufahrn i. NB und Neufahrn i. NB - Ergoldsbach” eine UVP-Pflicht bestand und
diese im Rahmen der Planfeststellung durchgefihrt wurde, ist demnach fur die hier
geplante Anderung (Neubau Anschlussstelle LA 25) unter Beriicksichtigung der
bisherigen Anderungen ohne UVP zu prifen, ob eine UVP-Pflicht besteht.

Da durch den Bau der Anschlussstelle LA 25 selbst die in Anlage 1 fur Vorhaben der
Spalte 1 angegebene GréRRen- oder Leistungswerte nicht erreicht oder tUberschritten
werden, entsteht hieraus keine Pflicht zur UVP nach Nr. 1.

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen des Vorhabens (siehe Zziff. 5 der
Vorhabenbeschreibung, Planunterlage 1) kommt zum Ergebnis, dass durch das
Anderungsvorhaben zum Neubau der Anschlussstelle LA 25 unter Berticksichtigung
der geplanten MaRBnhahmen zur Vermeidung und Verminderung insgesamt keine
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen im Sinne des § 3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG
zu erwarten sind. Dies gilt auch unter besonderer Berlicksichtigung der ortlichen
Gegebenheiten gemal § 3c Satz 2 der in Anlage 2 Nr. 2 zum UVPG aufgefiihrten
Schutzkriterien.

In die Vorprufung einzubeziehen sind auch die friheren Anderungen, fiir die keine
UVP durchgefiihrt wurde.

Fir den Neubau der B 15neu wurde bereits im Rahmen der beiden
Planfeststellungen eine Umweltvertraglichkeitsprifung des Vorhabens durchgefihrt
(Beschliisse der Regierung von Niederbayern vom 1. August 1994 und 16. Juli
2007). Des Weiteren wurden bisher folgende Anderungen  ohne
Umweltvertraglichkeitsprifung planfestgestellt:

Abschnitt Saalhaupt - Neufahrn i. NB

1. Erganzungsbeschluss vom 27.3.1995 (Wasserschutzgebiet)
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2. Erganzungsbeschluss vom 1.8.2001 (Vertraglichkeitsprifung)
Anderungsbeschluss vom 7.8.2007 (RQ 26)

Anderungsbeschluss 4.12.2008 (Seitenablagerung Paring, Larmschutzwand
etc.)

Anderungsbeschluss 21.9.2009 (Seitenablagerung Schierling, Verlegung
GVS etc.)

Anderungsbeschluss 16.12.2009 (Seitenablagerungen Oberndorf und
Etzenbach, Larmschutzwand etc.)

Anderungsbeschluss vom 18.12.2009 (6FW BWVNr. 19.82)
Anderungsbeschluss vom 16.12.2010 (Salzladestation)

Anderungsbeschluss vom 25.11.2011 (mit A 93 - Seitenablagerungen und
Betriebsumfahrung Saalhaupt)

Anderungsbeschluss vom 22.6.2012 (landschaftspflegerische Ausgleichs-
malinahmen)

Anderungsbeschluss vom 30.9.2014 (Verlegung von AusgleichsmaRnahmen)
Abschnitt Neufahrn i. NB - Ergoldsbach

Anderungsbescheid im Abschnitt Neufahrn i. NB - Ergoldsbach fir die
Anpassung der DB-Oberleitung der Bahnlinie Regensburg - Minchen im
Bereich des Bauwerkes K 38/1 vom 19. 2.2010

Anderung naturschutzrechtlicher Nebenbestimmung zwischen Bau-km
34+980 und Bau-km 35+030 im Teilabschnitt Neufahrn i. NB - Ergoldsbach
vom 21.5.2010

Anderung der Planfeststellung nach Art. 76 BayVwV{G wegen der Errichtung
von Seitenablagerungen bei Ergoldsbach vom 4.7.2012

Anderungsbeschluss vom 30.9.2014 (Verlegung von AusgleichsmaRnahmen)

Bei allen Anderungen und Erganzungen wurden die Umweltauswirkungen durch die
geplanten MalRnahmen als gering beurteilt.

Auch in der Zusammenschau der Umweltauswirkungen dieser Vorhaben/
Anderungen mit den bisher genehmigten oder beantragten Anderungen und
Erganzungen sind keine zusatzlichen erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu
erwarten, da durch die einzelnen Anderungen meist verschiedene Schutzgiter
betroffen waren (Wasser, Landschaftsbild, AusgleichsmalRnahmen) und in allen
Fallen entsprechende Mafinahmen zur Vermeidung und Verminderung umgesetzt
wurden.
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Auch die Bericksichtigung der Umweltauswirkungen des Baus der Zubringerstraf3e
LA 25 fuhrt hier zu keinem anderen Ergebnis (8§ 3c Abs. 1, Satz 5 in Verbindung mit
§ 3b Abs. 2 Satz 1 und 2 und Absatz 3 UVPG). Die Zubringerstralle als solche ist
nicht UVP-pflichtig (Art. 37 BayStrwWG).

Eine férmliche Umweltvertraglichkeitspriifung ist daher nicht erforderlich.

Materiell-rechtliche Wirdigung

Rechtmé&Rigkeit der Planungen (grundsétzliche Ausfiihrungen)

Die beiden Vorhaben werden zugelassen, da sie im Interesse des oOffentlichen Wohls
unter Beachtung der Rechte Dritter im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit
vernunftigerweise geboten sind. Die verbindlich festgestellte StralRenplanung
entspricht den Ergebnissen der vorbereitenden Planung, ist auch im Hinblick auf die
enteignungsrechtliche Vorwirkung gerechtfertigt, bericksichtigt die in den
Strallengesetzen und anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ausdruck kommenden
Planungsleitsatze, Gebote und Verbote und entspricht schliellich den
Anforderungen des Abwagungsgebotes und des Grundsatzes der (gemeinsamen)
Problembewaltigung.

Planrechtfertigung

B 15neu - Neubau der Anschlussstelle LA 25

Der Bau der weiteren Anschlussstelle LA 25 sudlich von Neufahrn im Zuge der
B 15neu ist aus Grinden des Gemeinwohls verninftigerweise geboten, weil das
vorhandene Stral3ennetz und die bestehenden Verknipfungen der Staatsstralie
2142 und der KreisstraBe LA 9 mit der BundesstralBe B 15neu allein nicht
ausreichen, um das derzeitige und insbesondere das kiinftig zu erwartende
Verkehrsaufkommen aus dem 0&stlichen Hinterland in diesem Gebiet sowie das
erhebliche Schwerverkehrsaufkommen aus den anliegenden Gewerbe- und
Industriegebieten leistungsfahig und verkehrssicher zu bewéltigen.

Laut der Verkehrsuntersuchung von Prof. Dr.-Ing. Kurzak ,Neufahrn in Niederbayern
- Anbindung an die B 15neu” ist nach Verkehrsfreigabe der B 15neu bis zur A 92 bei
Essenbach im Prognosejahr 2025 mit einer Verdreifachung des Verkehrs auf bis zu
11.400 Kfz/Tag auf der St 2142 in Neufahrn zu rechnen. Insbesondere auch starker
Schwerlastverkehr aus dem sudlich von Neufahrn an der B 15alt gelegenen grof3en
Baustoffwerken wirde in erheblichem Umfang Uber die B 15alt durch den Ort
Neufahrn und die St 2142 zur B 15neu fahren.

Mit dem Bau der Anschlussstelle LA 25 sollen die insgesamt fast 6 km langen
Ortsdurchfahrten von Neufahrn, Asenkofen und Ergoldsbach im Zuge der
BundesstraRe B 15alt und der StaatsstraRe 2142 vom Verkehr entlastet und damit
die Larm- und Abgassituation fur die Anwohner spurbar verbessert werden.

Neubau der ZubringerstralRe LA 25

Im Bereich zwischen Neufahrn (St 2142) und Ergoldsbach (LA 9) findet sich keine
geeignete direkte Anbindung an eine Uberortliche StralRe. Die KreisstraRe LA 37
fuhrt direkt durch Ergoldsbach. Der Neubau der Zubringerstral3e von der B 15alt zur
Anschlussstelle LA 25 ist deshalb erforderlich, um den derzeitigen und inshesondere
den kinftig zu erwartenden Verkehr sicher und reibungslos bewdltigen zu kénnen
(vgl. Erlauterungsbericht, Unterlage 1 der festgestellten Planunterlagen fur den
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Neubau der ZubringerstraRe LA 25). Uber die neue ZubringerstraRe zur
Anschlussstelle LA 25 soll der Verkehr aus dem oOstlichen Hinterland im Bereich
Neufahrn/Ergoldsbach/Bayerbach sowie das starke Schwerverkehrsaufkommen aus
den groRen Gewerbe- und Industriegebieten an der B 15alt leistungsfahig und
anwohnervertraglich zur B 15 neu geleitet werden. Die mit insgesamt fast 6 km sehr
langen Ortsdurchfahrten von Neufahrn, Asenkofen und Ergoldsbach im Zuge der
Bundesstralle B 15alt und der Staatsstral3e 2142 sollen vom Verkehr entlastet und
damit die LArm- und Abgassituation fur die Anwohner spirbar verbessert werden.

Die fur den Bau der Anschlussstelle B 15neu/LA 25 sowie den Bau der
Zubringerstrale LA 25 sprechenden Umstéande rechtfertigen auch die
Umweltauswirkungen, die Inanspruchnahme von Eigentum (Wohl der Allgemeinheit)
und die sonstigen Auswirkungen. Ein Verzicht auf die Vorhaben bzw. die
Beibehaltung der gegenwartigen Situation ohne oder mit nur sehr geringen
baulichen ggf. aber mit verkehrslenkenden MafRnahmen (Nullvariante) wére
aufgrund der vorhandenen und insbesondere der zu erwartenden
Verkehrsbelastungen sowie wegen der dringend notwendigen Entlastungen der
Ortsbereiche nicht vertretbar.

Offentliche Belange, Belange von allgemeiner Bedeutung

Landes- und Regionalplanung

Im derzeit giltigen Landesentwicklungsprogramm Bayern in der Fassung vom
1.9.2013 ist unter 4.2 Stral3eninfrastruktur ausgefihrt:

»(G) Das Netz der Bundesfernstrallen sowie der Staats- und Kommunalstraf3en
soll leistungsfahig erhalten und bedarfsgerecht erganzt werden.”

In der Begrindung zu 4.2 (B) heil3t es dann auszugsweise:

.Die StralRen tragen die Hauptlast des Verkehrs im Personen- und Guterverkehr.
Eine leistungsféhige und sichere Straf3eninfrastruktur ist deshalb ein entscheidender
Standortfaktor und tragt damit zur raumlichen Wettbewerbsfahigkeit Bayerns und
seiner Teilraume bei.

Im Regionalplan fiir die Region Landshut (13) ist unter B VII, 3.1 Uberregionales
Stral3ennetz, als fachliches Ziel enthalten:

Das Uberregionale StralBennetz soll so ausgebaut werden, dass die grof3rdumige
Anbindung der Region und ihrer Teilrdume verbessert wird. Dazu sollen
BundesfernstralRen insbesondere im Verlauf der Gberregionalen Entwicklungsachsen
...Regensburg - Landshut - Rosenheim (B 15neu), ...gebaut bzw. ausgebaut
werden.

Unter 3.2 Regionales Stral3ennetz ist ausgefuhrt:

Der Ausbau des ubrigen StraRennetzes der Region soll insbesondere den Anschluss
an die Uberregionalen Straf3en sowie die Erreichbarkeit des Oberzentrums Landshut
... innerhalb ihrer Verflechtungsbereiche verbessern.
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Alternativen/Planungsvarianten

Zusétzliche Anschlussstelle B 15neu mit neuer Zubringerstralie

Eine wirksame Verbesserung der unginstigen Verkehrssituation im Bereich
Neufahrn/Ergoldsbach ist mit dem vorhandenen Straf3ennetz und den bestehenden
Verknupfungen der Staatsstrale 2142 und der KreisstraBe LA 9 mit der
Bundesstrale B 15neu nicht moglich. Mdoglichkeiten der direkten Anbindung
vorhandener StraBen aufllerhalb der Ortschaften bestehen nicht. Auch
Uberlegungen, die StaatsstralRe 2142 um den Ort Neufahrn herumzufiihren, haben
sich nicht als geeignet zur Probleml6sung erwiesen.

Mit dem gemeinsamen Bau der Anschlussstelle und einer neuen Zubringerstral3e
(ein Vorhaben allein ware nicht verkehrswirksam) soll eine anwohnervertragliche und
leistungsfahige Anbindung des Verkehrs aus dem ostlichen Hinterland im Bereich
Neufahrn/Ergoldsbach/Bayerbach  sowie des erheblichen Schwerverkehrs-
aufkommens aus den sudlich von Neufahrn vorhandenen grof3en Gewerbe- und
Industriegebieten an die B 15neu geschaffen werden. Die langgestreckten
Ortsdurchfahrten von Neufahrn, Asenkofen und Ergoldsbach im Zuge der
Bundesstralle B 15alt und der Staatsstral3e 2142 sollen vom Verkehr entlastet und
dadurch die Larm- und Abgassituation fir die vielen Anwohner erheblich verbessert
werden. Die Beibehaltung der gegenwartigen Situation ohne oder mit nur sehr
geringen baulichen ggf. aber mit verkehrslenkenden Ma3nahmen (Nullvariante) wéare
aufgrund der zu erwartenden Verkehrsbelastungen sowie wegen der dringend
notwendigen Entlastungen der Ortsbereiche unvertretbar.

Lage der Anschlussstelle sowie der Zubringerstralle LA 25

Weil die Lage der Anschlussstelle LA 25 im Zuge der B 15neu und die Trassierung
der Zubringerstrale LA 25 voneinander abh&angen, werden die Alternativen der
Vorhaben nachfolgend gemeinsam betrachtet.

Aufgrund der bestehenden Bebauung und der vorhandenen bzw. kinftig zu
erwartenden Uberortlichen und ortlichen Verkehrsstrome ist eine sinnvolle weitere
Anbindung an die B 15neu nur sidlich von Neufahrn etwa im Bereich der
Gemeindegrenze Neufahrn/Ergoldsbach mdglich.

Die Vorhabentrager haben hierzu vier Varianten (1, 2a, 2b und 3) naher untersucht
(siehe Seiten 15 ff. des Erlauterungsberichts, Planunterlage 1 fir den Neubau der
Anschlussstelle B 15neu bzw. Seiten 12 ff. der LA 25 - Unterlage 1).

Da die Angaben eindeutig nachvollziehbare Vor- und Nachteile ergeben, mussten
konkretere Angaben, wie z. B. exakte Kostenermittlungen, nicht nachgefordert
werden.

Variante 1 = Planlésunqg

Bei der Planlosung erfolgt, ebenso wie bei den denkbaren Varianten, die Anbindung
der ZubringerstralRe LA 25 an die B 15alt. Ab hier folgt die Trasse der
ZubringerstralRe auf einer LAnge von 400 m der bereits bestehenden Industriestralie.
AnschlieBend orientiert sich der Trassenverlauf der Zubringerstralle bis zur
Anschlussstelle weitgehend an einem bestehenden 6ffentlichen Feld- und Waldweg.
Die Anbindung an die B 15neu ist bei Bau-km 33 + 525 vorgesehen. Die Lange der
ZubringerstraRe (bis zur B 15neu) betragt ca. 1.600 m, wobei ein Teilstiick der
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Industriestral3e von ca. 400 m, das lediglich verbreitert werden muss, mit verwendet
werden kann. Das maximale Langsgefélle betragt 4,0 %. Die Dammhdhen betragen
bis zu 4 m. Der Grundbedarf betrdgt 5,1 ha. Es werden einschlielich der
Anschlussstelle Waldflachen in einer Grofl3e von 1,1 ha, Ackerflachen in einer GroR3e
von 3,2 ha und bestehende Strallen und Wege in einer Gréf3e von 0,8 ha Uberbaut.
Fur die Anschlussstelle ist ein Brickenbauwerk erforderlich. Die Eingriffe in das
private Grundeigentum und die Durchschneidungen sind bei der Planlésung
insgesamt weitest méglich minimiert.

Variante 2a

Die Variante 2a folgt wie die Planlésung auf einer Lange von 400 m der
bestehenden Industriestral3e und anschlie3end dem vorhandenen offentlichen Feld-
und Waldweg, schwenkt aber vor der Waldflache in einem Bogen nach Siuden ab.
Etwa 400 m sidlich der Planlésung (bei Bau-km 33 + 960) erfolgt der Anschluss an
die B 15neu an. Weil das Geléande in diesem Bereich deutlich bewegter ist, wirde
das max. Langsgefadlle 8 % betragen. Die Baulange wéare mit 1.900 m deutlich
groRer als bei der Planlésung und die Dammhdéhen wirden bis zu 9 m betragen.
Auch der Grundbedarf wéare im Vergleich zur Planldsung um etwa 1 ha hdoher.
Insbesondere wirden deutlich mehr Waldflachen in Anspruch genommen. Bei der
Variante 2a ware fur die Anschlussstelle ebenfalls ein Uberfiihrungsbauwerk (iber
die B 15neu notwendig. Weil im Vergleich zur Planldsung insgesamt auch deutlich
hohere Kosten anfallen wirden, durften die Vorhabentrédger die Variante 2a
ausscheiden.

Variante 2b

Die Variante 2b beginnt ca. 600 m sudlich der Planlésung an der B 15alt und verlauft
von dort in gerader Linie ebenfalls im Bereich eines bestehenden Feld- und
Waldweges in westliche Richtung bis zur bestehenden Waldflache. Dort schwenkt
die Trasse in sudwestliche Richtung ab und schlie3t bei Bau-km 33+900 an die
B 15neu an. Weil das Gelande dort ebenfalls deutlich bewegter ist als bei der
Planlésung, wirde das max. Langsgefalle 8 % betragen. Die Baulange wére mit
1.500 m zwar 100 m kirzer als bei der Planlésung, die Dammhdhen wirden aber bis
zu 8 m betragen und der Grundbedarf ware um 0,5 ha hoher. Insbesondere wirden
auch deutlich mehr Waldflachen in Anspruch genommen. Wie bei der Variante 2a
wére fiir die Anschlussstelle ebenfalls ein Uberfilhrungsbauwerk iiber die B 15neu
notwendig. Wegen der im Vergleich zur Planldsung starkeren Eingriffe in private
Grundstucke, dem unginstigeren Gradientenverlauf mit teilweise sehr grofRem
StraBenlangsgefalle, den Mehrkosten und den starkeren Eingriffen in die
Waldflachen ist auch die Variante 2b nicht vertretbar.

Variante 3

Die Variante 3 beginnt, wie die Variante 2b, ca. 600 m sudlich der Planlésung an der
B 15alt und verlauft von dort in gerader Linie im Bereich eines bestehenden Feld-
und Waldweges in westliche Richtung, schwenkt nach etwa 600 m in einem Bogen
in sidwestliche Richtung ab und schliel3st dann bei Bau-km 34 + 280 an die B 15neu
an. Das max. StraBenlangsgefélle wirde 6,5 % betragen. Die Baulange ware mit
1.500 m zwar 100 m kirzer als bei der Planlésung. Die Strallenddmme waren aber
wegen der Hohenlage der B 15neu im Anschlussstellenbereich sehr hoch. Auch der
Grundbedarf ware um etwa 0,8 ha hoher als bei der Planlésung. Bei der Variante 3
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wére fiir die Anschlussstelle ebenfalls ein Uberfilhrungsbauwerk iiber die B 15neu
notwendig. Auch die Variante 3 scheidet wegen der starken Eingriffe in private
Grundstiicke, der ungunstigen Gradientenfilhrung mit groRem StrafRenléangsgefalle
sowie der erheblichen Mehrkosten aus.

Varianten zur Detailausgestaltung der Anschlussstelle

.Links liegende Trompete" (= Planlésung - Erlauterungsbericht Anschlussvariante 1)

Die Planldsung entspricht der Regellésung fur dreiarmige ,planfreie” Knotenpunkte.
Sie stellt im Vergleich mit den anderen Varianten aus verkehrlicher Sicht die beste
Losung dar und bericksichtigt den zu erwartenden malRgebenden (Uberwiegenden)
Verkehrsstrom aus und in Richtung Landshut (etwa 70 %). Das max. Langsgefélle
liegt bei 4 %. Der Grundbedarf fur die Anschlussstelle betragt 2,9 ha. Der nach den
Richtlinien fir die Anlage von Autobahnen (RAA, Ziff. 6.2.2) hier notwendige
Mindestknotenpunktabstand von 1.100 m zur Anschlussstelle Neufahrn (St 2142)
wird eingehalten.

.Rechts liegende Trompete® (Anschlussvariante 2), symmetrisches halbes ,Kleeblatt”
(Anschlussvariante 3), diagonales halbes ,Kleeblatt* mit Ausfahrten jeweils vor dem
Uberfiihrungsbauwerk (Anschlussvariante 4) und diagonales halbes ,Kleeblatt* mit
Ausfahrten jeweils hinter dem Uberfiihrungsbauwerk (Anschlussvariante 5)

Diese Anschlussvarianten haben erhebliche Nachteile gegeniber der Planlésung.
Insbesondere koénnte bei allen Varianten der nach den RAA notwendige
Mindestknotenpunktabstand von 1.100 m zur Anschlussstelle Neufahrn (St 2142)
nicht eingehalten werden und die Anschlussrampen lagen fir den
Hauptverkehrsstrom von und nach Siiden ungtinstiger als bei der Planldsung. Weil
die Varianten 2 - 5 auch mehr Grund als die Planlésung beanspruchen wirden und
dariber hinaus deutlich teurer waren, scheiden diese Anschlussvarianten aus.

,Links liegende Trompete* mit Unterfiihrung der LA 25 (Anschlussvariante 6)

Wie die Planlésung mit Uberfiihrung der LA 25 iiber die B 15neu entspricht die
Anschlussvariante 6 der Regellésung flr dreiarmige planfreie Knotenpunkte. Sie
berlcksichtigt den zu erwartenden mafRgebenden (Uberwiegenden) Verkehrsstrom
aus und in Richtung Landshut (70 %). Der nach den RAA notwendige
Mindestknotenpunktabstand von 1.100 m zur Anschlussstelle Neufahrn (St 2142)
wird eingehalten. Das max. Langsgefalle wéare aber mit 8 % verkehrlich deutlich
unglinstiger und es waren grol3e Gelandeeinschnitte notwendig, so dass der
Grundbedarf mit 3,9 ha um 1 ha hoher lage als bei der Planlésung. Weil im Vergleich
zur Planlésung auch erhebliche Mehrkosten entstehen wirden, Uberwiegen die
Vorteile der Planldsung eindeutig.

Gesamtbewertung der Vorhaben

Die Verkehrsverhaltnisse im Bereich Neufahrn/Ergoldsbach kénnen nachhaltig nur
Uber eine zusatzliche kurzwegige Verbindungsstralle zwischen der B 15alt und der
B 15neu mit leistungsfahiger Anbindung an diese Fernstral3enverbindung verbessert
werden. Die Planldsungen der Anschlussstelle sowie der Zubringerstral3e sind
zweckmaRig und wirtschaftlich, weil sie eine sichere Fihrung der
Hautverkehrsstrome gewahrleisten und bereits bestehende Stral’en weitgehend mit
einbeziehen. Die Eingriffe in Natur und Landschaft sowie in privates Grundeigentum
werden  minimiert und die  Gradientenfihrungen erfolgen  mdglichst
gelandeangepasst. Die Planvorhaben stellen im Vergleich mit den untersuchten
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Varianten auch die anwohnervertraglichsten Losungen dar und erfullen das
gemeinsame Planungsziel eindeutig am besten.

Ausbaustandard (Linienfuhrung, Gradiente, Querschnitt)

Die Dimensionierung und Ausgestaltung der planfestgestellten Vorhaben sowie der
Folgemalinahmen entspricht einer sachgerechten Abwagung der widerstreitenden
Belange. Uberprifung und Entscheidung orientieren sich hierbei an den ,Richtlinien
fur die Anlage von Autobahnen (RAA) - Ausgabe 2008“ und verschiedenen
"Richtlinien fur die Anlage von Straf3en - RAS und RAL". Die dort dargestellten,
verkehrsbezogenen Gesichtspunkte und straf3enbaulichen Erfordernisse sind jedoch
keine absoluten MaRstabe. Vielmehr sind diese Erfordernisse auf den Einzelfall
bezogen den sonstigen beriihrten Belangen gegeniberzustellen.

Die festgestellten Planungen entsprechen auch in dieser Hinsicht dem
VerhaltnismaRigkeitsgebot.

Im Einzelnen ergibt sich dies aus folgenden Uberlegungen:

Anschlussstelle LA 25

Die Anschlussstelle ist als links liegende Trompete geplant. Diese (Regel-)Losung ist
hier zweckméafRig, weil der weit Uberwiegende Verkehrsstrom aus und in Richtung
Landshut (etwa 70 %) am gunstigsten und leistungsfahigsten (keine
Linksabbiegevorgénge) abgewickelt werden kann. Die Detailgestaltung der
Anschlussstelle entspricht dem notwendigen Standard, die Fahrstreifenbreiten sowie
die Ausrundungsradien sind sachgerecht. Eine Reduzierung des Ausbaustandards
ist im Hinblick auf Verkehrssicherheit und Verkehrsqualitat der Anschlussstelle nicht
vertretbar. Der Stralenquerschnitt RQ 26 der B 15neu wird grundséatzlich
beibehalten, wobei 250 m lange Ein- und Ausfadelstreifen angebaut werden. Auf der
Ostseite der Anschlussstelle am Ubergang zur ZubringerstraRe LA 25 wird zu der
durchgehenden  Fahrbahn  eine  sogenannte  Betriebskehre  fir  den
Strallenunterhaltungsdienst hergestellt. Die Anpassung der im Bereich der
Anschlussstelle verlaufenden o6ffentlichen Feldwege erfolgt gem&R den Richtlinien
fur den landlichen Wegebau (RLW 2005).

ZubringerstralRe LA 25

Uber die neue KreisstraBe LA 25 soll der Verkehr von der B 15alt zur neuen
Anschlussstelle geleitet werden. Die Kreisstrae Ubernimmt kinftig eine wichtige
Zubringerfunktion zum Bundesfernstraf3ennetz und ist gemaf den Kriterien der RAS
- N (Netzgestaltung - jetzt RIN) und der RAS - L in die Entwurfsklasse EKL 3
einzustufen.  Unter  Berucksichtigung der Verkehrsprognose wird eine
Stral3enverbindung geschaffen, die auch den kinftigen Anforderungen an einen
verkehrssicheren und leistungsfahigen Zubringer zur B 15neu entspricht. Der
Trassierung der KreisstralRe liegt eine Entwurfsgeschwindigkeit von V. = 70 km/h
zugrunde. Der StralRenquerschnitt der Kreisstrae mit 10,50 m Kronenbreite und
7,50 m Dbefestigter Fahrbahn entspricht hinsichtlich der prognostizierten
Verkehrsmenge den Einsatzgrenzen der Richtlinien. Damit wurde ein wirtschaftlicher
und flachensparender Querschnitt gewdahlt. Die Strallengradiente ist moglichst
gelandeangepasst geplant.

Der Geh- und Radweg auf der Nordseite der LA 25 verbindet den 6FW bei Bau-km
0+565 mit dem bestehenden Geh- und Radweg entlang der B 15alt. Er gewéhrleistet



234

2341

23411

-33-

eine sichere Fuhrung des FuRganger- und Radverkehrs entlang der kiinftig vom Kfz-
Verkehr stark belasteten Kreisstrafie.

Mit dem neuen Kreisverkehrsplatz an der B 15alt werden die Eingriffe in
Grundstiicke im Vergleich zu anderen denkbaren Knotenpunktlésungen minimiert.
Die Ausgestaltung entspricht dem notwendigen Standard, eine Reduzierung ist im
Hinblick auf Verkehrssicherheit und Verkehrsqualitat der Zubringerstrale LA 25 und
der B 15alt nicht vertretbar.

Immissionsschutz / Luftreinhaltung / Bodenschutz

Die planfestgestellten Vorhaben sind mit den Belangen des Larmschutzes sowie den
Belangen der Luftreinhaltung und des Bodenschutzes vereinbar. Die Planungen der
Stral3enbauvorhaben stellen sicher, dass keine schadlichen Umwelteinwirkungen
durch Verkehrsgerausche oder nachteilige Wirkungen infolge von Luftschadstoff-
belastungen ohne Ausgleich verbleiben (88 41, 42 BImSchG; Art. 74 Abs. 2 Satz 2
BayVwViG).

Die Anschlussstelle B 15neu/LA 25 sowie die Zubringerstral3e LA 25 liegen nicht in
der Nahe von Wohngebieten.

Der Neubau der Anschlussstelle sowie der ZubringerstraBe entlastet die Anwohner
in  Neufahrn, Asenkofen und Ergoldsbach von erheblichen Larm- und
Schadstoffimmissionen. Diese Entlastung ist ein wesentliches Ziel der Vorhaben,
kann allerdings die Schutzwirdigkeit und Schutzbedurftigkeit von durch die
Neubaumafinahmen Betroffenen nicht in Frage stellen oder mindern.

Verkehrslarmschutz

Der Schutz der Anlieger vor Verkehrslarm erfolgt beim Straenbau nach den
verschiedenen, in dieser Reihenfolge zu beachtenden Stufen:

Nach § 50 BImSchG ist bereits bei der Planung von Verkehrswegen darauf zu
achten, dass schadliche Umwelteinwirkungen durch Verkehrslarm auf ausschlie3lich
oder Uberwiegend dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf sonstige
schutzbedirftige Gebiete soweit wie mdglich unterbleiben. Dies gilt zunachst
unabhangig von der Festlegung des Larmschutzes nach der 16. BImSchV.

Beim Bau oder der wesentlichen Anderung von Verkehrswegen ist dartiber hinaus
sicherzustellen, dass keine  schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Verkehrsgerdusche hervorgerufen werden, die nach dem Stand der Technik
vermeidbar sind (vgl. 88 41 ff. BImSchG i. V. m. der 16. BImSchV).

§ 50 BImSchG

Unter Abwéagung der im Verfahren bekannt gewordenen Belange sind die gewdahlten
Verknipfungen mit der B 15alt und der B 15neu, die Linien, H6henlagen und
sonstigen Gestaltungen der Anschlussstelle sowie der Zubringerstralle hinsichtlich
der Anforderungen des § 50 BImSchG die richtigen Lésungen und unproblematisch.

Der Abstand zwischen der Anschlussstelle B 15neu/LA 25 und der néchstgelegenen
Wohnbebauung im Gewerbegebiet betragt 1,2 km. Auch die Zubringerstral3e LA 25
liegt abseits von Wohngebieten. Sie verlauft im Bereich von Neufahrn und der
Anbindung an die B 15alt auf der Trasse der bestehenden Industriestral3e. Dort sind
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Industrie- und Gewerbegebiete ausgewiesen, es erfolgt auch einzelne Wohnnutzung
(Betriebsleiterwohnungen).

Die fur die Einmindung der LA 25 in die B 15alt gewéhlte Kreisverkehrslésung wird
im Vergleich zu anderen denkbaren Knotenpunktformen anwohnervertraglicher sein,
weil auf allen Stral3enésten tatséchlich nur geringe Fahrgeschwindigkeiten mdglich
und die Gesamtwartezeiten deutlich geringer sein werden.

Rechtsgrundlagen der Verkehrslarmvorsorge

Die Beurteilung der Zumutbarkeit von Verkehrslarmimmissionen ist auf der
Grundlage von 8§ 41 BImSchG i. V. m. der 16. BImSchV vorzunehmen.

In 8§ 3 dieser Verordnung ist die Berechnungsmethode zur Ermittlung der
Beurteilungspegel verbindlich vorgeschrieben. Sie hat bei Stralen nach Anlage 1
der Verordnung, den "Richtlinien fir den Larmschutz an StraRen - Ausgabe 1990 -
RLS-90" zu erfolgen. Die Beurteilungspegel, die als Grundlage fur die Entscheidung
heranzuziehen waren, wurden nach dieser Berechnungsmethode ermittelt.

Besondere Verhdltnisse, die ein Abweichen von diesen Regeln rechtfertigen
kénnten, liegen nicht vor.

Der Beurteilungspegel bezieht sich auf die zu bauende oder zu &ndernde Stral3e. Es
ist also kein Summenpegel aus allen Larmeinwirkungen zu bilden (BVerwG vom
21.03.1996, NVwZ 1996, 1003).

Nach § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV ist bei dem Bau oder der wesentlichen Anderung
von Offentlichen Stral3en sicherzustellen, dass zum Schutz der Nachbarschaft vor
schadlichen Umwelteinwirkungen der Beurteilungspegel einen der nachfolgenden
Immissionsgrenzwerte nicht Gberschreitet:

a) an Krankenhausern, Schulen, Kurheimen und Altenheimen am Tag 57 dB(A)
und in der Nacht 47 dB(A)

b) in reinen und allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten am Tag
59 dB(A) und in der Nacht 49 dB(A)

¢) in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten am Tag 64 dB(A) und in der
Nacht 54 dB(A)

d) in Gewerbegebieten am Tag 69 dB(A) und in der Nacht 59 dB(A).

Die Art der in § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV bezeichneten Anlagen und Gebiete ergibt
sich aus der Festsetzung in den Bebauungsplénen. Sonstige in Bebauungsplanen
festgesetzte Flachen fur Anlagen und Gebiete, sowie Anlagen und Gebiete, fir die
keine Festsetzungen bestehen, sind nach Abs. 1, bauliche Anlagen im
AulRenbereich nach den Buchstaben a), ¢) und d) dieser Tabelle entsprechend ihrer
Schutzbediirftigkeit zu beurteilen.

Die Grenzwerte legen fest, welches Maf? an schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Verkehrsgerausche zum Schutze der Betroffenen im Regelfall nicht tberschritten
werden darf.

Diese Belastungsgrenzwerte sind zwar nicht unumstritten, jedoch verbindlich.
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Verkehrslarmberechnung

Besonders bedeutsam fir die Beurteilung der kinftigen Verkehrslarmbelastung ist
die Verkehrsprognose. Die mafgebliche stiindliche Verkehrsstarke und der Lkw-
Anteil wurden von den Strallenbaulasttragern mit der den Planungen
zugrundeliegenden prognostizierten durchschnittlichen taglichen Verkehrsstarken
(DTV) berechnet.

Ergebnis
Anschlussstelle B 15neu/LA 25

Die Larmberechnung des Vorhabentragers ergibt fur das 1,2 km entfernt liegende
nachstgelegene Wohngebaude im Gewerbegebiet von Neufahrn mit 44 dB(A) am
Tag und 42 dB(A) in der Nacht Beurteilungspegel, die weit unter den oben
genannten Immissionsgrenzwerten liegen. Weil sich im Einwirkungsbereich keine
Siedlungsbereiche bzw. Einzelanwesen befinden, kénnen Larmbeeintrachtigungen
durch die neue Anschlussstelle ohne weitere Detailprifungen ausgeschlossen
werden.

Zubringerstralle LA 25

Der Bau der ZubringerstraRe LA 25 kann im Sinne des 8§ 41 BImSchG und des § 1
16. BImSchV einen Neubau darstellen. Es sind dann die unter 2.3.4.1.2 genannten
Immissionsgrenzwerte  einzuhalten. Die kinftige Larmsituation fir das
nachstgelegene bestehende Anwesen in der Dieselstrale (Gewerbegebiet) wurde
vom Vorhabentrager anhand schalltechnischer Berechnungen untersucht. Mit
66 dB(A) am Tag und 59 dB(A) in der Nacht sind die Immissionsgrenzwerte fir
Gewerbegebiete (69 dB(A)/59 dB(A)) auch bei Berlcksichtigung der vom
Vorhabentrager gemeinsam angesetzten Larmwirkungen von LA 25 und B 15alt
noch eingehalten. Nach der Rechtslage bezieht sich der Beurteilungspegel auf die
zu bauende oder zu andernde StralRe und es ist nur der Einfluss der neuen
KreisstralRe LA 25 relevant (siehe auch die Ausfiihrungen oben). Es besteht auch im
Bereich der Zubringerstrale LA 25 kein Anspruch auf Larmvorsorgemalinahmen
durch den StralRenbaulasttrager. Diese Beurteilung gilt auch fir den
Erweiterungsbereich des noch unbebauten Industriegebietes Neufahrn-Std sudlich
der KreisstralRe LA 25 (derzeit Industriestrafie).

Der Frage, ob im Verbreiterungsbereich der Industriestral’e kein Straf3enneubau
vorliegt sondern eine Anderung im Sinne des § 41 BImSchG und des § 1 16.
BimSchV (auch fiir den Kreisverkehrsplatz B 15alt), braucht insoweit nicht weiter
nachgegangen zu werden, weil diese Prufung kein fir die Betroffenen glinstigeres
Ergebnis erbringen kénnte.

Schadstoffbelastung

Beide Vorhaben sind mit den Belangen der Luftreinhaltung zu vereinbaren. Diese
Feststellung gilt sowohl im Hinblick auf den MaRstab des § 50 BImSchG als auch
unter Beachtung der Regelungen des Art. 74 Abs. 2 BayVwVfG.

Nach & 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen schéadliche
Umwelteinwirkungen auf die ausschlie3lich oder dberwiegend dem Wohnen
dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedirftige Gebiete moglichst zu
vermeiden.
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Schéadliche Umwelteinwirkungen im Sinne dieses Gesetzes sind Immissionen, die
nach Art, Ausmafd oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder
erhebliche Belastigungen fur die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft
herbeizufuhren (8 3 BImSchG).

Eine signifikante Anderung bzw. Verschlechterung der Stickstoffdioxidbelastung und
Partikelbelastung fir die néachstgelegene Wohnbebauung ist sowohl bei den
Langzeitwirkungen, als auch bei den Kurzzeitwirkungen durch den Neubau der
Anschlussstelle sowie der Zubringerstral3e nicht zu beflirchten. Belastungen oder
Einwirkungen, die die (im Prognosezeitraum in Kraft tretenden) Grenzwerte in der
39. BImSchV oder EG-Richtlinien bzw. Orientierungswerte der technischen
Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA-Luft) sowie der VDI-Richtlinie 2310
Uberschreiten, sind nicht zu erwarten. Eine gesonderte Untersuchung anhand des
Merkblattes ,Richtlinien zur Ermittlung der Luftqualitat an StraRen (RLuUS 2012)“ war
nicht erforderlich.

Bodenschutz

Die Belastung des Bodens durch den Eintrag von Stoffen aus dem Verkehr und die
Belastung durch die Bauarbeiten sowie die Herstellung und Unterhaltung der Anlage
ist nach BBodSchG nicht unzulassig.

Das dargestellte offentliche Interesse an der Durchfihrung der Vorhaben
(Nutzungsfunktion im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3 d BBodSchG) rechtfertigt hier die
Nachteile fur die anderen Funktionen des Bodens. Die Bodenfunktionen sind
grundsétzlich gleichrangig.

Schéadliche Bodenverdnderungen im Sinne des 8 2 Abs. 3 i. V. m. 8 7 BBodSchG
werden nicht eintreten, denn von der mit rund 4.400 Fahrzeugen/Tag belasteten
Zubringerstrafe und der Anschlussstelle LA 25 im Zuge der B 15neu werden keine
mafdgeblichen  Beeintrdchtigungen der  Bodenfunktionen  eintreten.  Die
Uberschreitung von den in der BBodSchV (Anhang 2) gemaR § 8 Abs. 2 BBodSchG
festgelegten Werten ist nicht zu besorgen.

Die Forderungen und Hinweise des Amtes fur Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten Landshut nach  Bericksichtigung  bzw.  Durchfihrung  von
BodenschutzmalBRhahmen zur Wiederherstellung der Bodenfruchtbarkeit von
landwirtschaftlich genutzten Flachen sowie zum Umgang mit bodengefahrdenden
Betriebsmitteln sind mit den entsprechenden Nebenbestimmungen A 3.5 in diesem
Beschluss beriicksichtigt. Eine Beeintrachtigung der Nahrungsmittelproduktion auf
angrenzenden landwirtschaftlichen Grundsticken durch Schadstoffe ist, wie oben
bereits ausgefuhrt wurde, nicht zu befiirchten.

Eine externe bodenkundliche Baubegleitung kann im Rahmen des
Planfeststellungsverfahrens den Vorhabentrdgern nicht auferlegt werden, weil
Bodenschutz  kein  Zulassungsrecht enthdlt, das im Rahmen der
Konzentrationswirkung auf die Planfeststellungsbehérde (bergehen koénnte. Die
Einhaltung der Nebenbestimmungen A 3.5 kann nach Ansicht der Planfeststellungs-
behtrde von den staatlichen bzw. kommunalen Vorhabentragern (Freistaat Bayern
und Landkreis Landshut) sichergestellt werden, weil sie ausreichend Erfahrung im
Umgang mit Boden aus vergleichbaren Stral3enbauprojekten bereits haben.
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Naturschutz- und Landschaftspflege

Verbote

Striktes Recht steht den StralRenbauvorhaben nicht entgegen.

Schutzgebiete/geschutzte Flachen

Im Einwirkungsbereich der beiden Vorhaben befinden sich keine Fauna-Flora-
Habitat- (FFH) oder Vogelschutzgebiete (SPA).

Das néchstgelegene FFH-Gebiet DE 7239-371 ,Gelbbauchunkenhabitat nérdlich
Ascholtshausen® befindet sich 10 km nordwestlich von Neufahrn und steht in keinem
funktionalen Zusammenhang mit Strukturen oder Lebensrdumen der Plangebiete.

Schutzgebiete nach den 88 23 - 29 BNatSchG sind in den Planungsgebieten nicht
vorhanden.

Im Planungsgebiet der ZubringerstraRe LA 25 sind folgende nach § 30 BNatSchG
bzw. Art. 23 BayNatSchG gesetzlich geschitzten Biotope vorhanden.

- sieben Teilflachen als naturnahe Hecke (WH). Sie befinden sich entlang des
bestehenden Flurweges im "Wasserfeld" stdlich Neufahrn sowie an den
West- und Ost-exponierten Bdschungen der Eisenbahnlinie. Diese
geschitzten Lebensrdume sind in den planfestgesteliten Unterlagen
entsprechend gekennzeichnet.

Biotop Art und Lage
7239-0200 Hecken im ,Wasserfeld“ stidlich Neufahrn

7238-0256 Hecken entlang der Eisenbahnlinie Regensburg-Landshut
bei Neufahrn

Im Planungsgebiet der Anschlussstelle B 15neu/LA 25 sind nach § 30 BNatSchG
bzw. Art. 23 BayNatSchG gesetzlich geschitzten Biotope nicht vorhanden.

Fur die Uberbauung/Beseitigung der gesetzlich geschitzten Biotope lasst die
Planfeststellungsbehtrde wegen der Ausgleichbarkeit und aus Uberwiegenden
Grinden des offentlichen Wohls Ausnahmen bzw. Befreiungen zu. Ebenso durfen
Hecken, lebende Zaune, Feldgehélze und -gebische und allgemein geschitzte
Lebensraume aus Uberwiegenden Griinden des offentlichen Interesses und mangels
Alternativen nach den in A 3.4 festgelegten Vorgaben beeintrachtigt werden. Die
Grinde ergeben sich auch aus den vorstehenden Erlauterungen zur Notwendigkeit
der Planldsungen. Die untere Naturschutzbehérde wurde im Verfahren beteiligt.

Die Gemeinde Neufahrn liegt zum Grof3teil im Landschaftlichen Vorbehaltsgebiet
Nr. 14 ,Bach- und Flusstdler sowie Hugellandgebiete mit hohem Anteil
schutzwirdiger Lebensrdume im Donau-Isar-Hiigelland®. Die Planungsgebiete der
Vorhaben liegen auch im Landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Nr. 15 ,Grof3flachige
Walder im Donau-Isar-Hugelland®“. Die Ziele dieser Vorbehaltsgebiete sind in den
Landschaftspflegerischen Begleitplanungen der Vorhaben beachtet.
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2.3.5.1.2 Besonderer und strenger Artenschutz

2.3.5.1.2.1 Zugriffsverbote

Die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote des 8 44 Abs. 1 BNatSchG stehen der
Zulassung der Vorhaben nicht entgegen.

GemalR § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wild lebenden Tieren der
besonders geschiitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu
téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen
oder zu zerstdren. Besonders geschitzt sind nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG
neben allen europdaischen Vogelarten Tierarten, die in Anhang A oder B der EG-
Verordnung Nr. 338/97, in Anhang IV der FFH-RL oder in der Rechtsverordnung
nach 8 54 Abs. 1 BNatSchG aufgefiihrt sind.

Gemal § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Tiere der streng
geschitzten Arten und der europaischen Vogelarten wahrend der Fortpflanzungs-,
Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stéren;
eine erhebliche Stérung liegt vor, wenn sich durch die Stérung der
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. Streng geschiitzt
sind nach 8§ 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG Tierarten, die in Anhang A der EG-
Verordnung 338/97, in Anhang IV der FFH-RL oder in der Rechtsverordnung nach
§ 54 Abs. 2 BNatSchG genannt sind. Dazu kommen die europaischen Vogelarten.

Gemall 8 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder
Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschitzten Arten aus der Natur
zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstoren.

Gemal 8§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Pflanzen der
besonders geschitzten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu
entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschadigen oder zu zerstéren.

§ 44 Abs. 5 BNatSchG

Fur nach § 15 BNatSchG zuléssige Eingriffe sowie fir Vorhaben im Sinne des § 18
Abs. 2 Satz 1 BNatSchG, die nach den Vorschriften des BauGB zulassig sind, gelten
die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach folgender Mal3gabe: Sind in
Anhang IVa FFH-RL aufgefiihrte Tierarten, europaische Vogelarten oder solche
Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG
aufgefuhrt sind, liegt ein Verstol3 gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 3 nicht vor,
soweit die 6kologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen
Fortpflanzungs- oder Ruhestétten im rdumlichen Zusammenhang weiter erfillt wird.
Soweit erforderlich, kdnnen auch vorgezogene Ausgleichsmalinahmen festgesetzt
werden. Fir Pflanzen nach Anhang Vb gilt entsprechendes. Sind andere besonders
geschutzte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchfiihrung eines Eingriffs
oder Vorhabens kein Versto3 gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote
vor. Insoweit wird auf die nachfolgenden Ausfihrungen zu § 15 BNatSchG
verwiesen.

2.3.5.1.2.2 Prifmethodik

Die artenschutzrechtliche Beurteilung nach § 44 BNatSchG setzt eine ausreichende
Ermittlung und Bestandsaufnahme zum Vorkommen der relevanten Arten voraus.
Der Prufung brauchen diejenigen Arten nicht unterzogen zu werden, fir die eine
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verbotstatbestandsmalfiige Betroffenheit durch das jeweilige Projekt mit
hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle).

Das methodische Vorgehen der von den Vorhabentrdgern vorgelegten speziellen
artenschutzrechtlichen Prufungen (saP), die Grundlage der Beurteilung durch die
Planfeststellungsbehérde sind, orientiert sich an den mit Schreiben der Obersten
Baubehorde vom 12.02.2013 Az. 11Z27-4022.2-001/05 eingefihrten "Hinweisen zur
Aufstellung naturschutzfachlicher Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen
Prifung in der StralRenplanung (saP)". Die Hinweise in der Internet-Arbeitshilfe des
Bayerischen Landesamtes fur Umwelt (Stand 2013) zur speziellen
artenschutzrechtlichen Prifung bei der Vorhabenzulassung wurden beachtet.

Zur Ermittlung der relevanten Arten wurde eine "Abschichtung” aller in Bayern aktuell
vorkommenden, europarechtlich geschiitzten Arten nach festgelegten Kriterien
vorgenommen. Dabei wurden aktuelle Nachweise in artengruppenspezifischen
Untersuchungsrdumen ermittelt und eine Potenzialanalyse bei nicht detailliert
untersuchten Artengruppen durchgefiihrt, die unter Berticksichtigung der Kenntnisse
zur Verbreitung und zu den Lebensraumansprichen diejenigen Arten herausfiltert,
von denen mit einer nicht nur sehr geringen Wahrscheinlichkeit ein Vorkommen in
den Untersuchungsraumen angenommen werden kann ("worst-case-Betrachtung").

Die Datengrundlagen fir die saP sind in der jeweiligen Anlage zur Planunterlage 9.1
dargestellt. Auf diese wird Bezug genommen. Berlcksichtigt wurden Vorkehrungen
zur Vermeidung bzw. Minimierung von Beeintrachtigungen. Insoweit wird auch auf
die nachfolgenden Erlauterungen verwiesen. Untersucht wurden baubedingte,
anlagenbedingte und betriebsbedingte Wirkprozesse.

Wegen der Uberschneidungen der beiden Vorhaben/Untersuchungsbereiche und
um Wiederholungen zu vermeiden, erfolgt fir die gesondert erstellten
Planunterlagen im Planfeststellungsbeschluss eine gemeinsame Betrachtung.

Die vorliegenden Untersuchungen sind fir die artenschutzrechtliche Beurteilung der
Vorhaben ausreichend. Die Untersuchungstiefe hangt mal3geblich von den
naturraumlichen Gegebenheiten im Einzelfall ab. Das Recht nétigt nicht zu einem
Ermittlungsaufwand, der keine zusatzliche Erkenntnis verspricht (vgl. BVerwG,
Beschluss v. 18.06.2007, Az. 9 VR 13/06 in juris, Rn. 20; BVerwG, Beschluss v.
13.03.2008, Az. 9 VR 9/07 in juris, Rn. 31). Der Stand der Wissenschaft in
Arbeitshilfen oder ahnlichem wurde beachtet.

Die Naturschutzvereinigungen und die Naturschutzbehérden konnten zu den
naturschutzfachlichen Unterlagen Stellung nehmen.

2.3.5.1.2.3 Konfliktanalyse
8§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG

Das Totungsverbot ist bei der Gefahr von Kollisionen im Stralenverkehr nur dann
erflllt, wenn sich durch das Vorhaben das Kollisionsrisiko fir die jeweiligen Arten
unter Bericksichtigung der vorgesehenen Schadensvermeidungsmal3nahmen
signifikant erhoht. Keine Signifikanz ist anzunehmen, wenn das Kollisionsrisiko unter
der Gefahrenschwelle in einem Risikobereich bleibt, der mit dem Verkehrsweg im
Naturraum immer verbunden ist, d.h. wenn das Risiko nicht Uber einzelne
Individuenverluste hinausgeht. Dass einzelne Exemplare besonders geschutzter
Arten durch Kollisionen mit Kraftfahrzeugen zu Schaden kommen kénnen, dirfte nie
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vollig zu vermeiden sein. Dies gilt sowohl fur die (erstmalige) Aufnahme von
Strallenverkehr im Gefolge der Zulassung eines neuen Verkehrswegs in einem
bislang (an diesem Ort) nicht von einer StralRe durchzogenen Naturraum als auch fur
die Zunahme von Verkehr beim Ausbau einer vorhandenen Strale. Ein
sachgerechtes Verstandnis des Gesetzes fuhrt daher zu der Auslegung, dass der
Totungstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 1 BNatSchG nur erflillt ist, wenn sich
das Kollisionsrisiko fiur die betroffenen Tierarten durch das StralRenbauvorhaben in
signifikanter Weise erhoht (vgl. BVerwG, Urteil v. 09.07.2008, Az 9 A 14/07 — juris
Rn. 91). Dies ist hier bei keiner Art der Fall. Auch bei Malinahmen zur Errichtung der
Vorhaben (Baufeldfreimachung usw.) ist der Tétungstatbestand nicht erfillt, wenn
kein signifikant erhdhtes Totungsrisiko entsteht (BVerwG vom 8.1.2014 Az. 9 A
14.13).

Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie

Saugetiere

Fledermé&use

Zur Ermittlung des potenziellen Artenspektrums an Fledermausen im Umfeld der
geplanten Vorhaben wurden die Fledermausnachweise in der Artenschutzkartierung
bis zu einem Umkreis von 5 km um den Standort ausgewertet. Dartiber hinaus wird
bei weiteren Arten ein mogliches Vorkommen unterstellt, da geeignete Habitate im
Wirkraum der Vorhaben vorhanden sind.

Es handelt sich um die Fledermausarten Abendsegler, Bechsteinfledermaus,
Braunes Langohr, Fransenfledermaus, Graues Langohr, Grof3es Mausohr, Kleine
Bartfledermaus, Mickenfledermaus, Nordfledermaus, Rauhautfledermaus,
Wasserfledermaus, Zweifarbfledermaus und Zwergfledermaus.

Hohlen oder ahnliche Quartiere, die als Winterquartiere von Fledermausen dienen
kénnten, fehlen im Gebiet der Vorhaben. Es werden auch keine Gebaude beseitigt,
so dass es zu keiner Beseitigung von Gebaudequartieren fir Fledermause kommen
kann. Die Baume, die innerhalb des Baufelds der Anschlussstelle liegen und gerodet
werden mussen (Moosholz/Kirschenholz sowie Gehélze 6stlich der B 15neu),
wurden im Zuge der faunistischen Erhebungen im Jahr 2011 auf das Vorhandensein
von Baumhohlen und anderen potenziellen Fledermausquartieren hin untersucht.
Dabei konnten keine als Winterquartier geeigneten Strukturen innerhalb des
Baufelds festgestellt werden. Das Vorhandensein von im Sommer besetzten
Einzelguartieren baumbewohnender Fledermause innerhalb der Baufelder der
Vorhaben kann aber nicht génzlich ausgeschlossen werden. Bei einer Fallung der
Baume im Baufeld im Winterhalbjahr kann jedenfalls eine Toétung von ggf.
gelegentlich anwesenden Tieren vermieden werden (siehe jeweils MaRnahme S1,
Ziff. 3.1 saP).

Das verkehrsbedingte Kollisionsrisiko fur Flederméuse im Gebiet wird durch die
Bundesstralle B 15neu bestimmt werden. Ein signifikanter Beitrag dazu wird vom
Verkehr auf der neuen Anschlussstelle sowie der Zubringerstraf3e nicht ausgehen,
da eine Verkehrsbelastung von unter 5.000 Kfz/24h prognostiziert wird und
bedeutende Leitstrukturen von den Planvorhaben nicht gequert werden.

Biber
Die nachsten Biberlebensraume befinden sich in den Bachtélern von Kleiner Laaber

und Ergoldsbacher Bach, die entweder mehr als 2 km von den Vorhaben entfernt
liegen oder durch die viel befahrene B 15 von den Vorhabenbereichen abgetrennt
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sind. Als einziges potenziell als Nahrungsgebiet geeignetes Gewasser kommt im
Wirkraum der Zubringerstrale das Regenrickhaltebecken am Siddrand des
Gewerbegebiets Neufahrn mit Uppigem Rohrichtbewuchs in Frage. Biberspuren
wurden hier aber bei Erhebungen im Jahr 2011 nicht beobachtet. Ein regelmafiges
Uberwechseln vom Ergoldsbacher Bach kann auch wegen der bestehenden
Hindernisse (Bahnlinie und BundesstralRe) nicht unterstellt werden.

Reptilien
Nach Auswertung der verfugbaren Datengrundlagen kommt im Umkreis um die

Vorhaben die Zauneidechse vor, weitere Reptilienarten sind nicht zu erwarten.
Verstreute Nachweise von Zauneidechsen gibt es im Tal des Ergoldsbacher Baches,
besonders entlang der Bahnlinie Landshut-Regensburg. Im Zusammenhang mit der
Vernetzungsstruktur "Bahndamm® steht ein kleines Vorkommen von Zauneidechsen
am Siudostrand des Gewerbegebietes sudlich Neufahrn, das vom Talraum durch die
bestehende Bundesstrale B 15 abgetrennt ist. Weiter nach Westen sind keine
Vorkommen von Zauneidechsen gefunden worden und aufgrund der Landschafts-
strukturen auch nicht zu erwarten.

In dem bekannten Vorkommensbereich der Zauneidechse besteht bereits jetzt ein
hohes Kollisionsrisiko auf der Bundesstral3e 15, dem begleitenden Radweg und den
Zufahrten zum Gewerbegebiet. Durch die Weiterfihrung der vorhandenen Stral3e bis
zur B 15neu ergeben sich keine neuen Gefahrenstellen fur Kollisionen, da keine fr
die Zauneidechse relevanten Lebensraumstrukturen neu zerschnitten werden. Von
einer signifikanten Erhéhung des Kaollisionsrisikos ist daher nicht auszugehen.

Amphibien, Fische, Libellen, Kéfer

Zu diesen Tiergruppen des prifungsrelevanten Artenspektrums liegen fur die
Untersuchungsgebiete der Vorhaben keine Nachweise vor. Von potenziellen
Vorkommen von hier relevanten Arten ist nicht auszugehen.

Schmetterlinge

Die Untersuchungsgebiete der Planvorhaben liegen auf3erhalb des Verbreitungs-
gebietes der meisten Schmetterlingsarten des Anhangs IV der FFH-RL. Die relativ
verbreitete Art ,,Dunkler Wiesenknopf-Ameisenblauling” wurde in einem Nebental der
Kleinen Laaber nachgewiesen. Im Wirkraum der Vorhaben ist jedoch nach den
Begehungen mit gezielter Suche kein geeigneter Lebensraum fur diese Art
vorhanden.

Der Nachtkerzenschwarmer, der unter anderem auch Ruderalfluren besiedelt, wird
als potenziell vorkommend eingestuft. Im Zusammenhang mit dem Bau der
Anschlussstelle B 15neu/LA 25 und dem Bau der Zubringerstralle LA 25 werden
keine potenziellen Larvallebensrdume der Art voribergehend oder dauerhaft in
Anspruch genommen, die nicht bereits durch das Vorhaben B 15neu in Anspruch
genommen wurden. Die kleinflachigen Staudenfluren, die von den Vorhaben
betroffen sind, sind zu stark beschattet, von starkwiichsigen Nitrophyten
Uberwachsen oder weisen keine der obligatorischen Futterpflanzen auf. Stérungen
(z. B. Zerschneidungswirkungen), baubedingte Totungen oder signifikante
Kollisionsrisiken, die Uber die Beeintrachtigungen durch den Neubau und Betrieb der
B 15neu hinausgehen, sind nicht zu erwarten.

Weichtiere

Die Untersuchungsgebiete der Vorhaben liegen aufRerhalb der Verbreitungsgebiete
der Schneckenarten des Anhangs IV FFH-RL. Als Lebensrdume fur die
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Bachmuschel geeignete Gewasser sind im Baufeld und im weiteren Umfeld der
Vorhaben nicht vorhanden.

Europaische Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie

Die Untersuchungsmethode richtet sich nach dem aktuellen Stand der Wissenschaft
(Arbeitshilfe Vogel und StralRenverkehr usw.). Insgesamt wurden 55 Vogelarten
ermittelt, die im Untersuchungsraum der Anschlussstelle sowie der Zubringerstral3e
durch konkrete Nachweise belegt sind und aufgrund der vorhandenen Lebensraum-
ausstattung auch im Wirkraum der Vorhaben vorkommen koénnen oder die
regelmafiig als Gastvogel bzw. Durchzigler im Gebiet zu erwarten sind (siehe
jeweils Ziff. 4.2.2 der saP).

Wesentliche Grundlage zur Ermittlung der Avifauna ist die Brutvogelkartierung im
Jahr 2011 entlang der Neubaustrecke der LA 25 zwischen B 15 und
B 15neu/Anschlussstelle Neufahrn Sid. Das Untersuchungsgebiet umfasste im
Wesentlichen einen ca. 500 m breiten Streifen beidseits der Zubringerstral3e.
Dartber hinaus wurden konkrete Nachweise (Artenschutzkartierung) in einen
Umgriff von ca. 2 km um die Vorhaben ermittelt. Zur Bestimmung des gesamten
potenziellen Artenspektrums an Brutviogeln wurden aul3erdem die Daten der
Arbeitshilfe des Bayerischen Landesamt fur Umwelt (Stand 2013) fiir den Naturraum
"D65 Unterbayerisches Higelland und Isar-Inn-Schotterplatten” und die
Topografische Karte Nr. 7239 ausgewertet. Weitere Informationen ergaben sich aus
der Auswertung des Brutvogelatlas fiir den Raum.

Die 55 Vogelarten des ermittelten potenziellen Artenspektrums sind durch die
Vorhaben in unterschiedlichem Ausmald betroffen. Unter artenschutzrechtlichen
Aspekten ergeben sich bei vielen Arten bereits ohne Detailanalyse keine relevanten
Beeintrachtigungen, d. h. sie werden aufgrund ihrer allgemeinen Verbreitung und
Haufigkeit, einer geringen Vorkommenswahrscheinlichkeit, fehlender Habitate im
Wirkraum oder vorhabenspezifisch als "unempfindlich" eingestuft. Bei diesen Arten
sind angesichts der Projektwirkungen keine Auswirkungen auf die 6Okologische
Funktion ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestatten bzw. kein Einfluss auf den
Erhaltungszustand ihrer lokalen Populationen zu erwarten. Bei vielen Arten ist auch
ein Verstol3 gegen das individuenbezogene Totungsverbot i. S. von 8§44 Abs. 1
Nr. 1 BNatSchG durch eine signifikante Erhdhung des Kollisionsrisikos aufgrund
einer geringen Wahrscheinlichkeit des Eintritts (geringe Vorkommens-
wahrscheinlichkeit, artspezifisches Verhalten) ausgeschlossen. Auch fir Vogelarten,
die haufig auftreten und allgemein verbreitet sind (viele Singvogelarten) wird ein
signifikant erhdhtes Kollisionsrisiko ausgeschlossen, da diese Arten sich in einem
gunstigen Erhaltungszustand befinden und eine gute Anpassungsfahigkeit an sich
verdndernde Umweltbedingungen aufweisen. Bertcksichtigt sind dabei die
projektspezifischen Mafinahmen zur Vermeidung (siehe jeweils Ziff. 3.1 der saP),
insbesondere die Beschrankung der Baumfall- und Rodungszeiten, die ein Téten
oder Verletzen von Jungvdgeln oder eine Zerstérung von Eiern und besetzten
Nestern verhindert.

Auch seltene, gefahrdete und sonstige bedeutsame Vogelarten mit groReren
Raumanspriichen bzw. solche, deren Anspriche an Fortpflanzungs- und
Ruhestatten und sonstige essenzielle Lebensstatten im Wirkraum nicht erfullt sind,
wurden innerhalb der festgelegten Untersuchungsraume nachgewiesen oder
kommen dort potenziell vor (Daten des Bayer Landesamt fir Umwelt, Stand 2013 fur
die topografische Karte Nr. 7239). In den von den projektbedingten Wirkungen
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beeintrachtigten Gebieten (Wirkrdume) sind jedoch entweder keine Bereiche
vorhanden, in denen die Anspriiche der Art an ihre Fortpflanzungs- und Ruhestéatten
und damit zusammenh&ngende essenzielle Nahrungshabitate erfillt sind, oder es
kann aufgrund der Bestandserhebungen ausgeschlossen werden, dass sich
besetzte Fortpflanzungs- und Ruhestatten (Horst- oder Hohlenbaume, Nistplatze an
Gebé&uden, Rohrichte usw.) innerhalb der Wirkraume befinden. Die meisten der in
der saP genannten Arten sind im Wirkraum der Vorhaben lediglich bei der
Nahrungssuche oder auf dem Durchzug zu erwarten. Das individuenbezogene
Kollisionsrisiko i. S. des Tétungsverbots nach § 44 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG erhéht
sich aufgrund der sehr geringen Vorkommenswahrscheinlichkeit und/oder der
artspezifischen Verhaltensweisen bei der Querung der neuen Stral3entrassen (z. B.
hoher Uberflug) nicht signifikant bzw. das Kollisionsrisiko wird an der BundesstraRe
15neu dominiert. Eine baubedingte To6tung oder Verletzung von Vogelindividuen
oder eine Zerstdérung von Nestern mit darin enthaltenen Eiern ist wegen fehlender
Nistplatze im Baufeld der Planvorhaben ausgeschlossen.

Nach den Untersuchungsergebnissen verbleiben beim Vorhaben Anschlussstelle
B 15neu/LA 25 als vorhabenspezifisch "empfindliche" Vogelart der Baumpieper und
beim Vorhaben Zubringerstral3e LA 25 die Feldlerche, der Gelbspdtter, die Wachtel
sowie die Wiesenschafstelze. Zu diesen Vogelarten wird folgendes erganzt:

Baumpieper

Vom Baumpieper wurden bei den Kartierungen durch das Biro Dr. Schober im Jahr
2011 mehrere Vorkommen im Untersuchungsraum an den Waldrandern zum
Baufeld der B 15neu und auf Waldlichtungen/Rodungsflachen im Kirschenholz sowie
ostlich der B 15neu erfasst. Wegen der weiteren Verbreitung auch in den
angrenzenden Waldbereichen kann von einer zumindest regelméRigen Besiedlung
ausgegangen werden. Der Bestand an Baumpiepern ist aufgrund des Mangels an
extensiv genutztem Offenland in Kombination mit Geholzen im Tertiarhiigelland stark
rickgangig. Das Bayer. Landesamt fur Umwelt geht von einem ungtnstigen/
schlechten Erhaltungszustand der Art aus.

Das allgemein bestehende Kaollisionsrisiko an den vorhandenen Stra3en im
Naturraum, insbesondere durch die B 15neu, wird fur die Individuen der Art durch
die neue Anschlussstelle B 15neu/LA 25 nicht signifikant erhdht. Eine Anlockung in
den Nahbereich der neuen Kreisstral3e ist nicht zu erwarten. Eine Vernichtung von
besetzten Nestern wird durch die Baufeldfreimachung auf3erhalb der Brutzeit
vermieden. Gehdlzfallung und -riickschnitt erfolgt auRerhalb des Zeitraums 1. Marz
bis 30. September (S1).

Feldlerche
Die Feldlerche britet im Untersuchungsgebiet in den weitrdumigen Ackerflachen.

Die hochste Siedlungsdichte wird um die Anhohe zwischen Kiesgrube und der
ZubringerstralRe LA 25 erreicht, sidlich der geplanten Strale liegen die Reviere
weiter auseinander, auf den Ackerflachen in Richtung Gewerbegebiet konnten keine
Nachweise erbracht werden. Innerhalb der Region wird die Art auf der Vorwarnliste
gefuhrt und damit noch nicht als gefahrdet eingestuft. Das Bayer. Landesamt fir
Umwelt (Stand 2013) geht demgegeniber von einem unginstigen/schlechten
Erhaltungszustand der Art in der kontinentalen biogeografischen Region Bayerns
aus. Der Erhaltungszustand der lokalen Population wird dennoch mit gut bewertet.

Das allgemein bestehende Kollisionsrisiko an den zahlreich vorhandenen Straf3en im
Naturraum wird fur die Individuen der Art durch die neue Trasse nicht signifikant
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erhoht. Eine Anlockung in den Nahbereich der ZubringerstraRe LA 25 ist aufgrund
der stral3enbedingten Storeffekte nicht zu erwarten.

Gelbspotter
Der Gelbspotter wurde bei den Kartierungen im Jahr 2011 einmalig im Feldgehdlz,

das unmittelbar sudlich der geplanten ZubringerstraBe liegt, erfasst. Weitere
Vorkommen sind im Tal des Ergoldsbacher Baches im Zusammenhang mit den
anderen Bachtalern mit Feucht- und Auwéldern zu vermuten. Die Art wird nicht auf
den Roten Listen von Deutschland oder Bayern gefiihrt. Dennoch geht das Bayer.
Landesamt fir Umwelt (Stand 2013) von einem ungunstigen/unzureichenden
Erhaltungszustand der Art in der kontinentalen biogeografischen Region Bayerns
aus. Der Erhaltungszustand der lokalen Population wird demnach mit mittel bis
schlecht bewertet.

Das allgemein bestehende Kollisionsrisiko an den zahlreich vorhandenen Straf3en im
Naturraum wird fur die Individuen der Art durch die neue Zubringerstrale nicht
signifikant erhoéht (keine Anlockung in den StralRenraum, keine regelméRige Querung
mit geringer Flughthe).

Wachtel
Bei den Kartierungen im Jahr 2011 wurde die Wachtel in den Ackerfluren nérdlich

und suddlich der geplanten Zubringerstral3e nachgewiesen. Weitere Nachweise in
benachbarten Bereichen des Tertidrhiugellandes zeigen, dass die Art in den
Agrarlandschaften des Naturraums regelmaRig verbreitet ist. Der Erhaltungszustand
der lokalen Population wird als gut bewertet.

Das allgemein bestehende Kollisionsrisiko an den zahlreich vorhandenen Straf3en im
Naturraum wird fur die Individuen der Art durch die neue Trasse nicht signifikant
erhoht. Eine Anlockung in den Nahbereich der ZubringerstraRe LA 25 ist aufgrund
der stral3enbedingten Storeffekte nicht zu erwarten.

Wiesenschafstelze
Die Wiesenschafstelze wurde als Brutvogel auf Ackerflachen nérdlich der

Zubringerstral3e beobachtet (mindestens 1 Brutpaar). Die Art ist im ndrdlichen Tell
der Region Tertiarhligelland verbreitet. Das Bayer Landesamt fir Umwelt (Stand
2013) geht von einem ungunstigen/unzureichenden Erhaltungszustand der Art in der
kontinentalen biogeografischen Region Bayerns aus. Der Erhaltungszustand der
lokalen Population wird demnach mit mittel bis schlecht bewertet.

Wie bei Feldlerche und Wachtel wird bei der Wiesenschafstelze das allgemein
bestehende Kollisionsrisiko an den zahlreich vorhandenen StraRen im Naturraum fur
die Individuen der Art durch die Zubringerstrae nicht signifikant erhoht. Eine
Anlockung in den Nahbereich der LA 25 ist aufgrund der straRBenbedingten
Storeffekte nicht zu erwarten.

8 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG
Anhang-IV-Arten

Fur folgende Arten sind Stoérungen durch die Vorhaben waéahrend der Fort-
pflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeit nicht
auszuschlieen (da sich zwischen Stérungs- und Schadigungstatbestand gewisse
Uberschneidungen ergeben konnen, erfolgt eine gemeinsame Betrachtung):
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Saugetiere

Flederméause

Die Baume innerhalb des Baufeldes der Anschlussstelle und die wenigen
wegbegleitenden Baume, die innerhalb des Baufelds der Zubringerstrale stehen
und gerodet werden mussen, wurden im Zuge der faunistischen Erhebungen im Jahr
2011 vor dem Laubaustrieb auf das Vorhandensein von Baumhdhlen und anderen
potenziellen Fledermausquartieren hin untersucht. Dabei konnten keine als
Quartiere geeigneten Strukturen innerhalb des Baufelds festgestellt werden.
Dennoch sind einzelne Kleinhdhlen und Rindenspalten als potenzielle
Einzelquartiere fir Fledermduse im Sommer nicht vollig auszuschlieen.
Einzelverluste von Baumquartieren, die nicht regelmafig als Wochenstuben- oder
Winterquartier genutzt werden, sind bei den hier zu bericksichtigenden Arten ohne
Auswirkung auf den Bestand. Die Kolonien und Einzeltiere nutzen eine Vielzahl von
Baumquartieren, zwischen denen sie regelmaRig wechseln, so dass der zu
unterstellende Ausfall einzelner (potenzieller) Quartiere nicht zugleich den Verlust
der o©kologischen Funktionen der Fortpflanzungs- und Ruhestatte bedeutet. Die
verbleibenden vergleichsweise grofiflachigen Waldbereiche im Umfeld stehen im
engen raumlichen Zusammenhang mit den zu rodenden Gehdlzbestadnden und sind
insgesamt deutlich besser mit Baumhohlen ausgestattet. Hier werden von den
vorkommenden Spechten (Schwarz- und Buntspecht) auch regelmafig neue
Baumhohlen geschaffen. In Teilbereichen sind gréRRere Altbaumbestdnde als
mdgliche Quartierverbundzentren vorhanden, wie sie im vom Bau der
Anschlussstelle betroffenen nadelholzdominierenden Waldbereich nicht vorkommen.
Damit ergeben sich ausreichende Ausweichmdoglichkeiten im Umfeld der Vorhaben.

Angesichts der Grof3flachigkeit der von Fledermé&usen bejagten Areale sind die
geplanten Flacheninanspruchnahmen an Ackerfliche und Wegrandstreifen ohne
relevante Auswirkung auf den Fortpflanzungserfolg der im Gebiet mdglicherweise
vorhandenen Fledermauskolonien.

Die Anschlussstelle B 15neu/LA 25 befindet sich vollstandig im Wirkungsbereich der
B 15neu. Die geplante Zubringerstrale quert keine als Leitstrukturen fir
Flederméuse tauglichen Gewasser, Geholzreihen, Waldrander oder Gelandekanten.
Die einzelnen Gehdlzbestédnde entlang des bestehenden Feldwegs, der durch die
ZubringerstralRe ersetzt wird, stellen moglicherweise Landmarken dar, an denen sich
Flederméuse orientieren konnen. Diese werden jedoch weitgehend erhalten bzw. im
Zuge der Gestaltung der StralBennebenflachen ersetzt, so dass keine wesentliche
Veranderung des Leitstruktursystems erfolgt.

Gegenuber den vorherrschenden Storeffekten durch die B 15neu sind keine
zusatzlichen, betriebsbedingten Beeintrachtigungen in trassennahen Jagdgebieten
anzunehmen. Wegen der relativ geringen Verkehrsdichte, besonders zur Nachtzeit,
entwickelt die neue Zubringerstrale keine erheblichen verkehrsbedingten
Storeffekte (Licht, LArm insbesondere bei passiv akustisch jagenden Arten), da
jeweils langere Pausen zwischen den Stérungen durch die einzelnen Fahrzeuge
entstehen. Eine intensive Nutzung als Jagdgebiet ist auf den an die StralRe
angrenzenden Ackerflachen ohnehin nicht zu erwarten.

Artenschutzrechtliche Verbotstatbestande nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG
werden durch beide Stralfenbauvorhaben nicht erfillt.
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Biber
Artenschutzrechtliche Verbotstatbestande nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG

kénnen ausgeschlossen werden (siehe auch Ausfihrungen unter 2.3.5.1.2.3).

Reptilien

Im Bereich des Vorkommens der Zauneidechse am Sudostrand des
Gewerbegebiets werden durch den Bau der Zubringerstral3e keine Fortpflanzungs-
und Ruhestatten Uberbaut. In diesem Bereich ist die StralRentrasse bereits
fertiggestellt bzw. wird nur geringfigig um 1 m nach Sidden verbreitert und es
werden durch die Anlage des Kreisverkenrs an der B 15 nur randlich
stralBenbegleitende Rasenbereiche beansprucht. Die sldexponierten, lickigen
Rasen am Regenrickhaltebecken als mdgliche Fortpflanzungs- und Ruhestatte der
Art werden geschont.

Eine Stoérung der Zauneidechse wahrend der Fortpflanzungszeit der Art ist u. a.
durch baubedingte Erschiitterungen, durch Staubeintrdge und durch optische
Beunruhigung ausgehend von Baumaschinen und Menschen im Bereich des
Baufeldes am geplanten Kreisverkehr B 15 moglich. Diese Storungen sind jedoch
zeitlich und rdumlich begrenzt. Relevante Auswirkungen auf die Population ergeben
sich nicht.

Eine zusatzliche Unterbrechung von Funktionsbeziehungen erfolgt nicht. Die
bestehende B 15 ist bereits als erheblicher Zerschneidungseffekt zwischen dem
Vorkommen am Gewerbegebiet und entlang der Bahnlinie vorhanden, der durch das
Vorhaben nicht weiter verscharft wird. Zwischen dem Vorkommen am
Gewerbegebiet und den sudlich und westlich liegenden intensiv landwirtschaftlich
genutzten Fluren bestehen bereits durch die Zufahrten und die Bebauung im
Gewerbegebiet Barrieren, die nach den Erkenntnissen der Gelandekartierung bereits
derzeit nicht (regelmaflig) Uberquert werden. Zudem fehlen sidlich der StralRe
geeignete Habitate fiir die Art.

Insgesamt sind daher mit dem Bau der Zubringerstral3e LA 25 keine erheblichen
Stérungen der Zauneidechsen-Population im Gebiet verbunden.

Amphibien, Fische, Libellen, Kéfer

Nachweise liegen nicht vor. Von potenziellen Vorkommen von hier relevanten Arten
ist nicht auszugehen.

Schmetterlinge

Wegen der weiten Verbreitung der Art in Stdbayern und dem haufig spontanen
(unsteten) Auftreten in neu entstandenen Lebensrdumen (z. B. Ruderalfluren in
Abbaustellen) ist ein Vorkommen im Untersuchungsraum mdoglich. Geeignete
Lebensraume in Form von Ruderalfluren mit Weidenréschen- und Nachtkerzen-
Bestdnden als Raupenfutterpflanzen finden sich in der Kiesgrube nordlich der
KreisstralRentrasse sowie auf freigeschobenen Flachen. Diese stellen potenzielle
Larvallebensrdume dar.

Diese genannten potenziellen Larvallebensraume wurden im Rahmen der
Fertigstellung der B 15neu Uberbaut oder werden von den Vorhaben nicht berihrt
(Kiesgrube). Artenschutzrechtliche Verbotstatbestadnde nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3
BNatSchG sind nicht zu erwarten.
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Weichtiere

Artenschutzrechtliche Verbotstatbestéande nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG
kénnen ausgeschlossen werden (siehe auch Ausfihrungen unter 2.3.5.1.2.3).

Europaische Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie

Bei vielen Vogelarten des ermittelten potenziellen Artenspektrums ergeben sich
unter artenschutzrechtlichen Aspekten bereits ohne Detailanalyse keine relevanten
Beeintrachtigungen, d. h. sie werden aufgrund ihrer allgemeinen Verbreitung und
Haufigkeit, einer geringen Vorkommenswahrscheinlichkeit, fehlender Habitate im
Wirkraum oder vorhabenspezifisch als "unempfindlich" eingestuft.

Bei den gefdhrdeten und sonstigen bedeutsamen Vogelarten mit gréReren
Raumansprichen, deren Anspriche an Fortpflanzungs- und Ruhestéatten und
sonstige essenzielle Lebensstatten im Wirkraum nicht erfillt sind, kann eine bau-
oder anlagebedingte Zerstorung/Beeintrachtigung von Fortpflanzungs- und
Ruhestatten und essenziellen Nahrungshabitaten ausgeschlossen werden (kein
Verstold gegen das Schadigungsverbot i. S. des §44 Abs.1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 5
BNatSchG). Bauzeitlich oder betriebsbedingt evtl. eintretende Stérungen einzelner
Individuen dieser Arten wahrend der Uberwinterungs- und Wanderungszeiten oder
wahrend des voriibergehenden Aufenthaltes zur Nahrungssuche verstol3en nicht
gegen das Storungsverbot i. S. des § 44 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG, da Art
und Umfang der Stérungen zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszustandes
der evtl. im weiteren Umfeld vorhandenen lokalen Population fuhren.

Vorhabenspezifisch ,empfindliche” Vogelarten:

Baumpieper (im Bereich Anschlussstelle)

Die vermutlichen Brutplatze des Baumpiepers liegen entweder auf3erhalb des
Baufelds der Anschlussstelle oder so nahe an der Trasse der B 15neu, dass sie
durch Uberbauung oder starke baubedingte Stérungen betroffen sind, die eine Brut
in diesem Bereich unwahrscheinlich werden lassen. Eine vorhabenbezogene
Zerstorung von Fortpflanzungs- und Ruhestatten des Baumpiepers wird daher nicht
prognostiziert. Um eine Ansiedlung im Baufeld in ruhigeren Phasen des Baubetriebs
zu verhindern, werden die erforderlichen Gehdlzfallungen und Rickschnittarbeiten
auB3erhalb der Brutzeit durchgefiihrt.

Bau- und betriebsbedingte Stérungen (Larm, visuelle Effekte) fur die Art, die nicht
von Storeffekten durch die B 15neu verursacht werden, sind am mdoglichen Brutplatz
in der nordostlichen Ecke des Waldstiicks nahe des 6stlichen Bauendes mdglich.
Die in diesem Bereich als Brutrevier vorhandene grof3e Lichtung
(wiederaufgeforstete Schlagflur) bietet aber stralBenfernere Nistmdglichkeiten, so
dass trotz der Storeffekte keine Aufgabe des Brutplatzes zu befiirchten ist. Diese
lokal begrenzten Stoéreffekte sind daher ohne Auswirkung auf den Erhaltungszustand
der groR3raumig zu definierenden Population des Baumpiepers.

Feldlerche (Zubringerstralie)
Die Trasse der ZubringerstraBe verlauft weitgehend auf oder knapp neben einem

bestehenden Feldweg, der im Zuge des Neubaus der B 15neu verbreitert wurde und
regelmafig von Baustellenfahrzeugen genutzt wird. Innerhalb des Baufelds fir die
Zubringerstralle konnten keine Brutplatze/Reviermittelpunkte der Kkartierten
Feldlerchen festgestellt werden. Daher wird in der saP davon ausgegangen, dass im
Rahmen der BaumalRnahmen keine Fortpflanzungs- und Ruhestétten der Art direkt
Uberbaut oder beeintrachtigt werden, sondern nur Teilbereiche grof3raumigerer
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Reviere auf den Ackerflachen. Damit erfolge auch unter Bericksichtigung von
Storeffekten durch Bau und Betrieb der neuen Strale keine so starke
Beeintrachtigung der Revierflachen, dass ein Ausweichen innerhalb der Reviere
nicht mehr mdéglich und damit die Funktionen als Brutplatz nicht mehr gegeben
waren. Eine Erflllung des Verbotstatbestands der Schadigung von aktuell besetzten
Lebensstatten wird daher verneint.

Beim Neubau der Zubringerstralle kommt es wahrend der Bauzeit unvermeidlich zu
raumlich und  zeitlich  begrenzten Stérungen in den angrenzenden
Feldlerchenbrutgebieten durch den Baularm, die Fahrzeugbewegungen und die
Anwesenheit von Menschen. Diese Stérungen wirken sich jedoch nicht erheblich auf
die Population aus, da nach Abschluss der Bauarbeiten eine Wiederbesetzung
madglich ist und wahrend der Bauzeit auch ein zeitweises Ausweichen innerhalb der
weitldufigen Agrarlandschaft mdglich ist. Dies ist bis zu einem gewissen Mal}
jahrweise ohnehin wegen der regelmalligen Fruchtwechsel auf den Ackerflachen
(zur Brut bevorzugt werden Getreidefelder) notwendig und setzt eine groRRe
Flexibilitat der Feldlerche beziiglich der Nistplatzwahl voraus.

Auch die verkehrsbedingten Stérungen werden nicht als populationsrelevant
angesehen, da wegen der prognostizierten Verkehrsdichte von 4.400 Kfz/24h die
Storeffekte, die im Allgemeinen von Stral3en fir die Vogelwelt ausgehen, nur eine
geringe Reichweite haben und auch im Nahbereich nur zu einer geringen Abnahme
der Habitateignung fiir die Feldlerche fiihren. So wird nach der Arbeitshilfe "Végel
und StralBenverkehr" (BMVBS 2010), die Prognosen zur Abnahme der
Habitateignung als Brutplatz im Umfeld von Strallen zuldsst, bei einer
Verkehrsmenge von unter 10.000 Kfz/24h eine maximale Reichweite von
Storeffekten von 300 m angenommen. In diesem Bereich wird eine Abnahme der
Habitateignung von 20 % fir die ersten 100 m, von 10 % fir die nachsten 200 m
angenommen. Bei Uberlagerung der Stérbander mit den kartierten Revierzentren
ergibt sich, dass lediglich ein Revier innerhalb der 100 m-Zone zu liegen kommen
kann und damit eine geringe Verschlechterung erfahren wiirde. Die weiter entfernten
Reviere wirden in noch geringerem Mafie beeintrachtigt, wobei zusatzlich
angenommen werden kann, dass die Storeffekte der Stralle durch deren
Uberwiegenden Verlauf im Gelandeeinschnitt weitgehend abgeschirmt werden.

Ein rechnerisch ermittelbarer Verlust eines Brutpaares ist nicht zuverlassig
prognostizierbar, aber auch nicht ausschlieBbar. Weitere Untersuchungen bréchten
keinen zusétzlichen Erkenntnisgewinn.

Den Feldlerchenbestand hat der Landkreis Landshut deshalb im Bereich der
ZubringerstraRe LA 25, wie mit der héheren Naturschutzbehérde im Rahmen des
Anhorungsverfahrens abgestimmt, vor, wahrend und im Jahr nach Bautatigkeit (nach
Verkehrsfreigabe) zu tberprifen. Sollte es zu einer Bestandsabnahme kommen, hat
der Landkreis entsprechende bestandsschitzende MalRnahmen in Abstimmung mit
der hoheren Naturschutzbehdrde zu ergreifen.

Die vorsorglich ausgesprochene Ausnahme beruht auf § 45 Abs. 7 BNatSchG. Eine
zumutbare Alternative zu dem Bauvorhaben gibt es nicht. Die Trassierung auf dem
vorhandenen Weg st insoweit am schonendsten. Auch wahrend der
Baudurchfihrung sind keine weiteren Verringerungen von Stérungen moglich. Fur
das Vorhaben sprechen zwingende Grinde des uUberwiegenden o6ffentlichen
Interesses, wie vorstehend unter 2.2.1, 2.2.2 und 2.3 beschrieben ist.
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Gelbspdétter (Zubringerstrafie)
Von der Art, die in hohen Gebiischen und in Baumen an jahrlich wechselnden

Stellen britet, wird ein mdglicher Brutplatz angenommen. Der baubedingt
geringflachige Eingriff in die Randbereiche dieses Gehélzes kann aber nicht als
Zerstorung oder erhebliche Beeintrachtigung dieser Fortpflanzungsstéatte betrachtet
werden, da der Grofdteil des Geholzes mit gleichwertigen Bestanden
unbeeintrachtigt und fir Ausweichreaktionen geeignet verbleibt. Die Funktionen der
Lebensstatte bleiben also im Zusammenhang erhalten, eine Erfullung des
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestands ist nicht gegeben. Eine Zerstérung
einzelner Nester wird durch die Beseitigung der Gehdlze im Baufeld auf3erhalb der
Brutzeit (S1) vermieden.

Baubedingte Storeffekte wirken sich auf mdgliche Brutvorkommen wegen der nur
kurzen Bauzeit (maximal eine Brutsaison) nur voribergehend aus, eine
vorhabenbedingte Abnahme der Populationsgrof3e der beziglich der Brutplatzwahl
wenig spezialisierten Art ist auszuschlie3en. Die Storeffekte von Straf3en wirken sich
nach der vorgenannten Arbeitshilfe des BMVBS (2010) beim Gelbspétter bei der zu
erwartenden Verkehrsmenge maximal bis 100 m vom StraBenrand aus, die
Habitateignung nimmt dort um 20 % ab. Das Feldgehélz als angenommener
Brutplatz des Gelbspoétters liegt zwar vollstandig in dieser Zone, kann aber
angesichts der geringen Stérungsintensitat weiter als Brutplatz genutzt werden. Eine
populationserhebliche Stérung kann nicht abgeleitet werden, der Verbotstatbestand
der Stoérung wird nicht erfillt.

Wachtel (Zubringerstral3e)
Die besetzten Brutplatze der Wachtel wechseln von Jahr zu Jahr mit der jeweiligen

Anbaufrucht, wobei insgesamt eine nur geringe Siedlungsdichte, wie dies fur die Art
typisch ist, erreicht wird. Die Trasse der Zubringerstra3e verlauft entlang des
bestehenden Feldweges, dessen Umfeld von der Wachtel i.d.R. nicht als Brutplatz
gewahlt wird. Somit kommt es zu keiner direkten Uberbauung eines (potenziellen)
Neststandortes. Damit gilt, wie bei der Feldlerche ausgefiihrt, dass nur Teilbereiche
der Reviere beeintrachtigt werden, aber die Funktionalitdt der Lebensstétte in der
weithin offenen Feldflur erhalten bleibt.

Eine Erflllung des Verbotstatbestands der Schadigung von aktuell besetzten
Lebensstatten wird daher ausgeschlossen.

Eine erhebliche (populationswirksame) Stérung der Wachtel durch das Vorhaben
wird daher ebenfalls nicht angenommen.

Fur die Ermittlung der Stdrungen bei der Wachtel wurde die Tabelle 4 (S. 103 unten)
aus der ,Arbeitshilfe" (BMVBS 2010) angewendet, da die Wachtel als Art der
sogenannten Gruppe 1 zugehért und auf der Zubringerstral3e ca. 4.400 KFZ/Tag
erwartet werden. Die dort angegebenen Parameter (bis zu 50 m neben dem
Fahrbahnrand erfolgt eine Abnahme der Habitateignung um 20 %) wurden fir die
Beurteilung der Stérungen herangezogen. Da der Brutplatz der Wachtel mehr als 50
m vom Fahrbahnrand entfernt liegt, wurden keine Stérungen nach § 44 Abs. 1 Nr. 2
BNatSchG ermittelt.

Wiesenschafstelze (ZubringerstralRe)
Brutplatze werden nicht tUberbaut; die Funktionalitat der Lebensstétte bleibt erhalten,

die als Brutplatze bevorzugten Hackfruchtécker werden innerhalb der grof3flachigen
Feldflur mit jahrlich wechselnder Lage besiedelt.
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Baubedingte Storeffekte wirken sich auf mdgliche Brutvorkommen wegen der nur
kurzen Bauzeit (maximal eine Brutsaison) nur voribergehend aus, eine
vorhabensbedingte Abnahme der PopulationsgrofRe der beziglich der Brutplatzwahl
flexiblen Art ist auszuschlieRen.

Die Storeffekte von Stralen wirken sich nach der genannten Arbeitshilfe des
BMVBS (2010) bei der Wiesenschafstelze bei der zu erwartenden Verkehrsmenge
maximal bis 100 m vom Stral3enrand aus; die Habitateignung nimmt dort um 20 %
ab. Eine populationserhebliche Storung kann, wie bei Feldlerche und Wachtel, nicht
abgeleitet werden. Der Verbotstatbestand der Stérung wird also nicht erftillt.

§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG

Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-RL wurden im Wirkraum der Vorhaben nicht
festgestellt und werden auch nicht vermutet.

8§ 44 Abs. 5 BNatSchG

Wie vorstehend bereits ausgeftihrt, wird die Okologische Funktion der von den
Eingriffen  betroffenen  Fortpflanzungs- oder Ruhestédtten im réumlichen
Zusammenhang weiter erflllt. Insbesondere stehen weitere geeignete und
unbesetzte Nist- und Brutplatze oder Ruhestatten zur Verfiigung. Das Konzept fur
die  AusgleichsmalBnahmen zur Sicherung der Leistungsfahigkeit des
Naturhaushaltes (siehe unten) orientiert sich an den planerischen Vorgaben des
Arten- und Biotopschutzprogramms Bayern, den Aussagen zu Pflanzen und Tieren
und deren Lebensrdumen. Wesentliche Ziele, die im von den Bauvorhaben
betroffenen Landschaftsraum umgesetzt werden sollen, sind die Sicherung und
Verbesserung der Lebensraumfunktionen im landwirtschaftlich genutzten
Offenlandbereich fir geschitzte Vogelarten (Wachtel) sowie der Schutz und die
Optimierung von Geholzbestanden und Hochstaudenfluren auf Ranken als
Lebensraum fur heckenbritende Vogelarten (Goldammer). Die Anlage und
Gestaltung der AusgleichsmaRnahmen erfolgt unter besonderer Bertlicksichtigung
der Habitatanspriiche geschuitzter Arten.

Die Zulassung einer Ausnahme von den Verboten nach § 44 BNatSchG gemal § 45
Abs. 7 BNatSchG ist unter Beriicksichtigung der vorgesehenen MalRnahmen
(insbesondere auch der SchutzmafRnahmen S1 und S2) deshalb mit Ausnahme der
Feldlerche nicht erforderlich.

Die Beeintrachtigung der nicht europaisch geschuitzten Arten wird im Rahmen der
Eingriffsregelung berlicksichtigt. Fir diese wurden mit Hilfe der Eingriffsregelung
Uber die vorgefundenen Biotopstrukturen und Arten generalisierende Rickschliisse
auf die im Eingriffsgebiet betroffenen Arten getroffen. Im Rahmen der
Eingriffsermittlung und der damit verbundenen Schutz-, Vermeidungs- und
Ausgleichsmalinahmen sind die mdglichen Beeintrachtigungen dieser geschiitzten
Arten abgedeckt.

Berticksichtigung der Naturschutzbelange

Bei der Erfullung ihrer Aufgaben haben die Stral3enbaulasttrager die Belange des
Umweltschutzes zu beachten (8 3 Abs. 1 Satz 2 FStrG) bzw. den Naturhaushalt und
das Landschaftsbild zu schonen (Art. 9 Abs. 1 BayStrWG). Bei der Planfeststellung
nach 8 17 FStrG ist die Umweltvertraglichkeit im Rahmen der Abwagung zu
bertcksichtigen. Entsprechendes gilt nach BayStrwG. Fur Natur und Landschaft
werden diese Belange konkretisiert durch die in 8 1 BNatSchG enthaltenen Ziele des
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Naturschutzes, der Landschaftspflege und des Schutzes von Lebensrdumen. Die
sich hieraus ergebenden Anforderungen sind untereinander und gegen die sonstigen
Anforderungen der Allgemeinheit an Natur und Landschaft abzuwdgen. Mit Grund
und Boden ist sparsam umzugehen. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige
Maf3 zu begrenzen (siehe z. B. § 1a BauGB und § 1 BBodSchG).

Das von den Vorhaben betroffene Gebiet und die Beeintrachtigungen sind jeweils in
der Unterlage 9.1 der Plangehefte beschrieben. Die Vorhaben missen aber nicht
wegen der im Naturschutzrecht genannten Grundsatze und Ziele unterlassen
werden, denn die fur die StraBenbauvorhaben sprechenden Belange Uberwiegen.
Den Naturschutzbelangen steht nach der Rechtslage kein Vorrang zu (BVerwG,
NuR 1996, 522); sie haben aber besonderes Gewicht (BVerwG, NVwZ 1991, 364)
im Rahmen des Interessenausgleichs.

Die landschaftspflegerische Begleitplanung gibt Aufschluss tber den Bestand an
Natur, Landschaft, Lebensraumen, Arten usw. und zeigt die Konflikte auf, die durch
die Vorhaben verursacht werden. Diese Beeintrachtigungen lassen sich weder durch
eine Variante noch durch zumutbaren Aufwand weiter verringern. Die
MinimierungsmafRnahmen sind in den Textteilen unter Ziff. 4.3 der Unterlagen 9.1
beschrieben. Unter Berlcksichtigung dieser Gesichtspunkte und aller maf3geblichen
anderen Belange werden die Vorhaben deshalb so, wie sie beantragt wurden, fir
zulassig gehalten bzw. eine andere Lésung nicht fir zumutbar angesehen.

Naturschutzrechtliche Kompensation (Folgenbewaltigung)
Eingriffsregelung

Nach den gesetzlichen Bestimmungen des § 15 BNatSchG hat der Vorhabentrager,
der Eingriffe (siehe dazu 8§ 14 BNatSchG) in Natur und Landschaft vornimmt,

- vermeidbare Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen.
Beeintrachtigungen sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit
dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren
Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind.

- verbleibende erhebliche Beeintrachtigungen auszugleichen
(AusgleichsmaBnahmen) oder in sonstiger Weise zu ersetzen
(ErsatzmalRnahmen).

Ein Eingriff darf nicht zugelassen werden, wenn die Beeintrachtigungen nicht zu
vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind
und die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwégung
aller Anforderungen an Natur und Landschaft im Rang vorgehen.

Wird ein Eingriff zugelassen oder durchgefuhrt, obwohl die Beeintrachtigungen nicht
zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen
sind, hat der Verursacher Ersatz in Geld zu leisten. Die Ersatzzahlung bemisst sich
nach den durchschnittichen Kosten der nicht durchfiihrbaren Ausgleichs- und
ErsatzmalRnahmen einschlie3lich der erforderlichen durchschnittlichen Kosten fur
deren Planung und Unterhaltung sowie die Flachenbereitstellung unter Einbeziehung
der Personal- und sonstigen Verwaltungskosten. Die Ersatzzahlung ist von der
zustandigen Behdrde im Zulassungsbescheid oder, wenn der Eingriff von einer
Behorde durchgefiihrt wird, vor der Durchfihrung des Eingriffs festzusetzen.
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Dieses Entscheidungsprogramm des BNatSchG steht selbstédndig neben den
fachplanungsrechtlichen Zulassungsregeln (BVerwGE 85, 348, 357). Die
Priifungsstufen sind einzuhalten. Es gilt aber auch das UbermalRverbot (BVerwG
vom 18.3.2009, NVwZ 2010, 66, zur bis 28.2.2010 geltenden Rechtslage).

Vermeidbarkeit / Unvermeidbarkeit der Beeintrachtigungen

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG vom
30.10.1992, NVwZ 1993, 565) stellt das Gebot, vermeidbare Beeintrachtigungen von
Natur und Landschaft bei Eingriffen (also Veranderungen der Gestalt oder Nutzung
von Grundflachen, die die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts oder das
Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeintrachtigen kénnen) zu unterlassen
(8 15 Abs. 1 BNatSchG), striktes Recht dar. Die Planfeststellungsbehérde hat dieses
Vermeidungsgebot also zu beachten, wobei jedoch der Begriff der Vermeidbarkeit
nicht in einem naturwissenschaftlichen Sinn zu verstehen ist, sondern der
rechtlichen Eingrenzung anhand der Zielsetzung der Eingriffsregelung bedarf. Als
vermeidbar ist nach BNatSchG im Ergebnis eine Beeintrachtigung anzusehen, wenn
das erforderliche Vorhaben an der vorgesehenen Stelle ohne oder mit geringeren
Beeintrachtigungen unter verhaltnismaligem Mitteleinsatz verwirklicht werden kann.
Das Vermeidungsgebot verlangt also nicht eine Unterlassung des Vorhabens,
sondern die Vermeidung zu erwartender Beeintréachtigungen. Es gehort zur sog.
Folgenbewaltigung.

Die Planungen fur den Neubau der Anschlussstelle B 15neu/LA 25 und der
KreisstraRe LA 25 als Zubringer zu dieser Anschlussstelle entsprechen diesem
strikten naturschutzrechtlichen Gebot. Insoweit wird auf die Erlauterungen und die
vorgesehenen Mal3nahmen in den landschaftspflegerischen Begleitplanen
(Unterlagen 9.1 bis 9.3) verwiesen.

Verbleibende Beeintrachtigungen
Anschlussstelle B 15neu/LA 25

Beeintrdchtigung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes

Beeintrachtigung von Lebensrdumen mit mittlerer bis hoher Bedeutung

- Uberbauung, Versiegelung und randliche Beeintrachtigung von Laubwaldflachen
mit Vorkommen der Vogelart Baumpieper sowie des Kleinen Schillerfalters und
des Wachtelweizen-Scheckenfalters, sowie von mageren Altgrasbestanden

Konfliktintensitat: mittel
Ausgleichbarkeit: gegeben, bei Umsetzung der naturschutzfachlichen
Ausgleichsmaflinahmen

Beeintrachtigung des landschaftlichen Funktionsgefliges

- Beeintrachtigung und Funktionsverlust des naturnahen Waldrandes ,Kirschen-
holz* mit seiner Bedeutung als Vernetzungsstruktur (landschaftliches
Vorbehaltsgebiet in waldarmem Landschaftsraum)

Konfliktintensitat: mittel

Ausgleichbarkeit: gegeben, bei Berlicksichtigung der Schutz- und
Minimierungsmaflnahmen
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Beeintrachtigung von Flachen mit Bedeutung fir abiotische Schutzgtter - Schutzgut
Boden
Versiegelung und Uberbauung von landwirtschaftlich genutzten Flachen
Versiegelung und Uberbauung von Waldboden
Konfliktintensitat: mittel
Ausgleichbarkeit: gegeben, Uber naturschutzrechtliche Ausgleichsmal3nahmen

Beeintrachtigung des Landschaftsbildes sowie von Erholung und Naturgenuss

Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes

Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sowie von Sichtbeziehungen im
Hugelland durch die technische Uberpragung der Landschaft durch das
Anschlussbauwerk

Konfliktintensitat: mittel

Ausgleichbarkeit: gegeben bei Berlicksichtigung der Gestaltungs- und
Ausgleichsmalinahmen sowie der Anpassung und Erweiterung
des nachgeordneten Wegesystems

Beeintrachtigungen der Erholungseignung

- Beeintrdchtigungen von Landschaftsausschnitten mit mittlerer Qualitat der
naturlichen Erholungsfunktion

Konfliktintensitat: gering
Ausgleichbarkeit: gegeben (Uber Gestaltung der StralRennebenflachen und
naturschutzrechtliche Ausgleichsmal3nahmen)

ZubringerstralRe LA 25

Beeintrdchtigung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes

Beeintrachtigung von Lebensrdumen mit mittlerer Bedeutung
- Uberbauung, Versiegelung und randliche Beeintrachtigung von kleinflachigen
naturnahen Hecken und mageren Altgrasbestéanden

Konfliktintensitat: mittel
Ausgleichbarkeit: gegeben, bei Umsetzung der naturschutzfachlichen
Ausgleichsmaflinahmen

Beeintrachtigung von Flachen mit Bedeutung flir abiotische Schutzgiter - Schutzgut
Boden

Versiegelung und Uberbauung von landwirtschaftlich genutzten Flachen

Konfliktintensitat: mittel
Ausgleichbarkeit: gegeben, Giber naturschutzrechtliche AusgleichsmafRnahmen

Beeintrdchtigung des Landschaftsbildes sowie von Erholung und Naturgenuss

Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes

Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sowie von Sichtbeziehungen im
Hugelland durch die technische Uberprdgung der Landschaft durch die
ZubringerstralRe

Konfliktintensitat: mittel

Ausgleichbarkeit: gegeben bei Beriicksichtigung der Gestaltungs- und
Ausgleichsmalznahmen sowie der Anpassung und Erweiterung
des nachgeordneten Wegesystems
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Beeintrachtigungen der Erholungseignung

- Beeintrdchtigungen von Landschaftsausschnitten mit geringer Qualitat der
naturlichen Erholungsfunktion

Konfliktintensitat: gering
Ausgleichbarkeit: gegeben (Uber Gestaltung der StralRennebenflachen und
naturschutzrechtliche Ausgleichsmal3nahmen)

Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen, naturschutzrechtliche Abwégung

Die unvermeidbaren erheblichen und nachhaltigen Beeintrachtigungen sind gemaf
8§ 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG durch MafRRnahmen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege auszugleichen (AusgleichsmalRhahmen) oder zu ersetzen
(ErsatzmalRnahmen).

Fur die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs sind maRgebliche Gesichtspunkte die
Auswirkungen der StralRenbaumalnahme auf die Arten- und Biotopausstattung im
betroffenen Raum unter Einbeziehung der dadurch bedingten Unterbrechungen bzw.
Storungen aller Wechselbeziehungen auf das Funktionsgeflige der Natur, auf das
Landschaftsbild, die Erholung und den Naturgenuss und auf Boden, Wasser, Klima
und Luft. Untersuchungsraum, -inhalt, -methode und -schwerpunkte wurden
zutreffend festgelegt. Der Ausgleichsbedarf ist gemald den sog. gemeinsamen
Grundsatzen vom 21.06.1993 in Flachenbedarf umgerechnet, was hier keinen
Bedenken begegnet. Auch im Hinblick auf die Kompensationsverordnung ergibt sich
hier kein Anderungsbedarf, denn die Verordnung iber die Kompensation von
Eingriffen in Natur und Landschaft (Bayerische Kompensationsverordnung -
BayKompV - (GVBI S. 517; BayRS 791-1-4-UG) ist zwar am 1. September 2014 in
Kraft getreten, aber nur auf Verfahren anzuwenden, die nach Inkrafttreten der
Verordnung zur Genehmigung beantragt wurden oder fur die der Vorhabentrager die
Anwendung beantragt hat. Der Landkreis Landshut hat mit Schreiben vom
14.7.2014, auch im Namen der Autobahndirektion Sidbayern (Vereinbarung vom
19.10/8.11.2010), fur den Neubau der Anschlussstelle B 15neu/LA 25 bei Neufahrn i.
NB sowie fir den Neubau der ZubringerstraBe LA 25 die Planfeststellung nach
Stralenrecht beantragt. Die Anwendung der BayKompV bei der Planfeststellung
wurde nicht beantragt. Die Regelungen der Kompensationsverordnung sind also fir
die Planverfahren nicht anzuwenden.

Ausgeglichen ist eine Beeintrachtigung, wenn und sobald die beeintrachtigten
Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das
Landschaftsbhild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt
ist eine Beeintrachtigung, wenn und sobald die beeintrdchtigten Funktionen des
Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt
sind und das Landschaftshild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. Bei der
Festsetzung von Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen sind die
Programme und Plane nach den 88 10 und 11 BNatSchG zu bericksichtigen.

Folgende AusgleichsmalRnahmen sind fir den Neubau der Anschlussstelle
B 15neu/LA 25 sowie den Neubau der Zubringerstralle LA 25 vorgesehen (siehe
auch Seiten 25 bzw. 26 ff. der Textteile der landschaftspflegerischen Begleit-
planungen und die Maflinahmenblatter im Anhang - Planunterlagen 9.1):



-B55 -

Ausgleichsmalinahmen fur den Neubau Anschlussstelle B 15neu/LA 25

Al.l Anlage von Mager- | sudlich der 0,86 ha 0,86 ha
wiesen, Hecken und | Anschlussstelle

und mageren Hoch- | B 15neu/LA 25

A12 staudenfluren bei Poschenhof

im Bereich der
Ausgleichsflache
fir die B 15neu

Ausgleichsmalinahmen fur den Neubau der Zubringerstraf3e LA 25

A2 Anlage von Mager- | sidlich der 0,35 ha 0,35 ha
wiesen, Hecken und | Anschlussstelle
mageren Hoch- | B 15neu/LA 25
staudenfluren bei Poschenhof

im Bereich der
Ausgleichsflache
fir die B 15neu

A3 Anlage einer extensiv | nérdl. der An- 0,37 ha 0,30 ha
genutzten Mahwiese, | schlussstelle
Herstellung eines | Neufahrn
Waldsaums (St 2142) bei
Hofendorf
Summe 0,72 ha 0,65 ha

Die von den Vorhabentragern vorgenommenen geringfigigen Plananderungen
(Roteintragungen in  den Planunterlagen) sind durch die vorgesehenen
Ausgleichsmalinahmen mit abgedeckt. Ein zuséatzlicher Ausgleichsbedarf ergibt sich
nicht.

Fur die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Bdden werden nur im
notwendigen Umfang in Anspruch genommen. Bevorzugt werden fir die
AusgleichsmalRnahmen Flachen mit ungunstigen landwirtschaftlichen
Erzeugungsbedingungen (steilere Lagen, Flachen in Nachbarschaft zu
Waldbestéanden) oder kleinere Verschnittflachen herangezogen.

Diese Flachen befinden sich zum Teil bereits in 6ffentlicher Hand. Von privater Seite
wurden gegen die Inanspruchnahme der Flachen fur AusgleichsmalRnahmen
Einwande nicht vorgetragen.
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Da die Vorhaben in der Regel nur bei rechtlicher Sicherstellung dieser Malinahmen
zugelassen werden durfen (BayVGH vom 24.01.1992, BayVBI 1992, 692), besteht
fur die Grundstiicke und Teilflachen, auf denen solche MalRhahmen erforderlich sind,
grundséatzlich die Notwendigkeit der Enteignung oder Zwangsbelastung (BVerwG
vom 23.08.1996, UPR 1997, 36). Die einzelnen Grundsticke sind in den
Grunderwerbsunterlagen (Planunterlagen 10) aufgefiihrt. Die Trager der
StraBenbaulast erhalten damit, ebenso wie fur die StraBenbestandteile, das
Enteignungsrecht. Sie behalten aber die Moglichkeit zu spateren Anderungen im
Einvernehmen mit der Planfeststellungsbehdrde (Art. 76 Abs. 2 BayVwVfG).

Insgesamt ist festzustellen, dass nach Realisierung der landschaftspflegerischen
KompensationsmafRnahmen unter Beachtung der unter Ziffer A 3.4 dieses
Beschlusses getroffenen Auflagen nach Beendigung der StralRenbaumal3nahmen
die dadurch verursachten Beeintrachtigungen kompensiert sind, so dass keine
erhebliche Beeintrachtigung des Naturhaushaltes zurtckbleibt und das
Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet sein wird.

Es hat sich im Verfahren aul3erdem ergeben, dass selbst im Falle nicht
kompensierbarer Beeintrachtigungen hier die Belange des Naturschutzes und der
Landschaftspflege gegeniiber den Belangen der erforderlichen Verbesserung des
Straldennetzes zurlicktreten mussten (8§ 15 Abs. 5 und 6 BNatSchG).

Der Bund Naturschutz in Bayern e.V. hélt in seiner Stellungnahme vom 5.9.2014
zwar seine grundsatzlichen Einwénde zum Bau der B 15neu aufrecht. Zu den hier
beantragten Vorhaben (Bau der Anschlussstelle B 15neu/LA 25 und der
Zubringerstral3e) erhebt er jedoch keine Einwénde. Die planfestgestellten
KompensationsmafRnahmen sind, wie vom Bund Naturschutz gefordert, durch die
Vorhabentrager vollstandig umzusetzen.

Gewasserschutz

Entscheidungen im Rahmen der Konzentrationswirkung

Von der planfeststellungsrechtlichen Konzentrationswirkung werden auch die
erforderlichen wasserrechtlichen Entscheidungen, z. B. fur den Ausbau von
Gewassern, Strallenbau im Wasserschutzgebiet und an Gewassern, den
Oberflachenwasserablauf usw. erfasst. Bei den beiden Planvorhaben waren hierzu
keine Entscheidungen zu treffen.

Begriindung der wasserrechtlichen Erlaubnisse
Anschlussstelle LA 25 im Zuge der B 15neu

Im Bereich der Anschlussstelle LA 25 ist in den jeweiligen Planfeststellungs-
beschlussen fur die B 15neu das System der Oberflaichenentwésserung der
Bundesstralle bereits festgelegt. Das Oberflachenwasser wird dort Uber
Sinkkasteneinlaufe in die Entwasserungsleitung der Mittelstreifen bzw. in den
aulleren Randbereichen Uber Bankett und Bodschung in Rasenmulden und Uber
Muldeneinlaufe sowie Entwasserungsleitungen zur Regenwasserbehandlung in
Ruckhaltebecken geleitet.

Fur die neu hinzukommende Anschlussstelle LA 25 hat der Vorhabentrager ein
eigenstandiges Entwéasserungskonzept durch Einleitungen in den Untergrund/das
Grundwasser (E 2 bis E 8) Uber die geplanten Versickerflichen sowie durch
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Einleitung in den Gamelkofner Graben (E 1) Uber das vorgeschaltete
Regenrickhalte-/Absetzbecken BWVNr. 305 vorgesehen. Bei der bisher
planfestgestellten Entwésserung der B 15neu ergeben sich keine Anderungen.

ZubringerstralRe LA 25

Das Entwéasserungskonzept der Zubringerstralle sieht vor, dass bei starkeren
Regenereignissen das Oberflachenwasser Uber Rasenmulden zu den geplanten
Regenrickhaltebecken 2.1 bis 2.3 (BWVNr. 370) sowie den geplanten Becken 3.1
bis 3.3 und einem bestehenden Becken (BWVNr. 361) geleitet wird. Von dort wird
das Oberflachenwasser gedrosselt Uber Rasenmulden sowie zum Teil bereits
bestehende Leitungen und lber das ebenfalls bereits bestehende Rickhaltebecken
der Gemeinde Neufahrn beim kunftigen Kreisverkehrsplatz B 15alt in den
Ergoldsbacher Bach (Goldbach) eingeleitet. Die Einleitung Uber das
Regenriuckhaltebecken der Gemeinde Neufahrn in den Ergoldsbacher Bach wurde
mit Erlaubnis vom 16.10.2006 (Az. 23-6326.2-2-103) durch das Landratsamt
Landshut wasserrechtlich genehmigt. Der Umfang der erlaubten Benutzung wird mit
dem geplanten zusétzlichen Anschluss der zwei Entwasserungsbereiche E2 und E3
der ZubringerstralBe LA 25 durch den Landkreis Landshut laut Gutachten des
Wasserwirtschaftsamtes Landshut nicht Uberschritten. Beeintrachtigungen des
offentlichen Wohls sowie Rechtsbeeintrachtigungen und Nachteile fur Dritte sind
nicht zu erwarten. Der Wasserrechtsbescheid vom 16.10.2006 muss deshalb
insoweit nicht angepasst werden.

Das im Bereich der Anschlussstelle B 15neu/LA 25 und der Zubringerstral3e LA 25
geplante  breitflachige  Ableiten des  Oberflachenwassers  Uber  die
Strallenbdschungen bzw. die Versickerung in Mulden entspricht dem Bestreben, die
Filter- und Speicherkapazitaten des Bodens bestméglich auszunutzen und das
Niederschlagswasser dem Grundwasser zuzuftihren (8 55 Abs. 2 WHG). Dennoch
sind bei der Anschlussstelle B 15neu/LA 25 dartber hinaus Einleitungen in den
Gamelkofner Graben sowie Uber mehrere Sickerflachen in das Grundwasser
notwendig, um vor allem bei Starkregen das Niederschlagswasser schadlos
abzufihren.

Diese Einleitungen sind gemaR 88 8 und 9 WHG gestattungspflichtig. Die
Gestattungen werden von der Konzentrationswirkung der Planfeststellung geman
8§19 Abs. 1 WHG nicht erfasst, sondern unter Ziffer A 4 des Beschlusstenors
gesondert ausgesprochen.

Die Gestattungen kdonnen gemafd 88 12, 15, 55 und 57 WHG in der Form der
gehobenen Erlaubnis erteilt werden. Bei Beachtung der unter Ziffer A 4.3
angeordneten Auflagen, insbesondere im Hinblick auf die geforderten Rickhalte-
und Vorreinigungseinrichtungen, sind Beeintrachtigungen des 6ffentlichen Wohls
sowie Rechtsbeeintrachtigungen und Nachteile fur Dritte nicht zu erwarten. Die
Wasserrechtsbehérde hat das Einvernehmen mit Schreiben vom 14.12.2015 gemaf
§ 19 Abs. 3 WHG erklart.

Die gutachtliche Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Landshut vom
10.9.2014 wurde fachlich bertcksichtigt (A 4.3). Dort wurde auch auf gesetzlich
bestehende Pflichten zur Duldung und Haftung hingewiesen.
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Landwirtschaft als offentlicher Belang

Die Vorhaben beanspruchen in erheblichem Umfang Flachen, die bisher
landwirtschaftlich genutzt sind. Die Uberpriifung und Abwagung aller betroffenen
Interessen ergibt jedoch, dass der Neubau der Anschlussstelle und der
ZubringerstraRe LA 25 einschliellich des Bedarfs flr AusgleichsmalRinahmen
dennoch mit den Belangen der Landwirtschaft vereinbar ist. Dies gilt sowohl im
Hinblick auf die vorhabenbedingte Belastung der Landwirtschaft allgemein als auch
hinsichtlich der individuellen Betroffenheit einzelner Betriebe. Eine weitere
Minderung der Eingriffe in die Belange der Landwirtschaft ist wegen der
verkehrlichen Notwendigkeit und bei sachgerechter Bewertung anderer Belange
nicht moglich. Uber die Inanspruchnahme von Flachen hinaus sind die Belange der
Landwirtschaft zwar noch durch weitere mittelbare Auswirkungen der Vorhaben (An-
bzw. Durchschneidungen und Umwege) betroffen. Diese Beeintrachtigungen sind
jedoch soweit als moglich auf das Mindestmal3 reduziert und nicht so erheblich, dass
sie zusammen mit den Flachenverlusten der Zulassigkeit der Vorhaben letztlich
entgegenstehen.

Fur die StraRBenbauvorhaben einschlie3lich Ausgleichs- und Ersatzflachen werden
rund 6,3 ha Flache (Anschlussstelle) und 2,4 ha Flache (Zubringerstral3e) aus
Privateigentum bendtigt. Nicht enthalten sind darin die fur die Vorhaben benétigten
vorhandenen offentlichen StraRenflachen (gesetzlicher Eigentumsibergang). Der
Querschnitt und die Fahrbahnbreiten der Stralen sind im Hinblick auf die
Verkehrsprognose und den Giter- und Schwerverkehrsanteil erforderlich. Der
Landverbrauch kann auch nicht durch Verzicht auf Teile der MaRnahme,
insbesondere die naturschutzrechtlichen AusgleichsmalRnahmen verringert werden,
wie sich aus den Erlauterungen zur Ausgleichspflicht ergibt. Die agrarstrukturellen
Belange sind beriicksichtigt. Einen erheblichen Teil der Bedarfsflachen konnten die
Vorhabentrager in der Zwischenzeit bereits freihandig erwerben.

Das landwirtschaftliche Wegenetz wird durch eine ausreichende Zahl von
Kreuzungen, Ersatz- und Anwandwegen angepasst.

Den Forderungen des Amtes fur Ernéhrung, Landwirtschaft und Forsten
Landshut wird mit den Nebenbestimmungen in A 3.7 wie folgt entsprochen:

Die Vorhabentrager haben in Abstimmung mit den betroffenen Grundstucks-
eigentiimern (die dabei die Pachter beteiligen kénnen) sicherzustellen, dass alle vom
Strallenbau berlhrten und von ihren bisherigen Zufahrten abgeschnittenen
Grundstuicke wieder eine ordnungsgeméalf3e Anbindung an das 6ffentliche Wegenetz
erhalten. Dies gilt auch wahrend der Bauzeit; notfalls sind voribergehend
provisorische Zufahrten einzurichten. Uber den Beginn der Bauarbeiten sind die
Grundeigentimer friihzeitig zu informieren (A 3.7.2).

Das anzupassende landwirtschaftliche Wegenetz wird durch die Vorhabentrager
unter Beachtung der Richtlinien fur den landlichen Wegebau (RLW, Ausgabe 2005)
hinsichtlich Breite und Fahrbahnaufbau und Kurvenradien so ausgestaltet, dass es
mit den im Stralenverkehr zulassigen landwirtschaftlichen Grof3maschinen
problemlos genutzt werden kann. Auf die festgestellten Planunterlagen und die
nachfolgenden Ausfihrungen hierzu bei den Einzeleinwendungen darf verwiesen
werden.
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Erhebliche Nachteile bei der Bewirtschaftung angrenzender landwirtschaftlicher
Grundstiicke sind durch die Bauvorhaben mit den geplanten Ausgleichs- und
ErsatzmalRnahmen nicht zu beflirchten. Bei der Gestaltung der Ausgleichsflachen
wird auf die landwirtschaftliche Nutzung von angrenzenden Flachen Rucksicht
genommen (A 3.7.4).

Die Oberflachenentwésserung der Anschlussstelle und der Zubringerstraf3e hat
durch die Vorhabentrager so zu erfolgen, dass die anliegenden Grundstiicke nicht
erheblich beeintrachtigt werden (A 3.7.1). Die Nebenbestimmung gilt auch fir die
geplanten MalRnahmen im Bereich der Ausgleichsflachen, die so durchzufihren
sind, dass keine nachteiligen Veranderungen durch Verndssungen bzw.
Wasserriickstau auf den angrenzenden landwirtschaftlichen Grundstiicken eintreten.
Auch Beeintrachtigungen der Nahrungsmittelproduktion durch Schadstoffe sind nicht
Zu besorgen.

Bei Anpflanzungen und Ansaaten auf Kompensationsflachen sowie auf
Strallennebenflachen haben die Vorhabentrager, soweit verfligbar, autochthones
Pflanz- und Saatgut zu verwenden. Auf die Pflanzung von Weil3dorn haben sie
wegen der Gefahr des Feuerbrandes zu verzichten (A 3.4.3).

Die im Bereich der Ausgleichsflachen Al1.1, Al1.2, A2 und A3 vorgesehen
PflegemalRnahmen sind in den MalRnahmenblattern der landschaftspflegerischen
Begleitplanungen beschrieben. Ein zusatzliches Ausgleichserfordernis wird durch
Unterhaltungspflegemafnahmen nicht bewirkt.

Der Ausgleichsbedarf fur die Vorhaben ist gemalR den sog. gemeinsamen
Grundsatzen vom 21.06.1993 in Flachenbedarf umgerechnet worden. Im Hinblick
auf die Kompensationsverordnung ergibt sich kein Anderungsbedarf, denn die
Verordnung Uber die Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft
(Bayerische Kompensationsverordnung - BayKompV - (GVBI S. 517; BayRS 791-1-
4-UG) ist zwar am 1. September 2014 in Kraft getreten, aber nur auf Verfahren
anzuwenden, die nach Inkrafttreten der Verordnung zur Genehmigung beantragt
werden oder fur die der Vorhabentrdger die Anwendung beantragt. Die
Autobahndirektion Stidbayern und der Landkreis Landshut haben die gemeinsame
Planfeststellung fur den Neubau der Anschlussstelle sowie der Zubringerstralle
LA 25 mit Schreiben vom 14.7.2014 beantragt und die Anwendung der BayKompV
nicht beantragt.

Soweit vom Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten ,echte”
produktionsintegrierte =~ KompensationsmafBhahmen  favorisiert  werden, um
landwirtschaftliche Flachen fiur die Nahrungsmittelproduktion zu erhalten, ist darauf
hinzuweisen, dass die Vorhabentrager bei der Auswahl der Kompensationsflachen
besonders geeignete Flachen fir die Landwirtschaft weitest mdglich verschont
haben (C 2.3.5.3.3). Bevorzugt wurden Flachen mit unginstigen landwirtschaftlichen
Erzeugungsbedingungen (steile Lagen, Flachen in Nachbarschaft zu Wald-
bestanden) oder kleinere Verschnittflachen herangezogen. Einen erheblichen Tell
der Bedarfsflachen haben die Vorhabentrager in der Zwischenzeit freihandig
erworben.

Existenzgefahrdungen landwirtschaftlicher Betriebe wurden im Anhdrungsverfahren
nicht geltend gemacht.
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Art und Hoéhe der Entschadigung fir die Grundinanspruchnahmen, fir An- und
Durchschneidungen, Mehrwege bei der Bewirtschaftung sowie evtl. Flurschaden bei
vorubergehender Grundinanspruchnahme sind in den Grunderwerbsverhandlungen,
die die StralRenbaulasttrager direkt mit den Betroffenen zu fihren haben, oder im
Enteignungs- bzw. Entschadigungsfestsetzungsverfahren zu regeln und nicht im
Planfeststellungsverfahren.

Die Forderung des Bayer. Bauernverbands, Geschaftsstelle Landshut -
Abensberg, in die Kreisstral3e LA 25 einmindende 6ffentliche Feld- und Waldwege
im Anbindungsbereich mit einer Bitumendecke zu befestigen, wird der Landkreis
Landshut beriicksichtigen (Nebenbestimmung A 3.7.3).

Erhebliche Nachteile bei der Bewirtschaftung angrenzender landwirtschaftlicher
Grundsticke sind durch die Bauvorhaben mit den geplanten Ausgleichs- und
ErsatzmalRnahmen nicht zu befiarchten. Auch bei der landschaftsgerechten
Gestaltung und Einbindung der zur Stral3enanlage gehdrenden
Regenrickhaltebecken (Gestaltungsmalinahmen G2) haben die Vorhabentrager auf
die landwirtschaftliche Nutzung von angrenzenden Flachen Rucksicht zu nehmen
(A 3.7.4). Die Forderung nach einer stufigen Bepflanzung an der Grenze zu
landwirtschaftlichen Flachen  wurde in den landschaftspflegerischen
Begleitplanungen der Vorhaben beachtet.

Gemeindliche Belange

Die Gemeinde Neufahrn i. NB hat im Er6rterungstermin mitgeteilt, dass sie bei der
in den Planunterlagen dargestellten ,Erweiterung des Industriegebietes Neufahrn-
Siud“ eine Plananderung/-erganzung bei der Anbindung an die KreisstralBe LA 25
(derzeit Industriestral3e) beabsichtigt. Zur bisher im Bebauungsplan dargestellten
zentralen Zufahrt des sidlichen Bereichs soll eine zusatzliche Zufahrt hergestellt
werden. Der Landkreis Landshut ist mit der beabsichtigten Anderung/Erganzung der
Anbindung an die KreisstraRe einverstanden. Die hierfir notwendige Uberplanung
der straBenrechtlich festgestellten Planung der Kreisstral3e LA 25 darf die Gemeinde
Neufahrn durch eine Anderung ihres Bebauungsplanes ,Erweiterung Industriegebiet
Neufahrn-Sid“ vornehmen (A 1.2.2).

Der Markt Ergoldsbach hat keine Einwendungen erhoben.

Sonstige offentliche Belange

Trager von Versorgungsleitungen

In der Planfeststellung ist - mit Ausnahme der Telekommunikationsleitungen - nur
Uber das "Ob und Wie" der Leitungséanderungen zu entscheiden, nicht jedoch tber
die Kosten.

Auf die 110-kV-Bahnstromleitung Nr. 416 Landshut - Burgweinting der DB Energie
GmbH, die bei Bau-km 0+810 von der neuen Zubringerstral3e LA 25 gekreuzt wird,
hat der Landkreis Landshut Ricksicht zu nehmen. Der Bestand, die Sicherheit und
der Betrieb der Bahnstromanlage darf nicht beeintrachtigt werden.

Anderungen am Gelandeniveau z. B. durch Aufschiittungen oder Materiallagerungen
darfen im Schutzstreifenbereich der Bahnstromleitung nur in Abstimmung mit der DB
Energie vorgenommen werden. Auch die Pflanzmal3nahmen innerhalb des
Schutzstreifens sind vorher abzustimmen. Die DIN VDE 0105 und DIN EN 50341 in
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der jeweils aktuellen Fassung sind zu beachten. Rechtzeitig vor Baubeginn sind vom
Landkreis Landshut die Ausfuhrungsplane der DB Energie zur Abstimmung
vorzulegen (Nebenbestimmung A 3.8.3.1).

Soweit von der DB Energie auf die Moglichkeit von Eisabfall und Vogelkot unter den
Leiterseilen hingewiesen wird und eine Haftung fur dadurch verursachte Schaden
abgelehnt wird, ist anzumerken, dass Uber solche Haftungsfragen im Rahmen der
Planfeststellung nicht entschieden werden kann und fiir die Sicherheit des Verkehrs
die StraRenbaubehdrde verantwortlich ist.

Auf die Stromanlagen der Bayernwerk AG (friher E.ON Netz GmbH bzw. E.ON
Bayern AG) hat der Landkreis Landshut Ricksicht zu nehmen. Der Bestand, die
Sicherheit und der Betrieb der Anlagen darf durch den Neubau der ZubringerstrafRe
LA 25 nicht beeintrachtigt werden. Den Hinweisen und Forderungen der Bayernwerk
AG wird wie folgt entsprochen (Nebenbestimmung A 3.8.3.2):

- 110-kV-Hochspannungsleitung Nr. 02 Altheim - Regensburg (BWVNr. 461
der ZubringerstralRe LA 25)

Im Lageplan (Planunterlage 5, Blatt 1) wurde die Leitungsschutzzone durch
Roteintrag auf 22 m beiderseits der Leitungsachse berichtigt. Auch die
Namensanderung des Unternehmens auf Bayernwerk AG wurde im
Regelungsverzeichnis (Planunterlage 11) beriicksichtigt.

Fur die Kreuzung der KreisstraBe LA 25 mit der Hochspannungsfreileitung
hat der Landkreis Landshut rechtzeitig vor Baubeginn in Abstimmung mit der
Bayernwerk AG ein Kreuzungsheft mit numerischem Abstandsnachweis zu
erstellen.

Die bauausfihrenden Firmen sind darauf hinzuweisen, dass sie sich
rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten im Schutzbereich der
Hochspannungsfreileitung mit der Bayernwerk AG, 110-kV Freileitungen/
Kabel, in Verbindung zu setzen haben. Die Arbeitshéhen und der Einsatz von
Baumaschinen (Bagger oder Kran) ist innerhalb der Schutzzone separat mit
der Bayernwerk AG abzustimmen. Das Sicherheitsmerkblatt der Bayernwerk
AG fur das Einrichten und den Betrieb von Baustellen in der Nahe von
elektrischen Freileitungen ist zu beachten.

- 110-kV-Hochspannungsleitung Nr. 031 Neufahrn - Rottenburg im Bereich der
Ausgleichsflache A3 der ZubringerstralRe LA 25

Pflanzmallnahmen innerhalb der Leitungsschutzzone sind durch den
Landkreis Landshut vorab mit der Bayernwerk AG abzustimmen.

- Mittel- und Niederspannungsanlagen BWVNr. 458 und 462 der
Zubringerstraf3e LA 25

Notwendige Sicherungs- und UmbaumafRhahmen sind vom Landkreis
Landshut rechtzeitig vor Baubeginn mit der Bayernwerk AG, Netzcenter
Altdorf, Eugenbacher Strale 1, 84032 Altdorf abzustimmen.

Auch bei den Mittel- und Niederspannungsanlagen wurde die
Namensanderung des Unternehmens im Regelungsverzeichnis
(Planunterlage 11) bertcksichtigt.
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Auf die vorhandenen Telekommunikationsleitungen der Telekom Deutschland
GmbH haben die Vorhabentrager bei der Bauausfiihrung Ricksicht zu nehmen. Der
Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen darf durch den Neubau der
Zubringerstral3e LA 25 nicht beeintrachtigt werden.

Die bauausfuhrenden Firmen sind darauf hinzuweisen, dass die notwendigen
Erkundungen Uber die exakte Lage der Telekommunikationseinrichtungen in der
Ortlichkeit bei den zustandigen Stellen der Telekom einzuholen sind und deren
Kabelschutzanweisung bei Durchfihrung der Bauarbeiten im Bereich der
Telekommunikationseinrichtungen zu beachten ist (A 3.8.3.3).

Damit die notwendigen Anpassungsmafinahmen rechtzeitig abgestimmt werden
konnen, ist der Beginn der Bauarbeiten der Telekom Technik GmbH frihzeitig
mitzuteilen (A 3.1.1).

Den Forderungen der Energienetze Bayern GmbH wird mit den
Nebenbestimmungen A 3.1.2 und 3.8.3.4 wie folgt entsprochen:

In die Planunterlagen (Lageplan - Unterlage 5, Blatt 1 und Regelungsverzeichnis -
Unterlage 11) zum Neubau der KreisstraBe LA 25 wurde das parallel zur
Erdgashochdruckleitung laufende Fernmeldekabel der Energie Sudbayern GmbH
durch Roteintrag aufgenommen.

Der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Gasleitung und des
Fernmeldekabels darf durch den Bau der LA 25 nicht beeintrachtigt werden.

Im Bereich zwischen der Entwasserungsmulde BWVNr. 378 und dem
Regenruckhaltebecken 2.2 ist die genaue HOhenlage der Erdgasleitung vom
Landkreis Landshut durch Suchschlitze festzustellen. Bei der Rasenmulde ist eine
kiinftige Leitungsiiberdeckung von mindestens 100 cm einzuhalten. Als Schutz-
maflnahme gegen ein weiteres Eintiefen der Mulde beim Nachprofilieren im Rahmen
des StralBenunterhalts, ist die Muldensohle im Leitungsschutzstreifenbereich
entsprechend zu befestigen.

Die Regenriickhaltebecken 2.1, 2.2 und 2.3 sind vom Landkreis Landshut so zu
platzieren, dass kein Becken unmittelbar Gber der Gasleitung und im 6 m breiten
Schutzstreifenbereich zu liegen kommt.

Vor Uberbauung der Leitungen durch die StraRenanlage LA 25 ist die Umhullung der
Erdgashochdruckleitung zu verstarken, die Fernmeldeleitung mit Muffe zu sichern
sowie ein Kabelschutzrohr einzubauen. Die Detailplanung der Leitungssicherungen
und -anpassungen ist durch den Landkreis Landshut mdglichst friihzeitig mit der
Energienetze Bayern GmbH abzustimmen.

Ausreichende Vorlaufzeiten fur die Anpassungsmal3nahmen an der Gasleitung sind
zu beachten. Anpassungsmalnahmen durfen nur auferhalb der Heizperiode
durchgefuhrt werden. Sie erfordern eine Vorlaufzeit von mindestens 6 Monaten.

Das Merkblatt der Energienetze Bayern fir Bauarbeiten im Bereich von
Gasversorgungsleitungen ist zu beachten.

Zu den vorgetragenen Hinweisen der Energienetze Bayern ist anzumerken, dass
eine Umlegung der Gasleitung nach den Planunterlagen nicht beabsichtigt ist und
neue Grunddienstbarkeiten deshalb nicht erforderlich sind.
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Zwei Meter beidseits der Rohrachse der Erdgashochdruckleitung dirfen keine
Baume und tief wurzelnde Straucher gepflanzt werden.

Alle Erdarbeiten (auch im Bereich der AusgleichsmalRnahmen) im Schutzstreifen-
bereich sind vorher mit den Energienetze Bayern abzustimmen.

Die Zuganglichkeit zu den Leitungen muss auch wahrend der Bauarbeiten jederzeit
sichergestellt sein.

Die dingliche Absicherung des Leitungsbestandes ist vom Stral3enbaulasttrager
auch dann sicherzustellen, wenn StralR3enflachen mit Leitungen aufgelassen und an
Dritte Ubertragen werden.

Vom Zweckverband zur Abwasserbeseitigung Ergoldsbach - Neufahrn i. NB
wurden Einwendungen/Forderungen nicht vorgetragen.

Denkmalschutz

Nach Mitteilung des Bayerischen Landesamtes fur Denkmalpflege und der
unteren Denkmalschutzbehdrde beim Landratsamt Landshut befinden sich im
Bereich der geplanten Anschlussstelle sowie der neuen Kreisstral3e zwei bekannte
Bodendenkmaler (D-2-7239-0270 und D-2-7239-0180) sowie auch zwei
Verdachtsflachen (V-2-7239-0001 und V-2-7239-0004).

Der Neubau der Anschlussstelle B 15neu/LA 25 und der Zubringerstra3e kénnen
auch unter Berticksichtigung des Denkmalschutzes, insbesondere des Schutzes von
Bodendenkmalern zugelassen werden. Die fir die Vorhaben sprechenden Belange
(B 2.2) gehen den Belangen des Denkmalschutzes hier vor. Die in der
Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes fir Denkmalpflege dargestellten
Gegebenheiten haben insgesamt unter Beriicksichtigung  allgemeiner, auch
volkerrechtlicher Verpflichtungen des Staates zum Schutz des arch&ologischen
Erbes nicht den Stellenwert, dass im Ergebnis die Zulassung der Vorhaben unter
Berlicksichtigung der vorgesehenen Schutzauflagen trotz der damit verbundenen
mdoglichen Zerstdérung von Bodendenkmalern abgelehnt werden misste.

Sollten im Zuge der Bauausfiihrung auch in der Stellungnahme des Bayerischen
Landesamtes fiir Denkmalpflege nicht aufgezeigte Bodendenkmaler mit nationaler
Bedeutung auftreten, deren Schutz durch die vorgesehenen Auflagen nicht
hinreichend gewahrleistet wére, hat die Planfeststellungsbehtérde nach Art. 75
Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG die Moglichkeit, Gber dann mdglicherweise gebotene
erganzende Schutzauflagen zur Abwendung unvorhergesehener Nachteile fir
Belange der Denkmalpflege zu entscheiden.

In allen anderen Fallen umfasst dagegen die vorliegende Entscheidung die
denkmalschutzrechtliche Erlaubnis nach Art. 7 Abs. 1 DSchG sowohl hinsichtlich der
bekannten Bodendenkmaler, der bezeichneten Verdachtsflachen als auch
eventueller Zufallsfunde unter Beachtung der durch die Schutzauflagen (A 3.1.5 und
3.8.1) vorgesehenen MalRgaben.

Die angeordneten Schutzauflagen dienen dem vorrangigen, von den
Vorhabentragern im Rahmen der weiteren Detailplanung mdglicherweise noch zu
gewahrleistenden Schutz der Bodendenkmaler vor Beeintrachtigungen bzw. im Fall
unvermeidbarer Beeintrachtigungen dem angemessenen Ausgleich fir die mit deren
Zulassung verbundene Zuriickstellung der Belange der Denkmalpflege gegeniiber
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den fur die Vorhaben sprechenden verkehrlichen Belangen. Obgleich die damit
angeordnete Verpflichtung zur Durchfiihrung von Sicherungsmaflinahmen gegeniber
dem unveréanderten Verbleib im Boden nur sekundére Interessen der Denkmalpflege
zu bertcksichtigen vermag, bleibt auch diese Verpflichtung durch die fur jedes
staatliche Handeln geltenden Grundséatze der Erforderlichkeit, VerhaltnismaRigkeit
und Wirtschaftlichkeit begrenzt. Da diese Festlegungen beim jetzigen Planungsstand
noch nicht abschlieRend mdglich sind, bleiben sie zundchst einer einvernehmlichen
Regelung zwischen Vorhabentrdgern und Bayerischem Landesamt fir
Denkmalpflege vorbehalten, an deren Stelle  soweit erforderlich auch eine
erganzende Entscheidung der Planfeststellungsbehérde maglich bleibt.

Durch die frihzeitige Anzeige des Beginns von Erdbauarbeiten kann die
Durchfiihrung bodendenkmalpflegerischer Mal3nahmen abgestimmt werden, welche
in der Vereinbarung zwischen Vorhabentragern und Bayerischen Landesamt fir
Denkmalpflege festgelegt wurden. Zudem erhalt das Bayerische Landesamt fir
Denkmalpflege hierdurch Gelegenheit, nach erfolgtem Oberbodenabtrag Flachen
fachlich zu beurteilen, fir die die Vorhabentrager keine Voruntersuchungen
durchfiihren mussen (Verdachtsflachen ohne sichere Erkenntnisse).

Wie von der unteren Denkmalschutzbehdrde  gefordert, sind alle
bodendenkmalfachlichen Arbeiten (Erstellen Leistungsverzeichnis, Ausschreibung,
Koordinierung der Arbeiten, Vollzug der denkmalrechtlichen Auflagen usw.) im
Benehmen mit der unteren Denkmalschutzbehérde beim Landratsamt Landshut
durchzufiihren (A 3.8.1).

Wald

Nach Art. 9 Abs. 2 Satz 1 BayWaldG bedarf die Beseitigung von Wald zu Gunsten
einer anderen Bodennutzungsart (Rodung) der Erlaubnis. Diese wird von der
Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses erfasst bzw. ist geman Art.
9 Abs. 8 BayWaldG nicht gesondert erforderlich.

Die Erlaubnis zur Rodung ist zu erteilen, sofern keine Versagungsgrinde geman Art.
9 Abs. 4 bis 7 BayWaldG vorliegen. Die Abs. 4 bis 7 sind im Planfeststellungs-
verfahren sinngemaf zu beachten.

Durch die geplanten StrallenbaumalRnahmen werden 2,32 ha Waldflachen und
waldahnliche Bestdnde im Bereich der neuen Anschlussstelle B 15neu/LA 25 in
Anspruch genommen. Dies lasst sich nicht vermeiden oder weiter reduzieren
(C 2.3.2). Die Rodung erfolgt aus Griinden des Wohls der Allgemeinheit.

Zur Erhaltung der mit den Waldflachen im Naturraum verbundenen 6kologischen
Funktionen ist die Neuanlage von Waldflachen vorgesehen. Im Rahmen der
KompensationsmalRnahmen W1 bis W5 werden auf insgesamt 2,36 ha Flache
naturnahe Waldbestdnde neu gegriindet, die als Wald gemaR Art. 2 BayWaldG
gewertet werden.

Die Autobahndirektion hat im Anhdrungsverfahren zugesagt, bei der MalBhahme W3
nur den nach Osten exponierten Streifen als Waldrand herzustellen und die gesamte
Restflache mit Waldbdumen aufzuforsten. Auch bei W5 wird sie nur den nach
Norden exponierten Streifen als Waldrand herstellen und ebenfalls die gesamte
Restflache mit Waldbdumen aufforsten. Der Weg zwischen dem bestehenden Wald
im Stden und der Flache W5 ist zur GrundstiickserschlieBung notwendig. Weil dort
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ein Kronenschluss zu erwarten ist und deshalb die Trennwirkung zwischen den
Flachen nur sehr gering sein wird, kann die gesamte Flache W5 als
Kompensationsflache angerechnet werden. Die Zusagen der Autobahndirektion sind
unter A 3.8.2 festgehalten.

Dem Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten Landshut ist der Beginn
und die Beendigung der ErsatzaufforstungsmafZnahmen mitzuteilen (A 3.8.2).

Die Schutzgemeinschaft Deutscher Wald ist bei plangemaRer Umsetzung der
KompensationsmalRnahmen mit den Vorhaben einverstanden.

Fischerei

Der Fischereiberechtigte im Goldbach konnte sich, wie vom Bezirk Niederbayern -
Fachberatung flir Fischerei - gefordert, im Anhdrungsverfahren beteiligen.
Einwande sind nicht vorgetragen worden.

Den weiteren Forderungen der Fachberatung fir Fischerei wird mit den
Nebenbestimmungen unter A 3.2 wie folgt entsprochen:

Vor Beginn der Erdarbeiten sind wirksame Sand- und Schlammfange zu errichten
und wahrend der gesamten Arbeitsdauer bis zur Befestigung der Bdschungen
wirksam zu erhalten.

Baumaterialreste dirfen im Gewasser nicht abgelagert, Betonschlempe darf nicht
eingeleitet werden.

Jagd

Die Jagdgenossenschaft WinklsalR fordert im Bereich der Anschlussstelle LA 25
bis einschlie3lich der Betriebskehre die Errichtung eines Wildschutzzaunes.

Hierzu ist festzuhalten, dass die Errichtung von Wildschutzzaunen dem
Strallenbaulasttrager nicht gemal Art. 74 Abs. 2 BayVwVIG im
Planfeststellungsbeschluss auferlegt werden kann. Die Autobahndirektion
Sudbayern hat aber im Anhoérungsverfahren bereits angekiindigt, dass sie mit dem
Neubau der Anschlussstelle den entlang der B 15neu vorhandenen Wildschutzzaun
erganzen wird und zwar ist vorgesehen, die Errichtung eines durchgehenden
Wildschutzzaunes von der B 15neu aus bis kurz vor der Betriebskehre, weil dort die
geringstmdgliche Offnungsweite des Zaunes sein wird.

Die Frage der Wertminderung der Jagdgebiete im Zuge des Baus von Straf3en ist
nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (Urteil vom 15.02.1996, BayVBI
1996, 761) auBBerhalb des Planfeststellungsverfahrens im entschadigungsrechtlichen
Verfahren zu klaren.

Fur die Planfeststellung ist wichtig, ob die negativen Auswirkungen auf das
Jagdausibungsrecht durch andere Trassierung, Gestaltung usw. mit
verhaltnismaiigem Aufwand vermieden oder vermindert werden konnten. Insoweit
ist insbesondere festzuhalten, dass wegen der hier zu erwartenden Auswirkungen
auf das Jagdausubungsrecht nicht auf die Ausflihrung der Vorhaben verzichtet
werden muss und eine schonendere Trassierung oder Gestaltung der Vorhaben
nicht vertretbar erscheint.

Der Landesjagdverband Bayern hat keine Einwande vorgetragen.
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Kreisverkehrsplatz B 15alt

Den Forderungen des Staatlichen Bauamtes Landshut nach rechtzeitiger
Abstimmung der Ausfihrungsplanung sowie zur Aufrechterhaltung des
BundesstralRenverkehrs auch wahrend der Bauarbeiten, wurde mit den
Nebenbestimmungen A 3.2.4 und 3.2.5 entsprochen.

Private Einwendungen

Einwender Nr. 7001 (Grunderwerbsverzeichnis Anschlussstelle Ifd. Nr. 1.10 und
1.11 sowie Grunderwerbsverzeichnis Zubringerstral3e LA 25 Ifd. Nr. 1.20)

(Schreiben vom 8.9.2014)

Der Neubau der weiteren Anschlussstelle LA 25 sidlich von Neufahrn im Zuge der
B 15neu sowie der Zubringerstrale LA 25 ist aus Grinden des Gemeinwohls
verniinftigerweise geboten, weil das vorhandene Stralennetz und die bestehenden
Verknupfungen der Staatsstrale 2142 und der KreisstraBe LA 9 mit der
BundesstralRe B 15neu allein nicht ausreichen, um das derzeitige und insbesondere
das kunftig zu erwartende Verkehrsaufkommen leistungsfahig und verkehrssicher zu
bewaltigen (C 2.2).

Zur Forderung nach Errichtung von weiteren Zufahrten vom 15,5 ha grof3en
Grundstick FInr. 1230, Gemarkung Neufahrn, auf die Kreisstralle LA 25, hat der
Landkreis Landshut mitgeteilt, dass die Kreisstra3e als Zubringer zur B 15neu mit
4.400 Fahrzeugen am Tag stark belastet sein wird und aus Grinden der
Verkehrssicherheit direkte Zufahrten auf ein Mindestmal3 beschrankt werden sollen.
Nach der vorliegenden Planung wird das Grundstuck Finr. 1230 tuber die unmittelbar
auf der West- und Ostseite des Grundsticks vorhanden offentlichen Feld- und
Waldwege ohne grolRere Steigungen an die Kreisstrale LA 25 angebunden. Der
Landkreis wird in Abstimmung mit dem Grundeigentiimer bei ca. Bau-km 0+750 eine
Zufahrt vom Grundstlick aus auf die KreisstraRe LA 25 herstellen (A 3.9.1).

Einwender Nr. 7002 (Grunderwerbsverzeichnis Anschlussstelle Ifd. Nr. 1.12 sowie
Grunderwerbsverzeichnis Zubringerstrafl3e LA 25 Ifd. Nr. 1.15 und 1.16)

(Schreiben vom 16.9.2014)

Der Neubau der weiteren Anschlussstelle LA 25 sudlich von Neufahrn im Zuge der
B 15neu sowie der Zubringerstrale LA 25 ist aus Grinden des Gemeinwohls
vernunftigerweise geboten, weil das vorhandene StralRennetz und die bestehenden
Verknipfungen der Staatsstrale 2142 und der Kreisstralle LA 9 mit der
BundesstralRe B 15neu allein nicht ausreichen, um das derzeitige und insbesondere
das kunftig zu erwartende Verkehrsaufkommen leistungsfahig und verkehrssicher zu
bewaltigen (C 2.2).

Zur Forderung nach Errichtung einer weiteren Zufahrt vom 7 ha grof3en Grundstiick
Finr. 1227, Gemarkung Neufahrn, aus auf die KreisstraRe LA 25, hat der Landkreis
Landshut mitgeteilt, dass die Kreisstra3e LA 25 als Zubringer zur B 15neu mit 4.400
Fahrzeugen am Tag stark belastet sein wird und aus Grinden der
Verkehrssicherheit direkte Zufahrten auf ein Mindestmalfd beschrankt werden sollen.
Nach der vorliegenden Planung wird das Grundstick FInr. 1227 Uber zwei Zufahrten
(BWVNr. 160 und 161) an die KreisstrafRe LA 25 angebunden. Der Landkreis wird in
Abstimmung mit dem Grundeigentimer die geforderte zusatzliche Zufahrt herstellen
und die genaue Lage der Zufahrten in Abstimmung mit dem Grundeigentiimer
festlegen.
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Auch vom Grundstick Flnr. 1224/1, Gemarkung Neufahrn, aus, das laut den
Planunterlagen uber den offentlichen Feld- und Waldweg BWVNr. 162 erschlossen
ist, wird der Landkreis Landshut in Abstimmung mit dem Grundeigentimer eine
Zufahrt zur LA 25 herstellen (A 3.9.2).

Der Landkreis Landshut hat ferner zugesagt, im Zuge der Ausfihrungsplanung
nochmals zu prifen, inwieweit das geplante Regenrtickhaltebecken 3.1 ndher an die
KreisstraRe LA 25 herangeriickt und damit der Flachenzuschnitt der angrenzenden
landwirtschaftlichen Nutzflache im Bereich des Beckens optimiert werden kann. Die
Zusage ist unter A 3.9.2 festgehalten.

Die auf dem vom Einwender gepachteten Grundstiick Flnr. 1224, Gemarkung
Neufahrn, geplanten Rickhaltebecken 3.2 und 3.3 kénnen vom Zuschnitt her nicht
mehr weiter optimiert werden, weil aufgrund der Hohenlage des bestehenden
Regenwasserkanals DN 1000 sowie der Hohenlage der Kreisstral3e das notwendige
Ruckhaltevolumen dabei nicht geschaffen werden konnte. Vom Eigentimer des
Grundstticks wurden hierzu auch keine Einwande gegen die Planlésung
vorgetragen.

Gesamtergebnis

Unter Bericksichtigung aller im Verfahren bekannt gewordenen 6ffentlichen und
privaten Belange lasst sich mit Hinweis auf die vorstehenden Erlauterungen
feststellen, dass der Bau der Anschlussstelle LA 25 im Zuge der B 15neu sowie der
Neubau der Zubringerstrale LA 25 von der B 15alt bis zu dieser Anschlussstelle
auch unter Berucksichtigung der Auswirkungen auf die Umwelt, auf das Eigentum
und alle anderen angesprochenen Belange gerechtfertigt und vertretbar sind.
VerstolRe gegen striktes Recht sind nicht ersichtlich. Optimierungsgebote sind
beachtet. Bei Abwagung aller Belange erweisen sich die Planldsungen und die
KompensationsmalRnahmen als verniinftig.

Begrundung der stra3enrechtlichen Verfiigungen

Die Einziehung, die Umstufung und die Widmung folgen aus § 2 FStrG bzw. Art. 6
Abs. 6, 7 Abs. 5, 8 Abs. 5 BayStrWG, soweit nicht unerhebliche Verlegungen
vorliegen.

Kostenentscheidung

Die Entscheidung Uber die Kosten stiitzt sich auf Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 des
KG vom 20.02.1998 (GVBI 5/ 1998, Seite 43). Von der Zahlung der Gebuhr sind der
Freistaat Bayern und der Landkreis Landshut nach Art. 4 Abs. 1 und 2 des KG
befreit.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner
Bekanntgabe Klage beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof in 80539 Miinchen, Ludwigstralie
23, schriftlich erhoben werden. Sie muss den Klager, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die
zur Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von sechs
Wochen nach Klageerhebung anzugeben.

Das Gericht kann Erklarungen oder Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht
werden, zurlckweisen und ohne weitere Ermittlungen entscheiden, wenn ihre Zulassung nach
der freien Uberzeugung des Gerichts die Erledigung des Rechtsstreits verzogern wiirde und der
Klager die Verspatung nicht gentigend entschuldigt (8§ 87 b Abs. 3 VWGO).

Der angefochtene Beschluss soll in Urschrift oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und
allen Schriftsatzen sollen Abschriften flir die tbrigen Beteiligten beigefligt werden.

Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte, aufler im
Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollméchtigte vertreten lassen. Dies gilt auch fur
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof
eingeleitet wird.

Prozessbevollmachtigter kann ein Rechtsanwalt oder eine sonst nach § 67 Abs. 4 VwWGO und
nach 8 5 RDGEG zur Vertretung berechtigte Person oder Organisation sein.

Landshut, 26.1.2016
Regierung von Niederbayern

gez.
Dr. Helmut Graf
Regierungsvizeprasident
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Hinweis zur Auslegung des Plans

Eine Ausfertigung dieses Planfeststellungsbeschlusses einschlie3lich Rechtsbehelfsbelehrung
wird mit den unter Ziffer 2 des Beschlusstenors genannten Planunterlagen in der Gemeinde
Neufahrn i. NB und im Markt Ergoldsbach zwei Wochen zur Einsicht ausgelegt. Ort und Zeit der
Auslegung werden ortsiblich bekannt gemacht.

Daruber hinaus kénnen der Beschluss und die Planunterlagen tber die Internetseiten der
Regierung von Niederbayern (www.regierung. niederbayern.bayern.de) eingesehen werden. Fir
die Vollstandigkeit und Ubereinstimmung der im Internet veréffentlichten Unterlagen mit den
Auslegungsunterlagen wird keine Gewahr dbernommen. Der Inhalt der zur Einsicht
ausgelegenen Unterlagen ist maf3geblich.


http://www.regierung/

	Der Fischereiberechtigte im Goldbach konnte sich, wie vom Bezirk Niederbayern - Fachberatung für Fischerei - gefordert, im Anhörungsverfahren beteiligen. Einwände sind nicht vorgetragen worden.



